Burgerschaft der Hansestadt Stralsund
Ausschuss fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung

Bekanntmachung

Die 09. Sitzung des Ausschusses fir Bau, Umwelt und Stadtentwicklung findet am
Donnerstag, den 23.08.2018 statt.

Beginn: 17:00 Uhr

Ort: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Konferenzsaal

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1

2

3.1

3.2

3.3

3.4

4.1

4.2

Bestatigung der Tagesordnung

Bestatigung der Niederschrift der 08. Sitzung des
Ausschusses fur Bau. Umwelt und Stadtentwicklung vom
07.06.2018

Beratung zu Beschlussvorlagen

Bebauungsplan Nr. 67 der Hansestadt Stralsund "Gelande
westlich des StraRenbauamtes an der Greifswalder
Chaussee, Andershof"

Vorlage: B 0025/2018

Bebauungsplan Nr. 53 "Wohngebiet zwischen
Damaschkeweg und Kornwinkel", Entwurfs- und
Auslegungsbeschluss

Vorlage: B 0028/2018

Bebauungsplan Nr. 65 "Wohngebiet 6stlich der
Hochschulallee", Abwagungs- und Satzungsbeschluss
Vorlage: B 0029/2018

Vertrag Uber die Herstellung von ErschlieBungsanlagen fur
das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt
Stralsund "Wohngebiet dstlich der Hochschulallee"
Vorlage: H 0050/2018

Beratung zu aktuellen Themen

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0098/2017

Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstrafl3en

Einreicher: Ann Christin von Allwérden, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0018/2018

Verschiedenes

Nichtoffentlicher Teil

6

Beratung zu Beschlussvorlagen



6.1 Verkauf einer stadtischen Teilflache in der Gemarkung
Andershof, Flur 1, Flurstick 15/29 anteilig
Vorlage: H 0060/2017

6.2 Verkauf eines Grundstiickes Frankendamm 72a, Flur 34,
Flurstick 142/3 mit 595 m? in der Hansestadt Stralsund
Vorlage: H 0048/2018

7 Beratung zu aktuellen Themen —keine-

8 Verschiedenes

Offentlicher Teil

9 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von
Empfehlungen aus dem nichtoffentlichen Teil

gez. Hendrik Lastovka
Vorsitz



TOP Qnsgtadt Stralsund

Ausschuss fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung

Niederschrift
der 08. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung

Sitzungsdatum: Donnerstag, den 07.06.2018

Beginn: 17:00 Uhr

Ende 17:40 Uhr

Raum: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Konferenzsaal
Anwesend:

Vorsitzende/r
Herr Hendrik Lastovka

stellv. Vorsitzende/r
Herr Thomas Haack

Mitglieder
Herr Prof. Dr. Rupert Eilsberger

Herr Jan Gottschling
Herr André Meil3ner
Frau Kathrin Ruhnke
Herr JUrgen Suhr

Herr Peter van Slooten

Vertreter
Herr Thomas Schulz Vertretung fur Herrn Stefan Nachtwey

Protokollfiihrer
Frau Gaby Ely

von der Verwaltung

Herr Stephan Bogusch
Frau Ulrike Danzmann
Frau Beate Loffler

Herr Henning Steinbach
Herr Wolfgang Sund

Herr Ekkehard Wohlgemuth

Gaste
Herr Peter Mihle
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Tagesordnung:

1

2

4.1

5.1

10

Bestéatigung der Tagesordnung

Bestatigung der Niederschrift der 06. Sitzung des Ausschus-
ses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung vom 26. 04. 2018
Bestatigung der Niederschrift der 07. Sitzung des Ausschus-
ses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung vom 17.05.2018

Wahl des/der zweiten Stellvertreters/Stellvertreterin des Aus-
schussvorsitzenden

Beratung zu Beschlussvorlagen

Larmaktionsplanung, Fortschreibung 2. Stufe
Vorlage: B 0014/2018

Beratung zu aktuellen Themen

Verfahren und Rahmenbedingungen zur Entwicklung der
Schitzenbastion

Verschiedenes

Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von
Empfehlungen aus dem nichtoffentlichen Teil
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Einleitung:

Von 9 Mitgliedern des Ausschusses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung sind 9 Mitglieder
anwesend, womit die Beschlussfahigkeit gegeben ist.

Die Sitzung wird durch den Ausschussvorsitzenden geleitet. Es erfolgt eine Tontragerauf-
zeichnung.

zul Bestatigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Anderungen/Erganzungen zur Kenntnis genommen.

Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

Zu 2 Bestatigung der Niederschrift der 06. Sitzung des Ausschusses flir Bau,
Umwelt und Stadtentwicklung vom 26. 04. 2018 Bestéatigung der Nieder-
schrift der 07. Sitzung des Ausschusses fir Bau, Umwelt und Stadtentwick-
lung vom 17.05.2018

Bestatigung der Niederschrift der 06. Sitzung des Ausschusses flr Bau, Umwelt und Stadt-
entwicklung vom 26.04.2018 wird ohne Anderungen/Ergdnzungen bestatigt.
Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

Bestatigung der Niederschrift der 07. Sitzung des Ausschusses flr Bau, Umwelt und Stadt-
entwicklung vom 17.05.2018 wird ohne Anderungen/Ergdnzungen bestatigt.

Abstimmung: 8 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 1 Stimmenthaltung
zZu 3 Wahl des/der zweiten Stellvertreters/Stellvertreterin des Ausschussvorsit-
zenden

Frau Ruhnke schlagt Herrn Meil3ner als 2. Stellvertreter des Ausschussvorsitzenden vor.
Herr Suhr schlagt Herrn van Slooten als 2. stellvertretenden Vorsitzenden vor.

Herr Lastovka lasst Uber den Vorschlag von Frau Ruhnke abstimmen.

Abstimmung: 5 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 4 Stimmenthaltungen

Der Ausschussvorsitzende stellt den Wahlvorschlag von Herrn Suhr zur Abstimmung.
Abstimmung: 4 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 5 Stimmenthaltungen

Herr Meil3ner ist somit 2. stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses fur Bau, Umwelt
und Stadtentwicklung.
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zu 4 Beratung zu Beschlussvorlagen

zu4.1 Larmaktionsplanung, Fortschreibung 2. Stufe
Vorlage: B 0014/2018

Auf Grund der Tatsache, dass der Larmaktionsplan nur fir Landes- und Bundesstral3en ver-
pflichtend aufgestellt werden muss, die ein Verkehrsaufkommen von tber 8 Mio. Fahrzeugen
im Jahr haben, stellt sich die Frage, wie sinnvoll es ist, andere Gemeindestral3en in den Plan
mit aufzunehmen. Herr Lastovka schlagt vor, nur die Straf3en aufzunehmen, fur die eine ge-
setzliche Verpflichtung besteht. MaZnahmen flir weitere StraRen sollen im Ausschuss be-
trachtet und ggf. Einzelfallentscheidungen getroffen werden.

Herr Bogusch weist auf den Beschluss der Blrgerschaft aus der Sitzung vom 18.01.2018
hin, in diesem wurden die erste Stufe des Larmaktionsplanes mit dem klassifizierten Stra-
Rennetz und auch MalBhahmen zu anderen Straf3en mit einem Verkehrsaufkommen von
Uber 8000 Fahrzeugen am Tag beschlossen. Eine Herausnahme dieser Stral3en wirde einer
Zurtckstellung gleichkommen.

Herr Lastovka erkléart, dass von der Verwaltung die Aussage erfolgte, dass es schwierig sei,
fur die zweite Stufe des Larmaktionsplanes Mal3Bhahmen zu benennen.

Herr Bogusch bestétigt die Aussage der Verwaltung. Als Grundsatz galt zu Beginn die
Gleichbehandlung der Stralsunder Bevolkerung. Es ist schwer deutlich zu machen, warum
ein Carl-Heydemann-Ring (Landesstraf3e) betrachtet wird und ein Grinhufer Bogen (Ge-
meindestral3e) nicht.

Die gefundenen MalRBnahmen miissen die Freizligigkeit des Verkehrs aufrechterhalten und
gleichzeitig zu einer Larmberuhigung fir die Anwohner fihren.

Herr Lastovka macht noch einmal deutlich, dass die Stral3en, die nicht durch den Larmakti-
onsplan abgedeckt werden im Einzelfall betrachtet werden sollen und so nicht auRer Acht
gelassen werden.

Herr Suhr erklart, dass, sollte es mdglich sein, den Larmaktionsplan bei entsprechender poli-
tischer Willenshildung um Maflinahmen bzw. StralR3en zu erganzen, er der Vorlage zustimmen
wird.

Herr van Slooten spricht sich dafiir aus, die Gesamtsituation zu betrachten und MalRBhahmen
aufeinander abzustimmen. Bei einer punktuellen Betrachtung befiirchtet er, dass die Mal3-
nahmen nicht ineinander greifen. Der Larmaktionsplan soll wie vorgestellt fortgeschrieben
werden.

Herr Haack ist der Meinung, dass, sollte die Vorlage beschlossen werden, Gestaltungsmég-
lichkeiten verloren gehen und der Plan einige Malinahmen enthalt, die so nicht umgesetzt
werden sollten.

Aus der Sicht von Herrn Haack sollten alle Birger angehdrt werden und nicht nur die unmit-
telbar Betroffenen.

AulRerdem ist fraglich, ob einzelne MalRnahmen nach Beschluss der Vorlage noch einmal
diskutiert werden oder ob sie dann einfach umgesetzt werden.

Herr Lastovka schlagt vor, den Plan erst einmal nur fur die rechtlich verpflichtenden StralRen
fortzuschreiben und dass weitere Straf3en nach der Beratung im Ausschuss ergénzt werden.

Herr van Slooten weist darauf hin, dass die Birgerschaft jederzeit berechtigt ist, Entschei-

dungen an sich zu ziehen und sich so zum Beispiel gegen MalRhahmen aus dem Larmakti-
onsplan zu entscheiden.
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Herr Suhr fragt, ob es méglich ist, MaRnahmen eine StralRe betreffend, welche im Larmakti-
onsplan festgeschrieben sind, durch einen Beschluss der Birgerschaft zu &ndern. Wenn
dies der Fall ist, sieht Herr Suhr keinen Grund von den Mal3Bhahmen im Larmaktionsplan ab-
zuweichen.

Herr Bogusch erklart, dass es sich bei dem Larmaktionsplan um ein Konzept handelt, wel-
ches Malinahmen vorschlagt, die in eine Abwagung mit einbezogen werden missen. Wenn
die Abwéagung ergibt, dass Argumente gegen die Mal3hahmen aus dem Larmaktionsplan
sprechen, missen diese nicht umgesetzt werden. Bei der ndchsten Fortschreibung des Kon-
zeptes muss dann geschaut werden, ob andere MalRnahmen getroffen werden kénnen.

Herr Bogusch betont, dass er durch den vorliegenden Beschluss berechtigt ist, im Einver-
nehmen mit der oberen Verkehrsbehtérde Mal3hahmen aus dem Larmaktionsplan umzuset-
zen, ohne die Birgerschaft erneut zu beteiligen.

Herr Haack sieht sich in der Aussage von Herrn Bogusch bestatigt und bekraftigt, dass er
auch kurzfristig bereit wéare, EinzelmaRnahmen im Ausschuss zu beraten.

Herr Bogusch bietet an, bei der Umsetzung einzelner MaBnhahmen aus dem Larmaktionsplan
die Burgerschaft an der Entscheidung zu beteiligen und den Beschluss um diese Formulie-
rung zu erganzen.

Herr Lastovka stellt folgenden Antrag:

Der Ausschuss stimmt der Fortschreibung des Larmaktionsplanes zu, soweit es die gesetz-
lich verpflichtenden Straf3en betrifft. Gleichwohl wird die Verwaltung vor der Umsetzung et-
waiger Maf3nahmen nochmal den Ausschuss fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung beteili-
gen und soweit StralRen betroffen sind, die nicht verpflichtend im Larmaktionsplan genannt
sind, diese kurzfristig im Ausschuss vorstellen, um eine Erganzung des Larmaktionsplanes
fur die Burgerschaft vorzubereiten.

Herr Bogusch macht folgenden Gegenvorschlag. Der Larmaktionsplan wird mit den Ge-
samtmaflinahmen beschlossen und es wird festgelegt, dass vor der Umsetzung der Mal3-
nahmen die Zustimmung des Bauausschusses einzuholen ist.

Herr van Slooten stellt den Antrag, dass der 2. Fortschreibung des Larmaktionsplanes unter
der Einschréankung zugestimmt wird, dass Einzelmal3nahmen hinsichtlich der Umsetzung
des Larmaktionsplanes mit dem Bauausschuss/der Blirgerschaft abgestimmt werden.

Herr Suhr spricht sich fur den Antrag von Herrn van Slooten aus.

Herr Lastovka stellt seinen Antrag zur Abstimmung.

Abstimmung: 6 Zustimmungen 3 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

Herr Lastovka stellt den Antrag von Herrn van Slooten zur Abstimmung.

Abstimmung: 4 Zustimmungen 5 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

AbschlieRend stellt Herr Lastovka die Vorlage mit dem ersten Anderungsantrag zur Abstim-
mung:

Abstimmung: 7 Zustimmungen 2 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

Der Ausschuss empfiehlt der Birgerschaft, die Vorlage B 0014/2018 unter Berticksichtigung,
der vorgeschlagenen Erganzung zu beschliel3en.
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zu 5 Beratung zu aktuellen Themen

zu5.1 Verfahren und Rahmenbedingungen zur Entwicklung der Schiitzenbastion

Die Prasentation zu diesem Tagesordnungspunkt wird dem Protokoll als Anlage beigefugt.
Herr Wohlgemuth erlautert die wesentlichen Punkte zu dem Vorhaben. Die Verwaltung wur-
de beauftragt zu Uberprifen, wie das hohe Verkehrsaufkommen des Neuen Marktes am bes-
ten auf die Schitzenbastion verlagert werden kann. Zum einen sollen die Stellplatze vom
Neuen Markt unterirdisch auf die Schiutzenbastion verlagert werden, sodass auf der Flache
der Tiefgarage eine alternative Nutzung méglich ist. Zum anderen ist die Unterbringung von
Fahrradabstellanlagen vorgesehen. Der Wettbewerb soll relativ zeitnah von der Verwaltung
ausgelobt werden. Urspriinglich sollte die Schiitzenbastion nach dem Stadtraumentwick-
lungskonzept eine grine Freiflache bleiben. Im Plan zur baulichen Nutzung ist nun Parken
vorgesehen. Die Errichtung einer Tiefgarage ist verbunden mit dem stadtebaulichen und
denkmalpflegerischem Ziel, dass der Bastionenring um die Altstadt an dieser Stelle erganzt
und eine Freiflache ausgebildet wird. Es wird eine Unterbringung der Fahrzeuge auf 2 Ebe-
nen erfolgen, um so alle Parkplatze des Neuen Marktes abzudecken. Aus jetzt 185 Parkplat-
zen werden dann 225 Stellflachen. Somit werden neue Stellplatze gewonnen. Die Oberfla-
che der Tiefgarage kann in Spitzenzeiten auch als Parkmdoglichkeit genutzt werden.

Die Auslobung erfolgt anhand von Rahmenbedingungen. Diese sind:

o Raumliche Wiederherstellung der historischen Bastion unter Gewahrleistung wichti-
ger Sichtbeziehungen (u.a. auf die Marienkirche)

o Herstellung einer der ,Bastion” vorgelagerten 6ffentlichen Grunflache mit Aufenthalts-
qualitat und Wasserbezug

e Schaffung einer Wegeverbindung fur FulRganger und Radfahrer auf dem alten ,Wei-
dendamm®

e Einordnung eines offentlichen WC sowie von Fahrradabstellmdglichkeiten

e Ufergestaltung des Frankenteichs nach denkmalpflegerischen Vorgaben

e Wiederherstellung der Kante des kleinen Frankenteichs

Konkrete Rahmenbedingungen fir das Parkdeck sind:

e Einordnung eines 1 % - geschossig versenkten Parkdecks mit mind. 250 Stellplatzen,
Kontur in Anndherung an die eh. Bastion

e Hohengleiche Entwicklung aus dem Stral3enraum Frankenwall heraus, in leicht an-
steigendem Gefélle in Richtung der siidlich gelegenen Freiflachen, max. Hohenunter-
schied OK Parkdeck, OK Gelande 3,60 m

e Ausbildung oberirdisch als multifunktional / 6ffentlich nutzbare Platzflache, in saisona-
len Spitzenzeiten als zusatzlicher Parkplatz

Wenn die Genehmigung zur Durchfiihrung des Wettbewerbs aus Schwerin vorliegt, soll die-
ser zeitnah durchgefihrt werden, um eine entsprechende Grundlage fur die Stellung von
Fordermittelantrdgen zu haben.

Herr Haack unterstitzt das Vorhaben.

Herr Suhr stimmt dem Gesamtkonzept zu, erfragt aber, wie sich die Gestaltung einer Griin-
anlage und die Sichtbarkeit eines ,halben“ Parkdecks vereinbaren lassen.

Herr Wohlgemuth erklart, dass die Bastion eine dreieckige Form haben soll. Innerhalb der
Flache befindet sich die Tiefgarage mit einem oberen Parkdeck, welches als Platz z. B. fir
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Spiele und Sport, aber in Spitzenzeiten auch zum Parken genutzt werden soll. Um dieses
Zentrum herum entsteht eine Griinflache.

Auf die Frage von Herrn Lastovka antwortet Herr Wohlgemuth, dass fur dieses Vorhaben
eine Einzelfallgenehmigung bendtigt wird, da die Kosten Uber 50.000€ liegen. Hierfur sollen
Stadtebaufordermittel verwendet werden.

Der Ausschussvorsitzende schliel3t den Tagesordnungspunkt.

ZU 6 Verschiedenes

Herr Haack fragt Herrn Bogusch, warum in dem Gebiet um das Heilgeistkloster die Papier-
korbe abgebaut wurden.

Herr Bogusch sagt zu, sich zu informieren und die Information weiterzuleiten.

Herr Bogusch bittet die Ausschussmitglieder, sich im Zusammenhang mit dem Konzept zur
Umgestaltung des Bahnhofumfeldes zur nachsten Sitzung in den Fraktionen zu beraten. So
kann eine erneute Beratung des Konzeptes in der nachsten Sitzung des Ausschusses erfol-
gen.

zu 10 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von Empfehlungen
aus dem nichtoffentlichen Teil
Herr Lastovka stellt die Offentlichkeit wieder her und gibt Bekannt, dass die Vorlagen B

0022/2018 und H 0032/2018 den entsprechenden Gremien zur Beschlussfassung empfohlen
wurden.

gez. Hendrik Lastovka gez. Gaby Ely
Vorsitzender Protokollfiihrung
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TOP O 3.1

Hansestadt Beschlussvorlage Birgerschaft
St ra ISU n d Vorlage Nr.: B 0025/2018
offentlich

Titel: Bebauungsplan Nr. 67 der Hansestadt Stralsund "Gelande westlich des
StralBenbauamtes an der Greifswalder Chaussee, Andershof"

Federfihrung: 60.4 Abt. Planung- und Denkmalpflege Datum: 07.06.2018

Bearbeiter: Wohlgemuth, Ekkehard,
Gessert, Kirstin,
Kluge, Swanhild

Beratungsfolge Termin
OB-Beratung 02.07.2018
Ausschuss fiir Bau, Umwelt und | 23.08.2018
Stadtentwicklung

Sachverhalt:

Das ca. 1,38 ha grol3e, im Stadtteil Andershof an der Greifswalder Chaussee westlich des
StralRenbauamtes Stralsund gelegene Plangebiet wird im Norden durch das Grundstick
Greifswalder Chaussee 63a (ehemaliges Eichamt) und die StralRe Zur Steilkiiste, im Osten
durch das Grundstiick Greifswalder Chaussee 63b (StralRenbauamt Stralsund) und im Stden
durch das Grundstick Boddenweg 3 (Caravan-Brehmer) begrenzt (siehe Anlage). In
Verlangerung des Boddenweges nach Norden wird eine Teilflache des Grundstlickes
Greifswalder Chaussee 63b in den Geltungsbereich einbezogen.

Die Flache gehorte vor 1990 zum militarisch genutzten Geléande der Bereitschaftspolizei und
ist nach der Wiedervereinigung in Besitz des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Ubergegangen. Die Sundblick-Grundstiicks GmbH & Co. KG aus Waren/Muritz hat im Jahr
2016 das brachgefallene Areal vom Land Mecklenburg-Vorpommern erworben.

In den letzten Jahren zeichnet sich in der Hansestadt Stralsund ein stetiger
Einwohnerzuwachs ab. Die Bevdlkerung wuchs von 56.875 (Stand Dezember 2010) auf
59.610 (Stand Dezember 2017). Mit diesem Einwohnerzuwachs steigt auch der Bedarf an
sozialen Einrichtungen sowie Nahversorgungseinrichtungen. Der Hansestadt Stralsund
fehlen nach den aktuellen Ermittlungen (Abfrage der vorhandenen Einrichtungen) insgesamt
ca. 300 Kinderbetreuungsplatze.

Im Stadtgebiet Stid (Andershof und Devin) sind nach 1990 neun Wohngebiete entstanden
(B-Plane Nr. 5, 19, 26, 32, 42, 46, 48, 62 und 63). In den o0.g. neuen Wohngebieten sind
neben den Einfamilienhdusern auch Geschossbauten errichtet worden.

Allein in Andershof konnten in den letzten drei Jahren durch die Wiedernutzung von
Brachflachen neue Wohngebiete (B-Plan Nr. 62 und B-Plan Nr. 63) besiedelt werden und ein
weiteres Gebiet (B-Plan 32) wird z. Zt. bebaut. Durch die neuen Gebiete werden in
Andershof zwischen 625 bis 900 Einwohner hinzukommen. Der Anteil junger Familien mit
kleinen Kindern in neu erschlossenen Gebieten liegt i.d.R. Uber dem Durchschnitt.



Entsprechend steigt auch der Bedarf an Betreuungsplatzen in den Kindereinrichtungen.

Die Nachfrage nach Kinderbetreuung des Stadtgebietes Sid kann z.Zt. lediglich durch die
Einrichtung ,Am Bodden®, Boddenweg 4 gedeckt werden. Diese Kindertagesstatte verfugt
nur Uber 18 Krippenplatze, 60 Kindergartenplatze und 150 Hortbetreuungsplatze. Deshalb
soll im Stadtgebiet Stid eine weitere Kindertagesstatte entstehen.

Fir die neu geplante Kindereinrichtung, die die derzeitigen Versorgungsdefizite im
Stadtgebiet Sud verringern soll , gibt es bereits einen konkreten Bewerber- der Verein
Lebensraume e.V. Geplant ist eine Kindertagesstatte ,KiTa 15“ mit 24 Krippen- und 45
Kindergartenplatzen mit 15 Stunden Betreuungszeit, 7 Tage/Woche, insbesondere fir Kinder
von berufstatigen Eltern im Dienstleistungssektor/Schichtdienst. Damit soll ein bisher in
Stralsund einmaliges Angebot geschaffen werden. Die Realisierung dieser KiTa hat deshalb
sehr hohe Prioritdt, da sie eine Einrichtung ist, die nach Aussage des Landkreises eine
Forderung erhalten soll.

Der Einzelhandelskomplex real am Gustower Weg mit dem real-Markt und einem nicht mehr
zeitgemalen Aldi mit unterdurchschnittlicher Verkaufsflache sichert die (Nah)Versorgung im
Stadtgebiet Sud. Im Bereich zwischen der Kreuzung Frankendamm und dem bisher als
Stadtteilzentrum Sid/Andershof eingestuften Einzelhandelskomplex real gibt es bisher
keinen weiteren Nahversorger, d.h. hier besteht eine Licke im flachendeckenden
Nahversorgungsnetz im Stralsunder Stadtgebiet.

Das in Aufstellung befindliche Regionale Einzelhandelskonzept fir den Stadt-Umland-Raum
Stralsund (REHK) empfiehlt die Ansiedlung eines weiteren Nahversorgers am Standort
westlich des StraBenbauamtes. Damit folgt das Konzept den Vorgaben des
Landesraumentwicklungsprogramms M-V 2016, das die Entwicklung zukunftsfahiger
Nahversorgungsstrukturen auf der Grundlage von Einzelhandelskonzepten fordert

Da insbesondere vor dem Hintergrund des demografischen Wandels die wohnungsnahe,
von der nicht motorisierten Bevolkerung auch ful3laufig zu erreichende Nahversorgung mit
Waren des kurzfristigen und mittelfristigen Bedarfs zunehmend an Bedeutung fur eine
mdoglichst lange selbstandige Lebensfiihrung bis ins hohe Alter gewinnt, soll die Netzliicke
durch Ansiedlung eines zeitgemaflen Nahversorgers mit 800 bis 1.000 m?2 Verkaufsflache
geschlossen werden.

Die Flache wird voraussichtlich fir die dringend bendétigten Infrastruktureinrichtungen (KiTa
u. Nahversorger) nicht vollstandig benétigt, deshalb plant der Vorhabentrager aufgrund der
hohen Nachfrage, hier wie im angrenzenden allgemeinen Wohngebiet (B-Plan Nr. 62)
erganzend auch ein Wohnhaus ggf. flr Betreutes- und Seniorenwohnen zu bauen.

Der Uberwiegende Teil der Flache (1,15 ha) wird von der unteren Forstbehorde als
Kistenwald eingestuft. Der Waldstatus steht der geplanten baulichen Entwicklung entgegen.
Deshalb ist Anfang Mai 2018 bei der zustdndigen Forstbehdrde ein Antrag auf
Waldumwandlung gestellt worden. Die Flache ist als Neuwaldflache zu beurteilen, die sich
nach der Nutzungsauflassung und Riickbau des Garagenkomplexes aufgrund unterlassener
Grundstuckspflege in den vergangenen 25 Jahren sukzessive gebildet hat. Durch die
isolierte Lage der Neuwaldflache ist sie fur das Stadtklima von untergeordneter Bedeutung.
Die zur Umwandlung beantragte Waldflache umfasst damit keinen alten Waldstandort mit
komplexen Waldfunktionen. Die Inaussichtstellung der Waldumwandlung nach § 15 Abs. 1
LWaldG i.V. m. § 15 a Abs. 1 L WaldG M-V ist eine wesentliche Voraussetzung fur den
erfolgreichen Abschluss des Bebauungsplanverfahrens.

Das Plangebiet ist fur die Ansiedlung der o.g. Infrastruktureinrichtungen geeignet und der
Eigentimer unterstitzt die Ansiedlung der geplanten Nutzungen. Alternative Standorte sind
im Einzugsgebiet derzeit nicht verfligbar.



Lésungsvorschlag:
Es wird vorgeschlagen einen Bebauungsplan gemald § 2 Abs. 1 BauGB aufzustellen. Das
Planverfahren sollen mit dem Aufstellungsbeschluss eingeleitet werden.

Ein erstes staddtebauliches Konzept des Vorhabentrdgers sieht angrenzend an die
Greifswalder Chaussee den Nahversorger mit Parkplatz vor und dstlich davon die KiTa und
den Wohnungsbau. Um die fuBlaufige Erreichbarkeit des Nahversorgers aus den
angrenzenden Wohngebieten sicherstellen zu kdnnen, sind FuRBwegeverbindungen vom
Boddenweg und Am Steilufer in der weiteren Planung zu bertcksichtigen.

Die technische Erschlieung ist neu herzustellen und muss in die vorhandenen 6ffentlichen
Netze eingebunden werden. Der geplante Nahversorger soll von der Greifswalder Chaussee
aus stral3enseitig erschlossen werden. Die KiTa und der geplante Wohnungsbau kdnnen
voraussichtlich Uber den Boddenweg ggf. die Stralle Am Steilufer angeschlossen werden.

Parallel zur Greifswalder Chaussee verlauft eine Rohwasserleitung zum Wasserwerk
Andershof, welche nicht Uberbaut werden darf. Weitere Bestandsleitungen (Trinkwasser und
Abwasserleitungen) sind bei der Planung zu beriicksichtigen bzw. umzuverlegen.

Auf dem Areal steht ein ca. 37 m hoher Funkmast (Richtfunk/Betriebsfunk), der dem
StralRenbauamt Stralsund gehort. In der Planung ist der erforderliche Bauabstand nach
Landesbauordnung (LBauO M-V) zu berlcksichtigen.

Nach Auskunft der unteren Abfallbehdérde vom 04.05.2018 besteht nach der 2014/2015
erfolgten Altlastensanierung kein Altlastenverdacht mehr. Nach Aushub und Entsorgung der
kontaminierten Bauwerke und Boden wurden keine erhdhten Werte festgestellt. Aufgrund der
ehemaligen militarischen Nutzung (Kasernenanlage Stralsund-Andershof) wird das Gelande
als kampfmittelbelastet eingestuft. Im Vorfeld der Baumaf3nahem ist der Munitionsdienst zu
beteiligen.

Bei der Planung ist zu beachten, dass das Areal vollstandig in der Trinkwasserschutzzone IlI
der Wasserfassung Andershof liegt.

Wird von Seiten der zustandigen Forstbehdrde eine Waldumwandlung in Aussicht gestellt,
soll der Ausgleich auf einem anerkannten Waldkonto erfolgen.

Fur das Planverfahren soll der § 13 a BauGB angewendet werden, d.h. der Plan kann als
Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren ohne Umweltprifung
aufgestellt werden. Die Uberbaubare Grundflache wird weniger als 20.000 m? betragen und
mit der Uberplanung einer baulich umschlossenen Flache ist hier eine MaRnahme der
Innenentwicklung vorgesehen.

Zum Bebauungsplan soll ein grinordnerischer Fachbeitrag erarbeitet werden. Ziel ist es,
einen mdoglichst grofen Anteil des randstindigen GroRbaumbestandes zu erhalten. Zum
Abprifen der artenschutzrechtlichen Belange ist ein entsprechender Fachbeitrag zu
erarbeiten.

Der rechtsverbindliche Flachennutzungsplan (FNP) der Hansestadt Stralsund stellt das Areal
westlich des StralRenbauamtes als Flache fur den Gemeinbedarf ,6ffentliche Verwaltung®
dar. Im beschleunigten Verfahren kann der Bebauungsplan von den Darstellungen des FNPs
abweichen. Der FNP ist entsprechend der geplanten Nutzung zu berichtigen. Der Bereich
soll dann anteilig als Sonderbauflache, Gemeinbedarfsflache und Wohnbauflache dargestellt
werden. Der dem FNP beigeordnete Landschaftsplan stellt das Gebiet als Bauflache dar und
muss deshalb nicht berichtigt werden.



Alternativen:

Im Umfeld des Plangebietes gibt es mit Ausnahme der Gewerbebrache des ehemaligen
Landwirtschaftlichen Instandsetzungswerkes (LIW) keine Grundstiicke mit dem fir eine
Marktansiedlung erforderlichen Flachenpotenzial von ca. 4.000- 6.000 m? Grof3e. Aufgrund
der privaten Eigentumsverhaltnisse und anderer Entwicklungsinteressen des Eigentimers
steht diese Flache als Alternative nicht zur Verfigung. Wenn im Plangebiet eine neue KiTa
und ein Nahversorger angesiedelt werden sollen, besteht zu einem Bebauungsplan keine
Alternative.

Beschlussvorschlag:

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

1. Fir das im Stadtteil Andershof gelegene Gelande an der Greifswalder Chaussee westlich
des StraBenbauamtes Stralsund soll ein Bebauungsplan gemaR &8 2 Abs. 1 BauGB
aufgestellt werden.

Das ca. 1,38 ha groRRe Plangebiet umfasst in der Gemarkung Andershof, Flur 1 die
Flurstiicke 24/46 (anteilig), 24/48, 157/3 und 158/4. Es wird begrenzt im Norden durch das
Grundstiick Greifswalder Chaussee 63a (ehemaliges Eichamt) und die StraRe Zur Steilkiiste,
im Osten durch das Baugrundstiick Greifswalder Chaussee 63b (StraBenbauamt Stralsund)
und im Suden durch das Grundstiick Boddenweg 3 (Caravan-Brehmer).

2. Ziel der Planung ist Einordnung einer Kindertagesstatte und eines Nahversorgers sowie
erganzend Wohnbebauung

3. Da das Plangebiet die Voraussetzungen des § 13 a BauGB als - andere Malinahme der
Innenentwicklung - erflllt, soll der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne
Umweltprifung geman § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden.

4. Der Beschluss ist ortstiblich bekannt zu machen.

Finanzierung:

Die Stadt wird mit dem Vorhabentrager, der Sundblick-Grundstiicks GmbH & Co. KG aus
Waren/Miiritz, einen stadtebaulichen Vertrag zur Ubernahme der Planungskosten fiir die
Erarbeitung des Bebauungsplans und erforderlicher Fachplanungen abschlieRen. Zur
Sicherung der ErschlieBungs- und AusgleichsmalRnahmen ist vor Abschluss des
Planverfahrens zwischen dem Vorhabentrager, der Stadt und der REWA mbH ein weiterer
stadtebaulicher Vertrag abzuschlieRen.

Termine/ Zustandigkeiten:
Offentliche Bekanntmachung: ca. 8 Wochen nach dem Biirgerschaftsbeschluss
Zustandig: Amt far Planung und Bau, Abt. Planung und Denkmalpflege
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Beratungsfolge Termin

Sachverhalt:

Die Bulrgerschaft hat am 07.07.2016 die Aufstellung des Bebauungsplanes fir den
nordlichen Teil des stadtebaulichen Entwicklungsbereiches ,Kleiner Wiesenweg"
beschlossen. Das ca. 2,4 ha grolBe Plangebiet liegt im Stadtgebiet Tribseer, Stadtteil
Tribseer Wiesen. Es wird begrenzt im Norden durch die Baugrundsticke des
Damaschkeweges und Grundstiicke des Heuweges, im Osten durch den Heuweg, im Stiden
durch das in Umsetzung befindliche Wohngebiet am Kornwinkel und im Westen durch den
Kleinen Wiesenweg.

Mit der Planung soll das in der Umgebung bestehende Wohngebiet gestarkt und das
Wohnbediirfnis der Bevolkerung erflllt werden. Als Planungsziel wird ein Allgemeines
Wohngebiet fir den Eigenheimbau angestrebt.

Mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes vom Mai 2017 erfolgte die 1. Beteiligung der
Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit in der Zeit vom 26.06.2017 bis 11.07.2017.
Die zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen wurden geprift und die sich daraus
ergebenen Fachgutachten beauftragt. Die vorliegenden Fachgutachten ,Chemische
Untersuchung hinsichtlich Schadstoffe® vom Januar 2018, ,Artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag® vom Januar 2018 und ,Biotopkartierung und Ausgleichs-Bilanzierung“ vom
Méarz 2018 wurden bei der Erarbeitung des nun vorliegenden Entwurfes des
Bebauungsplanes mit Stand vom Juni 2018 beriicksichtigt. Eine wesentliche Anderung
gegenuber dem Vorentwurf besteht in der Berticksichtigung des vorhandenen Feuchtbiotops
einschliel3lich erforderlicher Pufferzone. Da das Biotop unmittelbar westlich am Heuweg
angrenzt, ist in diesem Abschnitt ein Ausbau des Heuweges Uber den Bestand hinaus nicht
moglich.

Der Bebauungsplan sollte als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemafld § 13a BauGB
(beschleunigtes Verfahren ohne Umweltprifung) aufgestellt werden. Zur Starkung der
Rechtssicherheit soll er nun als Bebauungsplan geman § 13b BauGB weitergefuhrt werden.
Hierbei handelt es sich ebenfalls um ein beschleunigtes Verfahren ohne Umweltprifung
unter Einbeziehung auch von Auf3enbereichsflachen. Damit wird berlcksichtigt, dass der
ostliche Bereich neben dem bestehenden Heuweg den Charakter einer



AulRenbereichsflache aufweist.

Ldsungsvorschlag:

Unter Bericksichtigung der zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen ist die
Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfes abgeschlossen, so dass er nun von der
Burgerschaft gebilligt und zur 6ffentlichen Auslegung bestimmt werden kann.

Der Entwurf zum Bebauungsplan hat nachfolgenden wesentlichen Planinhalt:

1. Art und MaR der baulichen Nutzung

Entsprechend der Zielsetzung, einen Wohnungsbaustandort zu entwickeln, wird ein
allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt, das vorwiegend dem Wohnen dient. Daneben
sollen die zur Versorgung des Gebietes notwendigen nicht stérenden Handwerksbetriebe
sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Nutzungen angesiedelt
werden konnen, sowie ausnahmsweise die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden,
Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Um eine stadtebaulich unerwiinschte Verdichtung und eine zu hohe Bodenversiegelung zu
vermeiden, wird eine MindestgroRe fir Einzelhausgrundstiicke von 500 m2 und flr
Doppelhausgrundstiicke von 350 m2 je Doppelhaushalfte festgesetzt und die
Grundflachenzahl (GRZ) in Anlehnung an den angrenzenden B-Plan Nr. 41  Kleiner
Wiesenweg - nordlicher Teil* auf 0,25 begrenzt. Mit dem Ziel eine lockere Siedlungsstruktur
zu schaffen, wird die offene Bauweise festgesetzt, d.h. die Gebaude sind mit seitlichem
Grenzabstand zu errichten.

Das Plangebiet wird in die Gebietsteile WA1, WA2, WA3 und WA4 gegliedert. Es ist eine
Hohenstaffelung der Gebaude vorgesehen, die von Nord nach Sud abnimmt.

So koénnen im WA1 und WA2 zwei Vollgeschosse errichtet werden mit einer maximalen
Firsthhe von 9,5 m. Fiur das WA3 sind ebenfalls 2 Vollgeschosse und die maximale
Firsthéhe von 9,5 m zulassig, wobei mit der Festsetzung einer maximalen Traufhthe von 4,2
m das 2. Geschoss als Dachgeschoss auszubilden ist. Im WA4 sollen aufgrund der
rickwartigen Lage nur eingeschossige Gebaude ohne ausbauféahiges Dachgeschoss
errichtet werden. Die zulassige Firsthéhe ist hier auf 6,5 m begrenzt.

Als Hausformen sind im WAL und WA2 Einzel- und Doppelhauser zulassig und im WA3 und
WA4 ausschlie3lich Einzelhauser.

2. ErschlieRung

Das offentliche ErschlieBungsnetz des Plangebietes wird so entwickelt, dass es im
Sudwesten an den Damaschkeweg (Planstrale A) und im Nordosten an den Heuweg
(PlanstraBe C) anbindet. Uber die PlanstraBe B wird im Siiden ein Anschluss an den
FuRweg neben dem Kinderspielplatz des B-Planes Nr. 41 hergestellt, so dass fur FuRganger
und Radfahrer eine durchgehende Verbindung vom Damaschkeweg bis zur Stral3e Tribseer
Wiesen besteht. Am Ende der Planstrale B wird ein Wendehammer vorgesehen, der auf
dreiachsige Millfahrzeuge ausgerichtet ist. Weiterhin wird die Planstrale B in nordliche
Richtung Uber den Heuweg (Planweg D) als Geh- und Radweg weitergefuhrt. Der
dreiarmige Knoten PlanstraRe B und Heuweg kann als Minikreisel mit einem Durchmesser
von 15 m ausgestaltet werden.

Der Ausbau der geplanten Strallen erfolgt differenziert. Die PlanstraBe A wird als
HaupterschlieBungsstraRe und Verbindung zum Damaschkeweg mit einer Breite von 10 m
und einer gesonderten Fahrbahn mit einem einseitigen Gehweg ausgestattet. Die Planstral3e
B mit einer Gesamtbreite von 7,75 m wird als verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt. Der
Bedarf an offentlichen Stellplatzen fur Besucher sowie Straf3enbdume sind innerhalb der

B 0028/2018 Seite 2von 5



PlanstralRe A und B vorgesehen. Die Planstral3e C soll ebenfalls als Mischverkehrsflache mit
einer Breite von 5,25 m ausgebaut werden. Unter Berlcksichtigung des westlich
angrenzenden geschitzten Feuchtbiotops ist eine Fahrbahn-Einengung fiir diesen Bereich
entsprechend der bestehenden Breite des Heuweges bis auf 4,25 m erforderlich. Der
Planweg D wird als Geh- und Radweg mit einer Breite von 5 m festgesetzt und ist fur
Anlieger frei.

Die Erschlie3ung der Baugrundstiicke erfolgt tber die Planstral3e B. Hieran schliel3en auch
die in der 2. Baureihe liegenden Grundstiicke (WA4) mit 3,5 m breiten Zufahrten an, die als
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt sind.

Das Plangebiet wird an das stadtische Ver- und Entsorgungsnetz angeschlossen. Die
Vorplanung hierzu erfolgt bereits.

3. Grun- und AusgleichsmaRnahmen
Im Nachgang der Offentlichkeits- und Behd&rdenbeteiligung zum Vorentwurf wurde eine
,Biotopkartierung und Ausgleichs-Bilanzierung“ erstellt.

Im Ergebnis erfolgte angrenzend an den Heuweg die Festsetzung einer ca. 1.200 m2 grof3en
offentlichen Grunflache. Die Flache umfasst das vorhandene gesetzlich geschitzte
Feuchtbiotop einschlief3lich Pufferzone sowie die nordlich daran angrenzende Flache bis an
die PlanstralRe B, die aufgrund des einzuhaltenden 30 m - Abstandes zum Wald (6stlich des
Heuweges gelegen) ebenfalls nicht bebaubar ist.

Die Planung bereitet einen Eingriff in geschiitzte Gehélzbiotope und Baume vor.

Um den Kompensationsbedarf flr den Biotopverlust zu decken, ist die Pflanzung einer
funfreihigen, ca. 490 m langen freiwachsenden Hecke auferhalb des Bebauungsplanes
geplant. Diese Flache, die im Eigentum der Stadt ist, befindet sich am Rand des Flugplatzes
Stralsund, angrenzend zur Kleingartenanlage ,Knieper Vorstadt e.V.".

Fur die nach NatSchAG M-V geschitzten Baume sind 14 Ersatzpflanzungen und fir die
nach Baumschutzsatzung geschitzten Baume 2 Ersatzpflanzungen erforderlich. Der
Bebauungsplan setzt fest, die 14 Ersatzbaume im Stralenraum und die 2 Ersatzbdume auf
den privaten Baugrundstticken zu pflanzen.

Mit diesen KompensationsmalRnahmen wird der geplante Eingriff vollumféanglich
ausgeglichen und zugleich eine Aufwertung des Ortsbildes geschaffen.

Mit dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag, der vor allem eine artenschutzrechtliche
Betroffenheit der Artengruppen Brutvogel, Fledermduse und Amphibien aufzeigt, wurden
Vermeidungs- und CEF-Malinahmen ausgewiesen, die in den Bebauungsplan tibernommen
wurden. So wurde fir den Verlust der Fortpflanzungsstétte des Neunttters die auf3erhalb
des Plangebietes anzulegende Heckenpflanzung am Flugplatz als CEF-MalRnahme
zugeordnet. Als Vermeidungsmalinahmen wurden Hinweise in den Bebauungsplan
aufgenommen, die u.a. Bauzeitenregelungen zum Schutz der Brutvigel und Amphibien bei
der Baufeldfreimachung, sowie zum Schutz der Fledermduse bei Baumfallungen und
Gebaudeabrissen beinhalten. Diese Hinweise sind im Rahmen der
ErschlieBungsmalRnahmen des Plangebietes zu bertcksichtigen.

4. Altlasten

Im Ergebnis der Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung zum Vorentwurf wurde ein
Fachgutachten ,Chemische Untersuchungen hinsichtlich Schadstoffe* erarbeitet. Es erfolgte
eine rasterartige Probenahme und chemische Untersuchungen der geplanten
Bebauungsflache. Durch Bodenauffiillungen wurde lediglich in drei Bereichen, zwei davon in
Nahe des Heuweges und der dritte an einem weiteren Verbindungsweg, eine Uberschreitung
der Prifwerte ermittelt. Es erfolgte eine entsprechende Kennzeichnung dieser drei Standorte
im Bebauungsplan. Zur Wahrung gesunder Wohnverhéltnisse sind die Bodenauffullungen im
Rahmen der ErschlieRung abzutragen und zu verbringen.
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5. Immissionsschutz

Auf das Plangebiet wirken keine immissionsrelevanten Einflisse, so dass aus Sicht des
Immissionsschutzes und aufgrund der im Umfeld vorhandenen Nutzungen einer Festsetzung
des Plangebietes als allgemeines Wohngebiet nichts entgegensteht.

6. Bodendenkmalschutz

Im Bebauungsplan erfolgte die nachrichtliche Ubernahme von Flachen mit Bodendenkmalen.
Eine Veranderung oder Beseitigung der Bodendenkmale kann genehmigt werden, wenn in
dem gekennzeichneten Bereich vor Beginn jeglicher Erdarbeiten eine fachgerechte Bergung
und Dokumentation sichergestellt wird.

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) stellt das Areal als Flache fir den
Gemeinbedarf (Schule, sportlichen und kulturellen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen) dar. Im beschleunigten Verfahren darf die geplante Nutzung des
Bebauungsplanes von den Darstellungen des FNP  abweichen. Fir die
Gemeinbedarfsflache, die als Wohnbauflache darzustellen wére, ist dann der FNP
entsprechend zu berichtigen.

Alternativen:

Das Entwicklungsrecht sieht gemal? § 166 Abs. 1 BauGB zwingend die Aufstellung von
Bebauungsplanen vor. Die Alternative hierzu ware, keinen Bebauungsplan aufzustellen.
Damit ware eine stadtebauliche Entwicklung in diesem Bereich nicht moglich.

Beschlussvorschlag:

1. Das Plangebiet mit einer Gréf3e von ca. 2,4 ha wird um geringfugige Teile der Flurstiicke
29 und 30 der Flur 56, Gemarkung Stralsund erweitert, die heute ebenfalls Bestandteil des
Heuweges sind.

2. Der Bebauungsplan sollte als Bebauungsplan der Innenentwicklung geman § 13a BauGB
(beschleunigtes Verfahren ohne Umweltprifung) aufgestellt werden. Zur Starkung der
Rechtssicherheit soll er nun als Bebauungsplan gemaf § 13b BauGB weitergefiihrt werden.
Es ist ebenfalls ein beschleunigtes Verfahren ohne Umweltpriifung unter Einbeziehung von
Aul3enbereichsflachen.

3. Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 53 ,Wohngebiet zwischen Damaschkeweg und
Kornwinkel“, gelegen im Stadtgebiet Tribseer, Stadtteil Tribseer Wiesen, in der vorliegenden
Fassung vom Juni 2018, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen
Festsetzungen (Teil B) und den o&rtlichen Bauvorschriften, sowie die Begriindung werden
gebilligt und zur 6ffentlichen Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB bestimmit.

Finanzierung:

Die Erarbeitung des Bebauungsplanes und die ErschlieBung des Plangebietes werden im
Rahmen der EntwicklungsmalRnahme Uber das Treuhandsondervermégen der Hansestadt
Stralsund finanziert. Trager der EntwicklungsmalRnahme ist die Hansestadt Stralsund,
vertreten durch die SES mbH. Die innerhalb des Entwicklungsbereiches liegenden privaten
Grundsticke sind It. BauGB ebenfalls Uber das Treuhandsondervermégen zu erwerben.
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Termine/ Zustéandigkeiten:

Termin: Amtliche Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfes ca. einen
Monat nach Burgerschaftsbeschluss

Zustandig: Amt fir Planung und Bau, Abt. Planung und Denkmalpflege

B53_Entwurfsbeschluss_Anlagel
B53_Entwurfsbeschluss_Anlage2

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow
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TO P Qaga 2|m Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Bebauungsplan Nr. 53 "Wohngebiet zwischen Damaschkeweg und Kornwinkel"
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Art und MaR3 der baulichen Nutzung, Grél3e der Ba  ugrundsticke
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB, 88 1, 4 und 13 BauN VO)

Im allgemeinen Wohngebiet sind gemal § 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO

allgemein zulassig:

- Wohngebaude

- die der Versorgung des Gebietes dienenden nicht stérenden Handwerksbetriebe
- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

ausnahmsweise zulassig:
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes

nicht zulassig:

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe
- Anlagen fur Verwaltungen

- Gartenbaubetriebe

- Tankstellen

In den allgemeinen Wohngebieten WA1 bis WA4 sind maximal 2 Wohnungen je Wohn-
gebéaude zuléssig. (8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB).

Die GroRRe von Baugrundstiicken, auf denen Einzelhauser errichtet werden, muss min-
destens 500 m2 und von Baugrundstiicken, auf denen Doppelhauser errichtet werden,
mindestens 350 m2 je Doppelhaushélfte betragen.

(8 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten maximalen First- und Traufhohen haben als Be-
zugspunkt die Hohenlage der Planstral3e in der Mitte der gemeinsamen Grenze des
Baugrundstiicks mit der seiner ErschlieBung dienenden Verkehrsflache. Fir die festge-
setzte maximale Firsthohe im WA 4 ist die Hohenlage der PlanstralRe in der Mitte der
gemeinsamen Grenze der jeweiligen Grundstiickszufahrt mit der anliegenden Verkehrs-
flache als unterer Bezugspunkt zu verwenden.

Die Hohenlage des Bezugspunktes ist durch lineare Interpolation aus den beiden be-
nachbarten in der Planzeichnung festgesetzten StraRenhdhen zu ermitteln.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 darf die festgesetzte Firsthohe ausnahmsweise um
0,5 m Uberschritten werden.

Verkehrsflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Fur jedes Baugrundstiick ist maximal eine Zufahrt zu den 6ffentlichen Verkehrsflachen
zulassig. Die Breite der Zufahrten von der den 6ffentlichen Verkehrsflachen zugewand-
ten Grundsticksgrenze zu den Stellplatzen, Garagen oder Carports darf eine Breite von
3,5 m nicht Gberschreiten.
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Stellplatze und Garagen sowie Nebenanlagen
(8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 und § 14 BauNV O)

Stellplatze, Carports und Garagen sind aufRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflache
nur im Bereich zwischen der StralRenbegrenzungslinie und der strallenseitigen Bau-
grenze zuldssig. Der Abstand der Stellplatze, Garagen und Carports von der Stral3en-
begrenzungslinie muss mindestens 3,0 m betragen.

Folgende Nebenanlagen sind unzuléssig:
- Windenergieanlagen
- Nebenanlagen und Einrichtungen fir die Kleintierhaltung und Kleintierzucht.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (8 9 Abs. 1 Nr. 21  BauGB)

Die mit ,gfl* bezeichneten Flachen sind mit einem Geh- und Fahrrecht zu Gunsten der
Eigentiimer, Benutzer und Besucher der anliegenden Grundstiicke sowie mit einem Lei-
tungsrecht zu Gunsten der Stadtwerke Stralsund (SWS), Regionalen Wasser- und Ab-
wassergesellschaft Stralsund (REWA), Telekom und Kabel Deutschland bzw. deren je-
weiligen Rechtsnachfolger zu belasten. Es umfasst die Befugnisse zur Befahrung, Be-
gehung, Kontrolle, Wartung und gegebenenfalls der Erneuerung der Anlagen.

Flachen fur MalBnahmen zum Schutz und zur Entwick  lung von Boden, Natur und
Landschaft sowie zur Pflanzung und zur Erhaltung vo n Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB)

In den Wohngebieten WA 1 bis WA 4 ist je angefangene 700 m2 Baugrundsticksflache
1 standortgerechter Laubbaum der Pflanzqualitat Hochstamm, StU 12/14 cm, 3xv, DB
zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Im Bereich der festgesetzten 6ffentlichen Verkehrsflachen (Planstral3en A bis B) sind
insgesamt mindestens 14 standortgerechte Laubb&ume der Pflanzqualitdt Hochstamm,
StU 16/18 cm, 3xv, DB zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Baum-
scheiben missen eine Flache von mindestens 12 m2 aufweisen und sind zu begrtinen.

Die festgesetzte Flache fur Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft umfasst ein geschiitztes Biotop zuziglich Pufferbereich. Die
Flache ist als Sukzessionsflache dauerhaft zu erhalten und vor Schadigungen zu schut-
zen.

Zuordnungsfestsetzung der 6kologischen Ausgleich sflachen bzw. -maflnahmen
(8 135a Abs. 1 BauGB; § 9 Abs.1la BauGB i.V.mit§ 1 a Abs. 3 BauGB)

Den im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes vorgesehenen Eingriffe in geschitzte
Gehoblzbiotope sowie der verloren gehenden Fortpflanzungsstatte des Neuntéters wird
folgende AusgleichsmalRnahme auf3erhalb des Plangebietes zugeordnet:

Pflanzung einer flnfreihigen Hecke auf einer Flache von 5.850 m2 und einer maximalen
Endwuchshéhe von 6 m mit einer begleitenden Saumstruktur auf den Flurstlicken 2/6
und 3/5 der Flur 1, Gemarkung Stralsund am Rand des Flugplatzes Stralsund. Zusétz-
lich sind drei Reisighaufen mit einer Hohe von mindestens 1,5 m und einem hohen An-
teil von Dornenstrauchern entlang der Neupflanzung anzulegen und fur finf Jahre funk-
tionsttichtig zu halten.
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7. Ortliche Bauvorschriften

Durch den Bebauungsplan wird auf Grundlage von 8 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit
8§ 84 und 86 LBauO M-V folgende drtliche Bauvorschrift erlassen.

Déacher

7.1 Satteldacher sind mit einer Dachneigung von 35-50 ¢ Walm- und Zeltdacher mit einer
Dachneigung von 20-25 °auszubilden. Ausgenommen da von sind Dachaufbauten, Ga-
ragen, Carports und Nebenanlagen im Sinne des 8§ 14 BauNVO sowie Vorbauten im
Sinne von § 6 Abs. 6 LBauO M-V.

7.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind auf Gebauden nur Walm- und
Zeltdacher mit einer Dachneigung 20-25 °zulassig, wenn das 2. Vollgeschoss nicht als
Dachgeschoss ausgebildet ist.

7.3 Die Dachflachen sind jeweils mit roten bis rotbraunen oder anthrazitfarbenen Dachein-
deckungen zu versehen.

7.4 Die Breite der Dachaufbauten pro Dachseite darf hdchstens 50% der Firstlange betra-
gen.

Einfriedungen

7.5 Als Einfriedungen entlang der den offentlichen Verkehrsflachen zugewandten Grund-
sticksgrenzen sind Hecken aus standortgerechten, einheimischen Laubgehdlzen zu
pflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Zu-
satzliche Zaune dirfen eine Hohe von 1,2 m nicht Uberschreiten und die Hecke nicht
Uberragen.

Luft-Warme-Pumpen

7.6 Luft-Warme-Pumpen sind innerhalb von Gebauden zu errichten. (8§ 86 Abs.1 Nr. 1
LBauO M-V)

Ordnungswidrigkeiten

7.7 Ordnungswidrig im Sinne von 8§ 84 Abs. 1 Nr. 1 der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig gegen die festgesetzten o6rtlichen
Bauvorschriften Nr. 7.1 bis 7.6 zuwiderhandelt. Nach § 84 Abs. 3 der Landesbauord-
nung Mecklenburg-Vorpommern kann die Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbul3e bis
500.000 Euro geahndet werden. (8 84 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 LBauO M-V)

ll. NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN (9 Abs. 6 BauGB)

Bodendenkmalschutz

Innerhalb der nachrichtlich in die Planzeichnung Gbernommenen Flachen mit Boden-
denkmalen kann die Verdnderung oder Beseitigung der Bodendenkmale gemaf
§ 7 DSchG M-V genehmigt werden, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachge-
rechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle
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durch diese MalRBhahmen anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen
(8 6 Abs. 5 DSchG M-V). Uber die in Aussicht genommenen MaRnahmen zur Bergung
und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt fur Kultur und Denkmalpfle-
ge rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmi-
gungen sind an die Einhaltung dieser Bedingung gebunden.

HINWEISE

Planzeichnung

Zeichnerische Grundlage der Planzeichnung ist die Stadtgrundkarte unter Einarbeitung
der ALK mit Stand vom 01.01.2017. Hinsichtlich méglicher Lageungenauigkeiten konnen
keine Regressanspriiche geltend gemacht werden.

Baumschutzsatzung
Es qilt die Satzung zum Schutz des Gehdlzbestandes (Baumschutzsatzung) der Hanse-
stadt Stralsund vom 22.03.2004, veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 3 vom 24.04.2004.

Wasserabfluss
Hinsichtlich des Abflusses des Niederschlagswassers von den Baugrundstiicken wird
auf folgende gesetzliche Bestimmungen hingewiesen:

Der natirliche Ablauf wild abflieRenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstiick
darf nicht zum Nachteil eines héher liegenden Grundstiicks behindert werden. Der natiir-
liche Ablauf wild abflieBRenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden
Grundstticks verstarkt oder auf andere Weise veréndert werden. (8 37 Abs. 1 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG)).

Die Ableitung von Abwassern oder Oberflachenwasser in oder auf die 6ffentlichen Stra-
Ben ist unzulassig. (8 49 Abs. 3 Stralen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG-MV).

Bodendenkmale

Fur Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zuféllig neu entdeckt werden wie z.B. Funde
oder auffallige Bodenverfarbungen, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In
diesem Fall ist die untere Denkmalschutzbehorde unverziglich zu benachrichtigen. Der
Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten
des Landesamtes in unverandertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt funf
Werktage nach Zugang der Anzeige.

Artenschutz

Bauzeitenregelung Brutvdgel
Zum Schutz von Brutvdgeln erfolgt die Baufeldfreimachung im Zeitraum zwischen An-
fang Oktober und Ende Februar.

Fallzeitenregelung Flederméause

Zum Schutz von Fledermausen sind die zur Fallung vorgesehenen Altbdume vorzugs-
weise im Zeitraum Anfang September bis Mitte Oktober auf eine aktuelle Nutzung zu
kontrollieren. Bei nachgewiesenem Nichtbesatz bzw. nach erfolgter Bergung durch ei-
nen Artspezialisten ist das Quartier zu verschlie3en. Sofern die Kontrolle auf Besatz in
die Uberwinterungszeit von Fledermausen fallt, sind die zur Fallung vorgesehenen
Altbdume auf eine aktuelle Nutzung als Winterquartier zu kontrollieren. Baume mit be-
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setzten Quartieren sind bis zum nachsten Frihjahr stehenzulassen bzw. segmentweise
zu fallen. Segmente, die Quartiere enthalten, sind umsichtig abzunehmen und an einen
geeigneten neuen Standort zu bringen. Der Quartiereingang ist wahrend der Arbeiten
verschlossen zu halten, um ein etwaiges Ausfliegen gestorter Tiere zu verhindern.

Gebéauderickbau Flederméause

Zum Schutz von Flederméausen erfolgt der Abriss von Gebauden unter Beteiligung eines
Artspezialisten. Fur Fledermé&use potenziell besonders gut geeignete Bereiche sind vor
und wahrend der Abrissarbeiten auf aktuellen Besatz zu kontrollieren und ggf. vorhan-
dene Fledermause zu bergen.

Quartierersatz Flederméause

Werden im Zuge der Kontrolle relevante Sommer- oder Winterquartiere von Fledermau-
sen nachgewiesen, sind Quartiersverluste durch Anbringung kinstlicher Fledermaus-
héhlen im Verhaltnis 1:3 auszugleichen. Notwendige Ersatzquartiere sind vor Beginn der
auf die Fallung folgenden Reproduktionsperiode anzubringen und fir einen Zeitraum
von zehn Jahren funktionsttichtig zu halten.

Bauzeitenregelung Amphibien

Zum Schutz von Amphibien ist die Baufeldfreimachung vorzugsweise im Zeitraum zwi-
schen Anfang September und Mitte Oktober durchzufihren. Sofern die Baufeldfreima-
chung zwischen Mitte Oktober und Ende Mé&rz durchgefuhrt wird, muss im Sommer vor
der Baufeldfreimachung an der Ostlichen Grenze des Plangebiets im Zeitraum Anfang
September bis Mitte Oktober ein Amphibienschutzzaun errichtet werden, um ein Ein-
wandern in mégliche Winterquartiere im Plangebiet zu verhindern.

Waldabstand

Nach § 2 Waldabstandsverordnung M-V dirfen innerhalb des Waldabstandes nur mit
Zustimmung des Forstamtes Garagen, Uberdachte und nicht tberdachte Stellplatze,
Bootsschuppen und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Anlagen, die nicht
zu Wohnzwecken oder nicht dem voribergehenden Aufenthalt von Menschen dienen,
errichtet werden.

Bodenschutz
Nach § 202 BauGB ist unbelasteter Oberboden wahrend der Bauphase in geeigneter
Weise zu lagern und im Baugebiet wieder zu verwenden.

Schutz gegen Larm bei stationaren Geraten

Zum Schutz gegen Larm ist bei der Aufstellung von stationaren Geraten und Maschinen
wie z.B. Luft-Warme-Pumpen, Klima-, Kihl- und Liftungsgeraten sowie Mini-
Blockheizkraftwerken der ,Leitfaden fir die Verbesserung des Schutzes gegen Larm bei
stationdren Geraten* der Bund-Lander- Arbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz vom
28.08.2013 zu berlcksichtigen.
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Sachverhalt:

Das ca. 6,5 ha groRe Plangebiet liegt im Stadtteil Knieper Nord, dstlich der Hochschulallee
und nordlich des Bebauungsplanes Nr. 64 ,Wohngebiet nordlich der Studentensiedlung
Holzhausen®. Es umfasst die Flurstiicke 17/6 und 18/6 der Flur 2 der Gemarkung Stralsund.

Auf der bisher intensiv genutzten Ackerflache soll ein allgemeines Wohngebiet entstehen.
Das geplante Gebiet wird den neuen Stadtrand pragen. Aufgrund seiner exponierten Lage
am Strelasund ist das Areal als stadtebaulich-architektonisch hochwertiger Wohnstandort zu
entwickeln. Im Baugebiet konnen 29 zweigeschossige Einzelhduser und 5 zwei- bis
dreigeschossige Stadtvillen mit je max. 7 Wohnungen entstehen. Von der Hochschulallee
fuhrt eine Zufahrt ins Gebiet. Fir die innere ErschlieBung ist eine Ringstral3e vorgesehen.
Nordlich und 6stlich des Baugebietes sind Grinflachen mit Einzelgehoélzen, Gehélzgruppen,
und einer Obstwiese geplant, die als Grunland verpachtet werden sollen. Nach Norden in
Richtung Acker wird die Grunflache durch eine Laubholzhecke begrenzt.

Die Grundsticke sind im Eigentum der Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der
Hansestadt Stralsund mbH. Das Bebauungsplanverfahren wurde regular mit Umweltpriifung
durchgefuhrt.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit ist auf der Grundlage des Vorentwurfs im Januar
2017 durchgefiihrt worden, parallel dazu erfolgte auch die erste Beteiligung der Behdrden
und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange.

Ein grol3er Teil der Stellungnahmen bezog sich grundséatzlich auf eine Bebauung an diesem
Standort. Eine Berlcksichtigung der Belange fand teilweise statt, indem eine sensible
Einbindung in den Landschaftsraum vorgenommen wird und die geplanten 6ffentlichen
Grunflachen extensiv bewirtschaftet werden kdnnen. Weitere Stellungnahmen bezogen sich
auf den Alleeschutz. Diese Stellungnahmen wurden bertcksichtigt. Die Allee wird noch
starker geschitzt, indem der Grinstreifen zur Wohnbebauung hin von jeglichen



Nebenanlagen freizuhalten ist. Die temporare Baustral3e parallel zur Hochschulallee wird
auch fur die ErschlieBung dieses Plangebietes genutzt, um etwaige Schaden an Strafl3e und
Wurzelbereich der Baume durch Baufahrzeuge zu vermeiden.

Nach dem Birgerschaftsbeschluss Uber die Auslegung im Dezember 2017 lag der
Bebauungsplanentwurf vom 29. Januar bis 02. Marz 2018 6ffentlich aus. Parallel hatten die
Behdrden, Nachbargemeinden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange erneut Gelegenheit
zur Stellungnahme. Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Planung von Seiten der
Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange Uberwiegend zugestimmt wird. Einzelne
Anwohner lehnten eine Baulandentwicklung an dem Standort ab.

Im Rahmen der Abwéagung wurde die Leistungsfahigkeit der Kreuzung Parower Chaussee —
Hochschulallee geprift. Im Ergebnis ist auch unter Berlicksichtigung der Verkehrsprognose
fur die geplanten Wohngebiete (B 64 in Umsetzung und B 65) kein Kreisverkehr notwendig.
Es wurde ebenfalls aufgrund eingereichter Stellungnahmen zum Verkehr auf der
Hochschulallee eine Verkehrszahlung durchgefiihrt. Das Ergebnis bestatigt die den
Berechnungen zu Grunde liegenden Ausgangswerte der schalltechnischen Untersuchung
von 2016, so dass hier keine Anderungen vorzunehmen waren.

Losungsvorschlag:

Die im Bebauungsplanverfahren eingegangenen Stellungnahmen der Offentlichkeit, der
Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange wurden inhaltlich eingehend geprift und
der Vorschlag fur die Abwagung erarbeitet (siehe Anlage 2).

Die Hinweise vom Staatlichen Amt fir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern; Bundesamt
fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr; Wasserstraf3en- und
Schifffahrtsamt Stralsund; Bergamt Stralsund; Hauptzollamt Stralsund; Landesforstamt MV,
Forstamt Schuenhagen; Deutsche Telekom Technik GmbH; Landesamt flir zentrale
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz; Landesamt fur innere
Verwaltung M-V, Amt fir Geoinformation, Vermessungs- u. Katasterwesen; Landkreis
Vorpommern-Rigen Fachbereich Stadtebauliche und planungsrechtliche Belange,
Fachbereich Wasserwirtschaft, Fachbereich Naturschutz, Fachbereich Kataster und
Vermessung, Fachbereich Brand- und Katastrophenschutz, Fachbereich Abfallwirtschaft;
Verkehrsgesellschaft Vorpommern Rigen; SWS Energie GmbH; SWS Telnet GmbH; REWA
GmbH; NABU Kreisgeschaftsstelle Barth; Wasser- und Bodenverband Barthe/ Kiiste und
vom BUND M-V e.V. werden zur Kenntnis genommen. Sie beziehen sich nicht auf die
Festsetzungen und Inhalte des Bebauungsplans und sind demzufolge nicht
abwagungsrelevant. Es wurde auf allgemein geltende Gesetze, Vorschriften und Regeln
hingewiesen, insbesondere solche die bei der ErschlieBung und bei der Bauausfiihrung zu
berlcksichtigen sind, oder es wurden sonstige Informationen gegeben.

Es wird vorgeschlagen, den Anregungen nachfolgender Behérden, der Offentlichkeit und
der sonstigen Beteiligten (siehe Anlage 2)

zu folgen:

Landkreis Vorpommern-Rilgen Fachbereich Brand- und Katastrophenschutz: Zur Schaffung
ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts- und Wendemdglichkeiten fir Fahrzeuge der
Feuerwehr und des Rettungsdienstes wurde die textl. Festsetzung 3.2 dahingegen erganzt,
dass auch groRere Breiten von Zufahrten zulassig sind, wenn dies aus Grinden des
Brandschutzes erforderlich ist.

Fachbereich Abfallwirtschaft: Die Stral3enraumbreite mit 8 m wurde fiir ausreichend erachtet,
der Regelquerschnitt ohne Normcharakter den gewlnschten Durchfahrtsbreiten fir
Mullfahrzeuge angepasst.
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teilweise zu folgen:

Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern: Aufgrund der Ergebnisse der
schalltechnischen Untersuchung von 2016 sind keine Festsetzungen zum passiven
Larmschutz notwendig. Die Uberschreitungen der Orientierungswerte der Nachtwerte nach
DIN 18005 fur ein allgemeines Wohngebiet an drei Immissionsorten liegen unter der
Schwelle der Wahrnehmbarkeit. Der von der Planung betroffene Landwirt wurde in die
Planung einbezogen (Beteiligung im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung, der Auslegung
sowie gesondert zum Angebot der Verpachtung als Grinland).

Landkreis Vorpommern-Riigen Fachbereich Naturschutz: Der Alleenschutz wurde verstarkt,
indem auf der Flache B neben dem Verbot von Abgrabungen und Aufschittungen auch die
Errichtung von Nebenanlagen mit Ausnahme von Einfriedungen ausgeschlossen wurde
(4.4). Weitere Festsetzungen sind Uber den Regelungskatalog von § 9 BauGB nicht
festsetzbar. Unabhéngig davon besteht sowieso Alleenschutz nach § 19 Abs. 1 NatSchAG
M-V. Die Eingriffsbilanz wurde Uberarbeitet. Die Sicherung der Pflege wird im
ErschlieBungsvertrag mit der LEG geregelt.

Fachbereich Kataster und Vermessung: Die Liegenschaftskarte wurde in aktueller Version
eingearbeitet und die Flurstiickbezeichnung von 18/5 in 18/6 geandert. Ergdnzungsbedarf in
der Benennung des Plangebietes wurde nicht fir notwendig erachtet.

Amt Altenpleen, Gemeinde Kramerhof: Die Schatzung des Verkehrsaufkommens, welche als
nicht ausreichend kritisiert wurde, ist durch eine Verkehrszahlung bestatigt worden.
Einwender 1: Ein Spielplatz wurde festgesetzt. Die Prufung der Leistungsfahigkeit der
Kreuzung Hochschulallee — Parower Chaussee hat ergeben, dass kein Kreisverkehr
notwendig ist.

Einwender 2: Um die Blendwirkung zu minimieren, wurde die Planstral3e A schrdg an die
Hochschulallee angebunden. Die Allee wird im Zuge der Erschliefung in dem Bereich
gegenlber der Einfahrt erganzt und eine Hecke gepflanzt. Die dreigeschossigen
Mehrfamilienhduser bleiben aber im Plan bestehen, da der Abstand zur bestehenden
Bebauung ausreichend ist und Durchblicke erhalten bleiben.

Einwender _3: Die Hochschulallee erhalt auf der Westseite einen FuBweg, der planungs-
rechtlich bereits im B-Plan Nr. 15 ermdglicht wurde und nun per Erschlielungsvertrag
geregelt wird. Der urspriinglich verfolgte Kreisverkehr wird mit Verweis auf die Berechnung
der Leistungsfahigkeit nicht gebaut. Die BaustralRe wird auch zur Erschlieung des B-Plan
Nr. 65-Gebietes genutzt. Die geplante StralRenflihrung wurde nicht geandert.

nicht zu folgen:

NABU Kreisgeschaftsstelle Barth; Einwender 4; Einwender 5: Die grundsatzliche
Entwicklung eines Wohngebietes an diesem Standort ist politischer Wille, raumordnerisch
legitimiert und entspricht einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung, die durch das
Bebauungsplanverfahren ermdglicht wird. Sie steht deshalb nicht mehr in Frage.

Die Anregungen der beteiligten stadtischen Amter wurden, soweit sie fur die Planung
relevant waren, bertcksichtigt.

Die nun vorliegende Satzungsfassung des Bebauungsplanes Nr. 65 hat nachfolgenden
wesentlichen Inhalt:

1. Art und Mal der baulichen Nutzung

Die fur die Bebauung vorgesehenen Flachen sollen als allgemeines Wohngebiet (WA)
festgesetzt werden. Die Wohngebietsflachen gliedern sich in die Bereiche WA 1 bis WA 6.
Die Wohnnutzung pragt den Charakter des allgemeinen Wohngebiets (WA). Neben dem
Wohnen sind weitere Nutzungen zulassig wie: Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke. Handwerks-, Gartenbaubetriebe; Tankstellen und
sonstige nicht storende Gewerbebetriebe incl. Ferienwohnungen sind nicht zulassig.

Entlang der Hochschulallee sowie am nordwestlichen Randbereich sollen zwei- bis
dreigeschossige Stadtvillen (max. 10,5 m hoch) errichtet werden, die sowohl die Allee
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baulich fassen als auch Uber die angrenzenden geplanten Bauflachen und das abfallende
Gelande den Wasserblick zum Strelasund ermdglichen. Da die 12 bis 14 m hohen
Alleebdume bereits hoher als die geplanten Stadtvillen sind, werden die Gebaude die
Baumkronen nicht Uberragen. Auf den udbrigen Bauflachen sollen zweigeschossige
Einfamilienhduser (max. 7,5 m hoch) gebaut werden.

Um die gewilnschten FreirAume zu sichern, soll die offene Bauweise gelten. Fir jedes der
geplanten Grundstiicke wurde durch entsprechende Baugrenzen ein Baufeld bestimmt. Fir
die konkreten Bauvorhaben bleibt somit noch ein individueller Gestaltungsspielraum. Durch
die festgesetzten Freihaltekorridore, sollen die Blickbeziehungen zum Strelasund bzw. in die
offentliche Grinflache erhalten bleiben. Aufgrund der Geléndetopografie - von Nord nach
Sidost abfallend — sind die Korridore auf ca. 1/3 der geplanten Grundstiicke vorgesehen.

Um einer hohen Versiegelung entgegenzuwirken, ist die Grundflachenzahl auf maximal 0,15
bis 0,35 bei einer Mindestgrof3e der Grundstiicke von 700 m2 festgesetzt. Auch die maximale
Anzahl der Wohnungen pro Gebaude soll fir die Einfamilienhauser auf zwei und fir die
Stadtvillen auf sieben begrenzt werden, um eine zu hohe Verdichtung der Nutzung zu
unterbinden. Die maximale Geschossflachenzahl (GFZ) ergibt sich aus der o.g.
Grundflachenzahl und der Zahl der Vollgeschosse (GFZ 0,3 bis maximal 1,05).

2. Gestalterische Festsetzungen/ Gestaltungshandbuch

Gemall Aufstellungsbeschluss ist fur das Wohngebiet ein Leitbild in Form eines
Gestaltungshandbuchs entwickelt worden, mit dem eine Gesamtqualitat in Bezug auf
Stadtebau, Architektur und Freiraum angestrebt wird. Diese Regelungen sollen nicht im
Sinne einer Einschrankung der individuellen Gestaltungsfreiheit, sondern vielmehr einer
baukulturellen Konsensbildung zum Wohle der Siedlungsgemeinschaft und von jedermann in
diesem Gebiet verstanden werden.

Der stadtebaulich pragende Teil der Gestaltungsregeln aus dem Handbuch ist als
gestalterische Festsetzungen in den Bebauungsplan Ubernommen worden. Dies sind
insbesondere Regelungen zur Kubatur der Baukdrper (u.a. AulRenwande, Fenster, Tlren),
den zu verwendenden Baumaterialien sowie der Dachausbildung, um diesbezlglich auf eine
visuelle Harmonisierung hinzuwirken. Als Fassadenmaterialien sind Uberwiegend Ziegel oder
Holz in gedeckten Farbténen zu verwenden und es sind nur Flachdacher mit Attika zulassig.
Dartber hinaus werden Festsetzungen zur Gestaltung der AuRenanlagen und der
Freiflachen getroffen. So sollen u.a. Hecken auf eine H6he von 1,2 m bzw. 1,5 m begrenzt
werden.

3. ErschlieRung/ Bodendenkmale

Das Plangebiet ist Giber das stadtische Stral3ennetz gut erreichbar (Prohner StralRe, Parower
Chaussee). Strafl3enseitig wird das neue Wohngebiet an die Hochschulallee angeschlossen.
Gemal der ErschlieBungsplanung wird zum Schutz der Allee fur die Bauzeit die bereits
angelegte BaustralRe parallel zur Hochschulallee genutzt. Die innere ErschlielRung wird tber
eine RingstralRe erfolgen. Es soll eine Mischverkehrsflache als verkehrsberuhigter Bereich
beschildert werden.

Die stadttechnische Versorgung erfolgt durch den Anschluss an vorhandene, 6ffentliche
Leitungen aulRerhalb des Plangebiets (Gas-, Elektro-. Telekommunikation- und Trinkwasser).
Das Schmutzwasser wird Uber ein neu zu verlegendes Leitungsnetz einer zentralen
Pumpstation sudlich des B-Plans Nr. 64 zugefihrt und von dort in die vorhandene
Kanalisation geleitet. Das Niederschlagswasser wird Uber eine neue
Regenwasserkanalisation gesammelt und der vorhandenen Einleitstelle in den Strelasund
zugefuhrt.

Im August 2017 erfolgten archaologische Voruntersuchungen. Es wurden 23 archaologisch
relevante Funde ermittelt. Diese umfassen 15 Feuerstellen, drei Gruben, méglicherweise vier
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Pfostengruben und einen Grabenschnitt. Sie lassen sich keiner Zeitstellung zuordnen und
sind vermutlich der &uRerste Rand eines prahistorischen Siedlungsbereichs. Da das
geborgene Fundmaterial aus dem Oberboden stammt, wurde es wahrscheinlich bei
Latrinenentleerungen aus dem Stralsunder Stadtgebiet abgelagert. Es sind keine
Bodendenkmale von besonderer Bedeutung zu erwarten, so dass im Vorfeld der Bebauung
keine weiteren Bergungs- und DokumentationsmafRhahmen erforderlich sind.

4. Grin- und AusgleichsmalRhahmen

Im Planverfahren erfolgte die Bestandserfassung und Bewertung des Griinbestandes. Fir
die aulRerhalb des Plangebiets befindliche Allee werden Festsetzungen zum Erhalt bzw.
Schutz vorgesehen. So sind im an die Allee angrenzenden Bereich der Baugrundstiicke
jegliche Bodenbefestigungen und Nebenanlagen unzulassig.

Zur Durchgrinung des Baugebietes sind auf den o6ffentlichen Verkehrsflichen 21 Baume
vorgesehen. Dartber hinaus ist je Baugrundstiick ein Laubbaum zu pflanzen (34 Baume).
Die Bauflache umgebend sind offentliche Grinflachen mit MaBnhahmen zum Schutz von
Natur und Landschaft vorgesehen. Um die Blickbeziehung zum Strelasund auf ausgewahlten
Achsen auch zuklnftig zu sichern, sollen die Grinflachen als naturnahe Wiesen mit
einzelnen landschaftstypischen Gehoélzpflanzungen gestaltet werden. Diese 6ffentlichen
Grunflachen kdnnen von einem Pachter extensiv als Grunland bewirtschaftet werden.

Am nordwestlichen Gebietsrand (Flache ,C*) wird eine Streuobstwiese mit mind. 25
regionaltypischen Obst- und/oder Wildobstbdumen angelegt. In den nérdlich und dstlich
angrenzenden Grinflachen (Flache ,D) sind kleinere Gehdlzpflanzungen vorgesehen. In
dieser Flache wird ein Spielplatz von 700 m? gebaut. Am Siedlungsrand nach Norden
(Flache ,E) ist eine dreireihige freiwachsende Hecke mit standortgerechten Laubgeholzen
geplant.

Die aufgrund der Bebauung vorgesehenen, unvermeidbaren Eingriffe werden durch die
geplanten GrunausgleichsmaRnahmen innerhalb des Geltungsbereiches und durch
Inanspruchnahme des Kompensationsiberschusses aus dem B-Plan Nr. 64 im vollen
Umfang ausgeglichen. Es verbleibt noch ein geringer Kompensationsiberschuss flr weitere
stadtische Planungen.

5. Immissionsschutz
Zur Beurteilung des Schallschutzes im Stadtebau sind grundsatzlich die Orientierungswerte
der DIN 18005 heranzuziehen.

Die verkehrsbedingten Schallemissionen werden durch den Eigenverkehr der vorhandenen
Nachbarbebauung und durch das neue Gebiet hervorgerufen. Darum wurde im Rahmen der
Aufstellung des angrenzenden B-Plans Nr. 64 eine gemeinsame schalltechnische
Untersuchung fur die beiden Wohngebiete erstellt, welches auch den Verkehr aus dem
vorhandenen Wohngebiet bericksichtigt. Dafir ist das gesamte zu erwartende
Verkehrsaufkommen prognostiziert und bewertet worden.

Nach den vorliegenden Ermittlungen wirden an drei Immissionsorten an der Hochschulallee
die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht
geringflgig Uberschritten. Als MaRnahme zur Immissionsminderung hat die Hansestadt
Stralsund die Reduzierung der zulassigen Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h auf 30 km/h
angeordnet. Damit nehmen die Rollgerdusche auf der Pflasterstralle spirbar ab. Es sind
somit keine unzumutbaren Verkehrslarmbelastungen zu erwarten.

6. Umweltbericht

Zum Bebauungsplan erfolgte eine Umweltpriifung. Die Umweltauswirkungen der Planung
sind im Umweltbericht erlautert, der Teil der Begriindung ist. Konfliktpunkte des Vorhabens
sind die unvermeidbare Neuversieglung des Bodens und die teilweise Verbauung von
attraktiven Blickbeziehungen von der Hochschulallee zum Strelasund. Die Kompensation der
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Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt durch die Umwandlung von Ackerflachen in extensiv
zu pflegende Grinflachen. Fir die Erholungsnutzung steht der Landschaftsraum durch die
geplanten Wege in der Griinanlage und den bereits fertiggestellten Ostseekiistenradweg zur
Verfigung. In den naturnahen Ufer- bzw. Kustenabschnitt wird nicht eingegriffen.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Planung insgesamt keine erheblich
nachteiligen Umweltauswirkungen haben wird.

Parallel zum Aufstellungsverfahren zum benachbarten B-Plan Nr. 64 ist auch der
Flachennutzungsplan (FNP) geandert worden. Die 13. Anderung des FNP wurde mit Ablauf
des 18.01.2017 wirksam. Die 13. Anderung des FNP stellt im Bereich des B-Plans Nr. 64
und des B-Plans Nr. 65 zwei Wohnbauflachen und umliegende Grinflachen (lUiberlagert als
Flachen fur MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)
dar, so dass sich der B 65 aus dem FNP entwickelt. Der beigeordnete Landschaftsplan zeigt
ebenfalls zwei Bauflachen, die in Freiflachen mit landschaftspflegerischer Zielstellung
eingebettet sind. Zur Planung liegt eine positive landesplanerische Stellungnahme (Amt fur
Raumordnung und Landesplanung Vorpommern) vom 20.01.2017 vor. Diese bestarkt die
Vereinbarkeit des Bebauungsplans mit den Zielen der Raumordnung.

Alternativen:

Der Bebauungsplan ist die planungsrechtliche Voraussetzung fur die Entwicklung dieses
hochwertigen Baustandortes. Zum Bebauungsplan gibt es unter der Voraussetzung, dass die
Flache fur den Wohnungsbau genutzt werden soll, keine Alternative. Um das Planverfahren
abzuschlieBen, bedarf es eines Abwagungs- und Satzungsbeschlusses. Sofern der
vorliegenden Abwagung nicht gefolgt wird, besteht die Gefahr der Rechtsfehlerhaftigkeit des
Planes aufgrund von Abwagungsmangeln.

Beschlussvorschlag:
Die Blrgerschaft der Hansestadt Stralsund beschliel3t:

1. Die in der Offentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung der Trager o6ffentlicher Belange
gedulRerten Anregungen werden geman der Anlage 2 abgewogen.

Den Stellungnahmen der Offentlichkeit, der Behérden und sonstigen Tragern offentlicher
Belange wird:

a) gefolgt:
Landkreis Vorpommern-Rigen Fachbereich Brand- und Katastrophenschutz

b) teilweise gefolgt:

Landkreis Vorpommern-Rigen Fachbereich Naturschutz, Fachbereich Kataster und
Vermessung, Fachbereich Abfallwirtschaft; Amt Altenpleen, Gemeinde Kramerhof;
Einwender 1; Einwender 2; Einwender 3

c) nicht gefolgt:
Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern; NABU Kreisgeschéftsstelle
Barth; Einwender 4; Einwender 5

2. Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634) sowie des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. M-V 2015, S. 344) geandert durch Gesetz vom
13. Dezember 2017 (GVOBI. M-V S. 331) wird der Bebauungsplan Nr. 65 ,Wohngebiet
Ostlich der Hochschulallee®, gelegen im Stadtteil Knieper Nord, in der vorliegenden Fassung
vom Juli 2018 als Satzung beschlossen. Die beiliegende Begrindung mit Anlagen vom Juli
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2018 wird gehbilligt.

Finanzierung:

Gemall Vertrag vom 14.06.2016 hatte sich die Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der
Hansestadt Stralsund mbH (LEG) dazu verpflichtet, die Kosten der Planungsleistungen zu
tragen. Der stadtebauliche Vertrag tber die Herstellung der ErschlieBungsanlagen und wird
in Kirze geschlossen. Die LEG Ubernimmt die Kosten fur die innere und &auRRere
ErschlieBung, fur die GrinausgleichsmalRnahmen und die Bergung und Dokumentation von
Bodendenkmalen, falls solche wahrend der ErschlieRungsmal3inahmen entdeckt wirden. Die
offentlichen Flachen werden nach der Fertigstellung lastenfrei an die Stadt Gbergeben. Die
Unterhaltung der offentlichen Verkehrsflachen einschlief3lich der Beleuchtung wird die Stadt
ca. 7.300 €/Jahr kosten.

Termine/ Zustandigkeiten:

Bekanntmachung der Satzung/Rechtskraft
Termin: ca. einen Monat nach dem Bulrgerschaftsbeschluss
Zustandig: Amt fir Planung und Bau, Abt. Planung und Denkmalpflege

Anhang 1 _B65 Planz_Satzfass Anlage A4
Anhang 2_B65_Textliche Festsetzungen Satzfass
Anhang 3_B65_Ubersichtstab_ Stellungn_2018-07
Anhang 4 _B65_ Abwag Behorden_Birger_2018-07

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow
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Anlage zum
Satzungsbeschluss

Teil A
Planzeichenerklarung (Auszug)

Art der baulichen Nutzung

[WA]  Algemeines Wohngebiet (§ 4 BauNvO)

MaR der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO)
Geschossflachenzahl (GFZ) (§ 20 BauNVO)
zwingend zu errichtende Zahl der Vollgeschosse

(§ 20 BauNvO)

Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und
HachstmaR (§ 20 BauNVO)

Hohe der Oberkante baulicher Anlagen tiber dem
Bezugspunkt gemaR der textlichen Festsetzung 2.2
(§ 20 BauNVO)

flachen /

Durch Baugrenzen gebildete Uberbaubare
Grundstticksflache (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Nur Einzelhduser zuldssig (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

E offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

Verkehrsflachen mit ihrer Hohenlage
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 3 BauGB)

” Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
¥ 4 mit ihrer Oberkante (StraBenhohe) Giber NHN

Nebenanlagen, Stellpldtze und Gemeinschaftsanlagen

Flachen, auf denen Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 BauNVO nicht oder nur eingeschrénkt zuldssig
sind. (§ 14 Abs. 1 BauNVO)

Flache fir Stellplatze
[Ei (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
' Flache fiir Gemeinschaftsstellplatze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB und
§ 21a Abs. 2 BauNVO)

Griinflichen

- Offentliche Griinflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Zweckbestimmung:

Flachen fiir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

E:H Umgrenzung von Flachen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Grenzen

E Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Bebauungsplan Nr. 65
»Wohngebiet ostlich
der Hochschulallee*

Stand Juli 2018




TO P O 3 . 3 Hansestadt Stralsund

Bebauungsplan Nr. 65 ,,Wohngebiet 6stlich der Hochschulallee” - textliche Festsetzungen
Stand: Juli 2018

Teill B

l.
1.

11

1.2

2.1

2.2

2.3

Textliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung und Anzahl der Wohnungen in Wohngeb&uden
(89 Abs. 1 Nr. 1und 6 BauGB, 881 - 11 und 13 BauNVO)

Im allgemeinen Wohngebiet sind gemaR § 4 Abs. 2 BauNVO zuléssig:
- Wohngebaude
- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Dariuiber hinaus sind gemaf § 13 BauNVO Raume fur die Berufsausiibung freiberuflich
Tatiger und solcher Gewerbetreibenden, die ihren Beruf in ahnlicher Art ausiben,
zulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet sind unzulassig:

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speiswirtschaften
sowie nicht storenden Handwerksbetriebe,

- Gartenbaubetriebe,

- Anlagen fur Verwaltungen,

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe und

- Tankstellen.

(8 1 Abs. 5 und 6 BauNVO)

In den allgemeinen Wohngebieten WALl und WA2 sind héchstens 7 und in den
allgemeinen Wohngebieten WAS3 bis WA6 hdchstens 2 Wohnungen je Wohngebaude
zulassig.

(8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Mal3 der baulichen Nutzung, GrofRe der Baugrundstiicke, Uberbaubare
Grundsticksflachen
(88 16 - 21a, 23 BauNVO und § 9 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB)

Die festgesetzte Hohe der Oberkante baulicher Anlagen darf ausnahmsweise um
0,5 m Uberschritten werden.

Zudem darf die festgesetzte Hohe der Oberkante baulicher Anlagen durch
Schornsteine sowie Zu- und Abluftschachte oder -rohre, deren Grundflache maximal
0,8 m im Durchmesser bzw. 0,8 m x 0,8 m betragt, um maximal 1,0 m Uberschritten
werden. Die Uberschreitung darf in den Gebietsteilen WA1 und WA2 durch maximal 3
und in den Gebietsteilen WA3, WA4, WA5 und WAG6 durch maximal 2 der bezeichneten
Anlagen erfolgen. (8§ 16 Abs. 2 und 3 BauNVO)

Die fur die Uberbaubaren Grundsticksflachen festgesetzten maximalen Hohen der
Oberkante baulicher Anlagen haben als Bezugspunkt die Hohenlage der Planstral3e
und der Planwege in der Mitte der gemeinsamen Grenze des jeweiligen
Baugrundstiicks mit der seiner ErschlieBung dienenden Verkehrsflache.

Die Hohenlage des Bezugspunktes ist durch lineare Interpolation aus den beiden
benachbarten in der Planzeichnung festgesetzten Strallenhdhen zu ermitteln.

(8 18 Abs. 1 BauNVO)

Die GroR3e der Baugrundstiicke muss mindestens 700 m2 betragen.
(8 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)



2.4

3.1

3.2

4.1

4.2

4.3

4.4

Hansestadt Stralsund
Bebauungsplan Nr. 65 ,,Wohngebiet 6stlich der Hochschulallee” - textliche Festsetzungen
Stand: Juli 2018

Im WA1 und WA2 kann ein Uberschreiten der Baugrenzen durch Balkone
ausnahmsweise bis zu einer Tiefe von 1,5 m zugelassen werden, wenn diese nicht
mehr als Drittel der jeweiligen Au3enwand in Anspruch nehmen und sie von der
gegenuberliegenden Nachbargrenze mindestens 2,0 m entfernt bleiben.

(8 23 Abs. 3 BauNVO)

Verkehrsflachen, Anschluss anderer Flachen an die Verkehrsflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Eine Nutzung der FulRwege mit den Bezeichnung "Planweg B" und "Planweg C" flr die
ErschlieBung der anliegenden Grundstlicke ist zulassig.

Fur jedes Baugrundstiick ist maximal eine Zufahrt zu den Verkehrsflachen zulassig.
Ihre Breite darf maximal 3,5 m betragen. Die Breite der Zufahrten von Grundsticken,
die Uber die Planwege B und C erschlossen werden, darf ausnahmsweise bis zu 5,0 m
betragen. Es sind auch gréRere Breiten von Zufahrten zulassig, wenn dies aus
Grunden des Brandschutzes erforderlich ist.

Stellplatze und Garagen sowie Nebenanlagen
(8 12 und § 14 BauNVO)

Garagen und Uberdachte Stellplatze sind nur innerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflachen sowie zwischen der hinteren Baugrenze bzw. deren Verlangerung
und einem Abstand von 3,0 m zur StralBenbegrenzungslinie zuldssig. Sie sind an die
Hauptanlage anzubauen. Auf die textliche Festsetzung 4.4, nach der Garagen und
Uberdachte Stellplatze auf den mit "A1" gekennzeichneten Flachen unzuldssig sind,
wird hingewiesen.

(8 12 Abs. 6 BauNVO)

Im WAL und WA2 sind Stellplatze aul3erhalb der tberbaubaren Grundstticksflachen

sowie aullerhalb der Flachen fir Stellplatze / Gemeinschaftsstellplatze nur

ausnahmsweise zulassig.

In den nachfolgend bezeichneten Teilen des allgemeinen Wohngebietes sind

Stellplatze aufRerhalb der tUberbaubaren Grundsticksflachen nur in folgenden Tiefen

gemessen von der Begrenzung anliegender Verkehrsflachen zulassig:

- im WA3, WA5 und WAG in einer Tiefe von 10,0 m von der Planstralde A,

- im WA4 in einer Tiefe von 10,0 m von der Planstral3e A bzw. den Planwegen C und
D.

(8 12 Abs. 6 BauNVO)

Die mit GSt1 bezeichneten Flachen sind Flachen flr Gemeinschaftsstellplatze zu
Gunsten der Grundsticke im Wohngebiet WA1. Die mit GSt2 bezeichneten Flachen
sind Flachen fur Gemeinschaftsstellplatze zu Gunsten der Grundstiicke im Wohngebiet
WA2.

(8 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

Auf den mit "A1l" gekennzeichneten Flachen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14
BauNVO mit einer Hohe von mehr als 1,2 m sowie Garagen und tberdachte Stellplatze
unzulassig. Auf den mit "A2", "A3" und "B" gekennzeichneten Flachen sind
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO unzuléssig. Davon ausgenommen sind
Einfriedungen gemalR der ortlichen Bauvorschrift Nr. 7.11. Auf den Ausschluss

2
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bestimmter Bepflanzungen geman der értlichen Bauvorschrift Nr. 7.16 auf den mit "Al1"
und "A2" gekennzeichneten Flachen wird hingewiesen. (8 14 Abs. 1 BauNVO)

Die GroRRe der Grundflache einer Nebenanlage gemafl § 14 BauNVO darf maximal
10 mz2 betragen.

Je Grundstiick ist nur eine Nebenanlage, die ein Gebdude im Sinne von § 2 Abs. 2
LBauO M-V ist, zulassig. Zusatzlich darf ein Gewachshaus errichtet werden.
(8 14 Abs. 1 BauNVO)

Folgende Nebenanlagen sind unzulassig:

- Antennen,

- Windenergieanlagen,

- Nebenanlagen und Einrichtungen fir die Kleintierhaltung und Kleintierzucht.
(8 14 Abs. 1 BauNVO)

Maflnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
sowie Pflanzung und Erhalt von Baumen
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB)

Auf den mit "B" gekennzeichneten Flachen fir MaRBnahmen zum Schutz und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind wasser- und luftundurchlassige
Bodenbefestigungen unzulassig. (8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Auf den mit "C" und "D" gekennzeichneten Flachen fir MallBnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist eine extensiv zu
pflegende Wiesenflache mit einer standortgerechten Saatgutmischung aus Grésern
und Krautern herzustellen. Es wird eine jahrlich zweimalige Mahd festgesetzt (nicht vor
dem 15.06. und im Herbst). Das M&hgut ist zu entfernen.

Auf der mit "C" gekennzeichneten Flache sind zusétzlich mindestens 25 Obstbaume
alter regionaltypischer Sorten und/oder Wildobstgehdlze der Mindestqualitat
Hochstamm, Stammumfang 10/12 cm, 2xv, zu pflanzen.

Auf den mit "D" gekennzeichneten Flachen sind zusétzlich Gehdlzpflanzungen
vorzunehmen. Der Umfang der Gehdélzpflanzungen darf insgesamt 1.000 m2 nicht
Ubersteigen. Es sind standortgerechte Laubgehotlze heimischer Arten der
Mindestqualitat StrAucher 60/100 cm zu verwenden. Zusatzlich dirfen max. 10 Heister
der Mindestqualitat 100/150 cm gepflanzt werden.

Innerhalb der mit "D" gekennzeichneten Flachen ist die Anlage eines Kinderspiel-
platzes mit einem Umfang von max. 700 m? sowie einer Wendeanlage mit Anschluss
an den Ostseeklstenradweg zulassig.

Auf der mit "E" gekennzeichneten Flache ist eine dreireihige freiwachsende Hecke
anzupflanzen. Die Abstande zwischen den Pflanzreihen betragen 1,50 m. Die
Pflanzabstande innerhalb der Reihe 1,00 m. Der Pflanzabstand zur Flurstlicksgrenze
betragt 2,50 m. Fir die Bepflanzung der Flachen sind standortgerechte und heimische
Laubgehdlze der Mindestqualitat Straucher 60/100 cm sowie maximal 15 Heister der
Mindestqualitat 100/150 cm zu verwenden.

(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Im Bereich der offentlichen Verkehrsflache Planstrale A sind mindestens 18
standortgerechte Laubbaume der Pflanzqualitat Hochstamm, StU 14/16 cm, 3xv, DB
zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Baumscheiben muissen
mindestens 12 m2 grol3 sein und sind zu begriinen.

(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
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5.4.Im Bereich der Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung "Offentliche
Parkflache" sind zwei standortgerechte Laubbaume der Pflanzqualitdt Hochstamm,
StU 16/18 cm, 3xv, DB zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die
Baumscheiben missen mindestens 12 m2 grol3 sein und sind zu begrtnen.

(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

5.5 Im Bereich der offentlichen Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung
"FulRgangerbereich" ist ein standortgerechter Laubbaum der Pflanzqualitat
Hochstamm, StU 16/18 cm, 3xv, DB zu pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu
ersetzen. Die Baumscheibe muss mindestens 12 m2 grof3 sein und ist zu begrinen.
(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

5.6 In den Wohngebieten WA 1 bis WAG6 ist auBerhalb der mit "Al" und "A2"
gekennzeichneten Flachen je Grundstiick ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

6. Zuordnungsfestsetzung der 6kologischen Ausgleichsflachen bzw. -malBhahmen
(8 135a Abs. 1 BauGB; § 9 Abs.1a BauGB i.V. mit § 1a Abs. 3 BauGB)

6.1 Dem B-Plangebiet Nr. 65 werden als Ausgleich zugeordnet:
1. der Kompensationstiberschuss aus dem B-Plangebiet Nr. 64 "Wohngebiet nordlich
der Studentensiedlung Holzhausen" in Hohe von 9.598,58 KFA (m2).
2. die festgesetzten 21 Baumpflanzungen im Bereich der offentlichen Verkehrsflachen
(262,50 KFA (m2)) und
3. von den mit"C", "D" und "E", gekennzeichneten MaRnahmenflachen 29.973,64 KFA
(m2).

7. Ortliche Bauvorschriften

Durch den Bebauungsplan wird auf Grundlage von § 86 Abs. 3 LBauO M-V in Verbindung
mit § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und § 9 Abs. 4 BauGB folgende 6rtliche Bauvorschrift
erlassen.

Baukorper

7.1 Die AuRRenwéande von Gebauden sind als gerade fluchtende Bauteile auszuftihren. Die
aneinanderstofRenden AuRenwéande mussen im rechten Winkel zueinander stehen.
(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Fassaden

7.2 Als vorherrschendes Aulzenwandmaterial sind Holz oder Ziegel zu verwenden. Putz ist
als AuRenwandmaterial nur zuldssig, sofern der Anteil an der Fassadenflache nicht
mehr als 25 % betragt. Die Verwendung von mehr als zwei unterschiedlichen
Aulenwandmaterialien ist unzuléssig. Sofern Holz und Ziegel miteinander kombiniert
werden, muss der Anteil eines der beiden AulRenwandmaterialien an der
Fassadenflache mindestens 75 % betragen. Bei der Ermittlung der Fassadenflache
bleiben Fenster- und Turdffnungen unberticksichtigt.
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Bei der Verwendung von Holz als AuRenwandmaterial ist nur Vollholz zuldssig.
Holzwerkstoffe, Schichtstoffe oder sonstige Imitate durfen nicht verwendet werden.
Holz als AuRenwandmaterial darf nur folgende Farben aufweisen: naturbelassen, grau,
anthrazit, schwarz, braun. Weil} ist nur zulassig, wenn der Flachenanteil nicht mehr als
25 % betragt.

Bei der Verwendung von Ziegeln als Aul3enwandmaterial sind nur folgende Farbtone
zulassig: rot-bunt, grau-bunt und braun-bunt.

Abweichungen von den vorgenannten Bestimmungen sind zuléssig, wenn der davon
betroffene Anteil an der Fassadenflache nicht mehr als 5 % betrégt.

(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Sonstige Fassadenelemente

7.3 Rollladenkasten sind nur innenliegend zuldssig und dirfen nicht auf die Fassade
aufgesetzt werden.
Fensterladen sind mit einer geschlossenen Oberflache aus Vollholz oder in Form von
Lamellen auszufiihren. Sie mussen in gedffnetem Zustand an der Fassade anliegen.
(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

7.4 Rohrleitungen zur Ableitung des Niederschlagswassers von Dachflachen dirfen nicht
aus der Fassade hervortreten. Sie sind innerhalb des Gebaudes zu fuhren oder so in
Einschnitten in der AuBenwand anzubringen, dass sie blndig mit der
Fassadenoberflache abschlie3en. (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

7.5 Das Anbringen von Parabolantennen an der Fassade ist unzulassig.
(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Fenster und Tlren

7.6 Fur Fenster und Auf3entiren sind ausschlief3lich rechteckige Formate zu verwenden,
die in der Fassade so anzuordnen sind, dass ihre Seiten jeweils parallel zu den
horizontalen und vertikalen Au3enkanten des Baukdrpers liegen.

AulRentiren missen glatte geschlossene Turblatter aufweisen. Glasausschnitte und
Ornamentierungen sind unzulassig.

Fenster mit aufgesetzten oder zwischen den Scheiben einer Mehrfachverglasung
liegenden Fenstersprossen sind unzulassig.

Der Anteil der Fensterdffnungen an den zu den Verkehrsflachen orientierten
Fassadenflachen muss mindestens 20 % und darf maximal 60 % betragen.

(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Vorbauten

7.7 Vorbauten einschlieBlich angebauter Wintergarten sind unzuldssig. Davon
ausgenommen sind

- Balkone bei Gebauden mit mehr als zwei Vollgeschossen,

- Vordacher, die im Hauseingangsbereich mit einer Tiefe von maximal 1,0 m errichtet
werden und deren horizontale Lange auf maximal die Halfte der jeweiligen
Aulenwand beschrankt ist.

(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)
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Ruckspriinge

7.8 Die AulRenwande des ersten Vollgeschosses diirfen bis zu einer Tiefe von 2,0 m von
der AuRenwand des dartber liegenden Vollgeschosses zurtickspringen. Die Lange des
Rucksprungs ist auf die Halfte der Lange der dariber liegenden AulRenwand zu
begrenzen. Je Gebaude sind im ersten Vollgeschoss zwei Riickspriinge zulassig.
AulRenwande des obersten Vollgeschosses diurfen an maximal zwei Fassadenseiten
von der Aulenwand des darunter liegenden Vollgeschosses zurlickspringen.

(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Déacher

7.9 Die Dacher von Gebduden sind als Flachdacher mit einer umlaufenden Attika
auszubilden. Die Dachneigung darf maximal 5° betragen. Technische Aufbauten wie
z.B. Sonnenkollektoren durfen mit Ausnahme der in der textlichen Festsetzung 2.1
bezeichneten Anlagen die Oberkante der Attika nicht Gberragen.

Die Dacher von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Nebenanlagen sind mit einer
Dachbegriinung zu versehen, sofern sie nicht als Dachterrassen genutzt werden.
(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Garagentore

7.10 Garagentore muissen ein rechteckiges Format sowie eine glatte, einfarbige
Oberflache aus Holz oder Metall aufweisen. Materialbedingte, gleichmaRig
horizontale oder vertikale Gliederungen sind zulassig. Die Kombination verschiedener
Oberflachenmaterialien, Ornamentierungen sowie Fenster- und Turausschnitte sind
unzulassig. Bei der Verwendung von Holz als Oberflachenmaterial sind folgende
Farben zulassig: natur, weil3, grau, anthrazit, schwarz. Bei der Verwendung von
Metall als Oberflachenmaterial sind folgende Farben zuléssig: weil3, grau, anthrazit,
schwarz. (8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

Einfriedungen

7.11 Als Einfriedungen sind Hecken aus standortgerechten Laubgehdélzen zu pflanzen, die
an der stral3enseitigen Grundstlicksgrenze eine Héhe von 1,2 m und an den Ubrigen
Grundstiicksgrenzen von 1,5 m nicht Uberschreiten. Zusatzlich durfen offene Zaune
errichtet werden, die die zuldssige Hohe der Hecken nicht tberragen. Davon
abweichend sind an den seitlichen Grundstiicksgrenzen auch Einfriedungen aus
geschlossenen Bauelementen mit einer Lange von bis zu 5,0 m und einer Héhe von
max. 1,5 m zulassig. (8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

Abfallbehalter

7.12 Standflachen fir Abfallbehalter sind mit einer Strauch- oder Heckenpflanzung
einzugrinen. (8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

Sonstige bauliche Anlagen

7.13 Luft-Warme-Pumpen sind innerhalb von Gebauden zu errichten.
(8 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V)

7.14 Flussiggasbehélter aul3erhalb von Gebduden sind unterhalb der Gelandeoberflache
zu errichten. (8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)
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Vorgéarten

7.15 Vorgarten durfen zwischen der Grenze zur anliegenden Verkehrsflache sowie der
straBenseitigen Baugrenze bzw. deren geradliniger Verlangerung bis zu den
seitlichen Grundstiicksgrenzen nicht als Arbeits- oder Lagerflachen benutzt werden.
(8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

Gestaltung der unbebauten Flachen von bebauten Grundstiicken

7.16 Auf den mit "Al" und "A2" gekennzeichneten Flachen ist die Pflanzung von Baumen
sowie von Strauchern mit einer Hb6he von Uber 1,2 m unzuldssig. Davon
ausgenommen sind Hecken als Einfriedungen gemal der ortlichen Bauvorschrift
7.11. Auf die eingeschrankte Zulassigkeit von Nebenanlagen in den mit "A1" und "A2"
gekennzeichneten Flachen gemaf der textlichen Festsetzung 4.4 wird hingewiesen.
(8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

7.17 Auf den unbebauten Flachen von bebauten Grundstiicken sind Aufschiittungen und
Abgrabungen, die die Hohenlage der natirlichen Gelandeoberflache um mehr als
0,5 m verandern, unzulassig. Davon ausgenommen sind notwendige Aufschittungen
oder Abgrabungen zur Herstellung von Zufahrten zu einer befahrbaren offentlichen
Verkehrsflache. Auf den mit "B" gekennzeichneten Flachen sind Abgrabungen und
Aufschittungen unzuléssig.
(8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

Werbeanlagen und Warenautomaten

7.18 Je Baugrundstiick ist nur eine Werbeanlage mit einer Gré3e von max. 1,0 x 0,5 m
zulassig. Freistehende Werbetafeln dirfen eine maximale Gesamththe von 1,2 m
nicht Uberschreiten.

Unzuléssig sind:

- hinterleuchtete Werbeanlagen,

- Wechselwerbeanlagen, Flaggen und mobile Werbetrager (z.B. Klappschilder) sowie
- das Aufstellen von Warenautomaten

(8 86 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 LBauO M-V)

Ordnungswidrigkeiten

7.19 Ordnungswidrig im Sinne von § 84 Abs. 1 Nr. 1 der Bauordnung Mecklenburg-
Vorpommern handelt, wer vorsatzlich oder fahrldssig gegen die festgesetzten
ortlichen Bauvorschriften Nr. 7.1 bis Nr. 7.18 zuwiderhandelt. Nach § 84 Abs. 3 der
Bauordnung Mecklenburg-Vorpommern kann die Ordnungswidrigkeit mit einer
Geldbuf3e bis 500.000 Euro geahndet werden.

(8 84 Abs. 1 Nr. und Abs. 3 LBauO M-V)
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Hinweise

Planzeichnung

Zeichnerische Grundlage der Planzeichnung ist die Stadtgrundkarte unter Einarbeitung
der ALK mit Stand vom April 2018. Hinsichtlich mdglicher Lageungenauigkeiten konnen
keine Regressanspriiche geltend gemacht werden.

Grinordnungsplan

Die Anforderungen an die Nutzung von Natur und Landschaft werden durch den
Grinordnungsplan zum Bebauungsplan "Wohngebiet 6stlich der Hochschulallee"
konkretisiert. Auf die darin enthaltenen Pflanzvorschlage wird hingewiesen.

Kustenschutz

Innerhalb des 150 m breiten Kistenschutzstreifens ist die Errichtung von baulichen
Anlagen unzuléssig (8 29 Abs. 1 NatSchAG M-V).

Die Errichtung, wesentliche Anderung oder Beseitigung baulicher Anlagen an
Klstengewdassern in einem Abstand von 200 m von der Mittelwasserlinie bedarf der
rechtzeitigen Anzeige bei der Wasserbehorde. Das Vorhaben ist unzulassig, wenn es
nicht mit den Belangen des Kustenschutzes als 6ffentliche Aufgabe vereinbar ist.

(8 89 LWaG M-V).

Alleenschutz

Gemal § 19 Abs. 1 NatSchAG M-V ist die Allee entlang der Hochschulallee gesetzlich
geschitzt. Die Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle
Handlungen, die zu deren Zerstorung, Beschadigung oder nachteiligen Veranderung
fuhren konnen, sind verboten.

Die Vorgaben der DIN 18920 sind einzuhalten. Der im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes befindliche Schutzbereich der Allee entspricht den in der
Planzeichnung mit "B" bezeichneten Flachen fir Mal3nahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschatft.

Baumschutzsatzung

Es gilt die Satzung zum Schutz des Gehdlzbestandes (Baumschutzsatzung) der
Hansestadt Stralsund vom 22.03.2004, verotffentlicht im Amtsblatt Nr. 3 vom
24.04.2004.

Wasserstral3e Strelasund

Bei der Bebauung des Wohngebietes ist darauf zu achten, dass keine Licht- bzw.
Beleuchtungsanlagen errichtet werden, die die Schifffahrt stéren, zur Verwechselung
mit Schifffahrtszeichen Anlass geben oder die Schiffsfiihrer durch Blendwirkungen
oder durch Spiegelungen irrefihren. Geplante Beleuchtungsanlagen oder Leucht-
reklamen, die von der Wasserstral3e aus sichtbar sind, sind dem WasserstraRen- und
Schifffahrtsamt Stralsund frihzeitig anzuzeigen.

Bodendenkmalschutz

Fur Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zuféllig neu entdeckt werden, gelten die
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere Denkmalschutz-
behdrde unverziglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum
Eintreffen eines Mitarbeiters des beauftragten Landesamtes in unverandertem Zustand
zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.
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Wasserabfluss

Hinsichtlich des Abflusses des Niederschlagswassers von den Baugrundstiicken wird
auf folgende gesetzliche Bestimmungen hingewiesen:

Der natlrliche Ablauf wild abflieBenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstiick
darf nicht zum Nachteil eines héher liegenden Grundstiicks behindert werden. Der
natirliche Ablauf wild abflieRenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer
liegenden Grundstlicks verstarkt oder auf andere Weise verandert werden. (§ 37 Abs.
1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)).

Die Ableitung von Abwassern oder Oberflachenwasser in oder auf die o6ffentlichen
StraRen ist unzuléssig. (8 49 Abs. 3 Strallen- und Wegegesetz des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (StrwWG MV)).

Schutz gegen Larm bei stationdren Geraten

Zum Schutz gegen Larm ist bei der Aufstellung von stationdren Geraten und
Maschinen wie z.B. Luft-Warme-Pumpen, Klima-, Kuhl- und Liftungsgeraten sowie
Mini-Blockheizkraftwerken der ,Leitfaden fur die Verbesserung des Schutzes gegen
Larm bei stationdren Geraten® der Bund/Landerarbeitsgemeinschaft fir Immissions-
schutz vom 28.08.2013 zu beriicksichtigen.

Kompensationsiiberschuss aus festgesetzten Mallnahmen zum Ausgleich im
Sinne des § 1la Abs. 3 BauGB

Aus den Malinahmen, die gemalR der textlichen Festsetzung 5.2 zum Ausgleich von
Eingriffen in Natur und Landschaft gemaR § 1a Abs. 3 BauGB auf den mit "C", "D" und
"E" gekennzeichneten Flachen umzusetzen sind, ergibt sich ein Kompensations-
Uberschuss in Hohe von 3.405,89 KFA (m2). Dieser wird kiinftigen B-Planvorhaben im
Gebiet der Hansestadt Stralsund zugeordnet.
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Ube(_sichtstabelle der eingegangenen Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange, der Nachbargemeinden, der Biirger und
der Offentlichkeit

Nr. Name Datum des Schreibens Zustimmung Hinweise Anregungen
1 Staatliches Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern 02.02.2017 X
13.02.2018 X X
2 Landesamt fiir Umwelt, Naturschutz und Geologie 17.01.2017 X
18.01.2018 X
3 Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 10.01.2017 X
Kiel 26.02.2018 X X
4 Landesamt fiir Kultur und Denkmalpflege 04.01.2017 X
5 StraRenbauamt 02.02.2018 X
6 WasserstraRen- und Schifffahrtsamt, Stralsund 30.01.2017 X X
08.02.2018 X
7 Bergamt Stralsund 23.01.2017 X
20.02.2018 X
Hauptzollamt Stralsund 15.02.2018 X X
9 Landesforst M-V, Forstamt Schuenhagen 02.02.2017 X X
09.02.2018 X
10 Deutsche Telekom Technik GmbH fiir Telekom Deutschland GmbH 18.01.2017 X X
20.02.2018 X X
1" Vodafone Kabel Deutschland GmbH 22.02.2018 X
12 50 Hertz Transmission GmbH 26.01.2018 X
13 Landesamt fiir zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastro- 14.02.2017 X X
phenschutz 09.02.2018 X X
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Nr. Name Datum des Schreibens Zustimmung Hinweise Anregungen
14 Landesamt fiir innere Verwaltung M-V, Amt fiir Geoinformation, 22.12.2016 X X
Vermessungs- und Katasterwesen, Schwerin 26.01.2018 X X
15 LK Vorpommern-Riigen - Stiadtebauliche und planungsrechtliche Belange
(Als Teil einer Sammelstellungnahme dber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02.2018 X X
eingegangen) o
16 LK Vorpommern-Riigen -Wasserwirtschaft 07.02.2017 X
(Als Teil einer Sammelstellungnahme iiber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02'2018 X
eingegangen) o
17 LK Vorpommern-Riigen - Naturschutz 07.02.2017 X X
(Als Teil einer Sammelstellungnahme dber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02.2018 X X
eingegangen) o
18 LK Vorpommern-Riigen - Kataster und Vermessung 07.02.2017 X
(Als Teil einer Sammelstellungnahme iiber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02'2018 X
eingegangen) o
19 LK Vorpommern-Riigen - Brand- und Katastrophenschutz 07.02.2017 X X
(Als Teil einer Sammelstellungnahme dber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02.2018 X X X
eingegangen) o
20 LK Vorpommern-Riigen - Abfallwirtschaft 03.02.2017 X
(Als Teil einer Sammelstellungnahme iiber den FD Bau und Planung FB Bauleitplanung 23.02'2018 X X
eingegangen) o
21 Amt Niepars, Gemeinden Steinhagen, Liissow, Wendorf 09.02.2017 X
16.03.2018
22 Amt Milzow, Gemeinde Sundhagen 02.02.2017 X
21.02.2018 X
23 Amt Westriigen, Gemeinde Altefahr 02.02.2017 X
02.02.2018 X
24 Amt Altenpleen, Gemeinde Kramerhof 31.01.2017 X
02.03.2018 X
25 Hansestadt Greifswald 11.01.2017 X
26.02.2018 X
26 e.dis Netz GmbH 30.01.2018 X
27 Verkehrsgesellschaft Vorpommern Riigen mbH 05.01.2017 X
06.03.2018 X X
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28 SWS Energie GmbH 20.01.2017 X
31.01.2018 X
29 SWS Telnet GmbH 28.12.2016 X
29.01.2018 X
30 REWA 10.01.2017 X X
01.02.2018 X X
31 NABU Kreisgeschiftsstelle Barth 07.02.2017 X X
29.02.2018 X X
32 Wasser- und Bodenverband ,,Barthe/Kiiste* 27.12.2016 X
08.02.2018 X X
33 BUND M-V e.V. 06.02.2017 X X
B1 Biirgerinitiative Hochschulallee e.V. 17.01.2017 X
B2 Einwender 1 18.01.2017 X
B3 Einwender 2 02.03.2018 X
B4 Einwender 3 18.01.2017 X
01.03.2018 X
B5 Einwender 4 19.01.2017 X
02.03.2018 X
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BEBAUUNGSPLAN NR. 65 der Hansestadt Stralsund ,,Wohngebiet dstlich der Hochschulallee*

Prifung und Behandlung der zum Entwurf des Bebauungsplanes vom Oktober 2017 eingegangenen Stellungnahmen der Behorden und
der sonstigen Trager offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit

Abwéagungsrelevante Stellungnahmen gemald § 3 Absatz 2 und § 4 Absatz 2 BauGB

Nr.

Stellungnahme

Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

1a

Staatliches Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
13.02.2018

Abteilung Landwirtschaft und Flurneuordnungsbehérde

Durch die 0.g. Planung werden agrarstrukturelle Belange berihrt. Es sind Ackerlandbé-
den mit tiber 50 Bodenpunkten betroffen. Das Landesraumentwicklungsprogramm 2016
gibt zur Sicherung dieser bedeutsamen Bdden ab einer Wertzahl von 50 Bodenpunkten
vor, dass diese nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden sollen. Im Rahmen der
Planung sind vom Flachenentzug betroffene landwirtschaftliche Betriebe in die Planung
einzubeziehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen

Die Planung steht dem Landesraumentwicklungsprogramm (LEP M-V) nicht entgegen. Zudem
wurde der betroffenen Landwirt durch Gespréche mit der LEG in die Planung einbezogen.

Mit Schreiben der oberste Landesplanungsbehorde - dem Ministerium fir Energie, Infrastruktur
und Landesentwicklung - vom 27.07.2016 wurde die durch die 13. Anderung des Flachennut-
zungsplanes sowie die Bebauungsplane 64 und 65 geplante Siedlungsentwicklung auch vor dem
Hintergrund des im Juni 2016 in Kraft getretenen Landesraumentwicklungsprogramms (LEP) mit
der Sperrklausel fir Boden ab Wertzahl 50 im Grundsatz bestétigt.

Die 13. Anderung des Fléchennutzungsplanes, die das Plangebiet als Wohnbaufléche darstell, ist
am 13.12.2016 vom Landkreis Vorpommern-Riigen genehmigt und am 18.01.2017 rechtswirksam
veroffentlicht worden (siehe 1. Amtsblatt 2017). Der Bebauungsplan Nr. 65 wird damit aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt.

Die Inanspruchnahme dieser Flachen ist gerechtfertigt, weil die Planung dem Ziel einer Konzent-
ration der Wohnbauflachenentwicklung auf die zentralen Orte folgt, denen ein ausreichender
Spielraum fiir eine angemessene stédtebauliche Entwicklung verbleiben muss.

Es ist zutreffend, dass die Bdden im Plangebiet z.T. eine Wertzahl von 50 und mehr aufweisen.
Zur Sicherung dieser bedeutsamen Bdden als landwirtschaftlich genutzte Flachen wird im Bebau-
ungsplan fiir die als Griinflachen festgesetzten Flachen eine extensive landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung geregelt. Die Mahd wird durch einen vertraglich gebundenen Landwirt erfolgen, der das
Heu fiir die von ihm gehaltenen Tiere als Futter verwendet. Diese Art der Wiesenbewirtschaftung
entspricht der landwirtschaftlichen Nutzung gem. § 201 BauGB und ist gleichzeitig vereinbar mit
der Festsetzung als offentliche Griinflache. Somit entfallen landwirtschaftlich nutzbarer Flachen
nur im Bereich des neuen Baugebietes einschlieRlich der Verkehrsflachen. Von insgesamt ca. 3,3
ha weisen ca. 77 % eine Bodenwertwertzahl ab 50 auf.
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Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Aus der Sicht der Belange des Immissionsschutz- und Abfallrechts bestehen zur o.a.

Planungsabsicht keine Bedenken.

Es wird empfohlen fiir die Baufelder in denen es zur Uberschreitung der Orientierungs- Der Anregung wird nicht gefolgt

werte fiir Larm gemaR der DIN 18005 kommt, passive LarmschutzmaBnahmen zu er- Der Schutz der geplanten Wohnbebauung vor Verkehrslarm wird auch ohne die Festsetzung von

greifen und L&rmpegelbereiche festzusetzten, sowie entsprechende Schallddmmmalie Larmpegelbereichen erreicht.

fur Gebaudeteile festzulegen.
Nach einer Uberschlagigen Ermittiung auf Grundlage der Ergebnisse der schalltechnischen Unter-
suchung, befinden sich die der Hochschulallee am néchsten liegenden Teile der Wohngebiete
WA1 und WA2 in den Larmpegelbereichen Il bzw. [Il gemaR der DIN 4109. Danach sind an Auf-
enthaltsraumen in Wohnungen ein Luftschalld@mmmaR (R'wses) von 35 dB im Larmpegelbereich |
und von 30 dB im Larmpegelbereich Il einzuhalten. Diese Werte werden aufgrund des nach deut-
schem Recht erforderlichen Niveaus der Dammung der AuRenbauteile (Warmeschutz- und Ener-
gieeinsparverordnung) im Gebaudeinneren ohnehin erreicht. Eine gesonderte Festsetzung von
Larmpegelebereichen sowie der sich daraus ergebenden Luftschallddmmmale von Auflenbautei-
len ist daher nicht erforderlich.

Die 16. BImSchV ist beim Bau oder wesentlichen Anderung von Offentlichen StraRen Der Hinweis findet Beriicksichtigung

heranzuziehen. Fiir die Beurteilung von Larmimmissionen von vorhanden Stralen auf Hinsichtlich der 16. BImSchV wird in der Begriindung des Bebauungsplanes bereits ausgefiihrt,

geplante Wohnbebauungen ist die DIN 18005 einschlagig, die 16. BImSchV findet hier dass diese Norm fiir die Festsetzung des geplanten allgemeinen Wohngebietes keine Anwendung

keine Anwendung, finden kann. Gleichwohl stellen die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV im Rahmen der stad-
tebaulichen Abwégung ein gewichtiges Indiz dafiir dar, ob mit schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerdusche zu rechnen ist. Sie werden daher ergénzend zur DIN 18005 in der
Begrlinung des Bebauungsplanes angefiihrt.

1b Staatliches Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern

26.03.2018

In Beantwortung Ihrer Anfrage kann ich Ihnen mitteilen, dass uns lediglich eine Schall- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen

prognose aus dem Jahr 1993 vorliegt, die im Zusammenhang mit dem Genehmigungs- | Im Ergebnis der Schallprognose aus dem Jahr 1993 fiihrten an der zum damaligen Zeitpunkt

verfahren des SchieBplatzes der Marinetechnikschule Parow beigebracht wurde. Da- | néchstliegenden Wohnbebauung (ca. 2,2 km Entfernung) die von der SchieRanlage ausgehenden

nach wurden keine weiteren Verfahren nach dem BImSchG durchgefiihrt, so dass auch | Gerauschimmissionen nicht zu einer Uberschreitung der Immissionsrichtwerte. Vor diesem Hin-

keine weiteren Schallprognosen vorliegen. Die Prognose von 1993 habe ich der E-Mail | tergrund kénnen in dem noch weiter entfernt liegenden Plangebiet (ca. 3 km) unvertragliche

beigefiigt. Larmbelastungen durch den Betrieb der SchieRanlage ausgeschlossen werden.
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Erganzend mdchte ich darauf hinweisen, dass gem. 4. BImSchV Schielstande in ge-
schlossenen Raumen keine genehmigungsbedirftigen Anlagen im Sinne des BImSchG
darstellen. Ferner liegt m.E. die Anlage ca. 3 km vom Plangebiet entfernt.
3 Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
26.02.2018
Die Bundeswehr hat keine Einwénde/Bedenken zum Bauvorhaben bei Einhaltung der
beantragten Parameter.
Nach den mir vorliegenden Unterlagen gehe ich davon aus, dass die baulichen Anlagen | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
- einschlieflich untergeordneter Gebaudeteile - eine Hohe von 30 m dber Grund nicht Die im Gebiet geplanten Gebaude haben eine Héhe von ca. 10,5 m. Die angegebene Vorbehalts-
Uberschreiten. héhe von 30,0 m wird damit deutlich unterschritten.
Sollte diese Hohe (30 m (iber Grund) tberschritten werden, bitte ich mir die Planungsun-
terlagen - vor Erteilung einer Baugenehmigung - nochmals zur Priifung zuzuleiten.
Ich weise aber darauf hin, dass es im geplanten Bebauungsgebiet zu SchieR- und Der Hinweis wird beriicksichtigt.
Ubungslarm kommen kann, die vom Standortiibungsplatz und der SchieBanlage Parow | Auf dem Standort der Marinetechnikschule Parow besteht eine in den 1990er Jahren errichtete
verursacht werden kdnnen. Die Liegenschaften der Bundeswehr befinden sich in ca. Schieflanlage und fiir einen Neubau liegt die Genehmigungsplanung vor. Im Rahmen der Planver-
1.600 m und 2.170 m Entfernung zum Plangebiet. fahren wurde im Hinblick auf die zu erwartenden Immissionen die Schutzwlrdigkeit der in Parow
befindlichen Wohn- und Ferienhausgebiete beriicksichtigt. Da diese in deutlich geringerer Entfer-
nung zu den SchieRanlagen als der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Wohngebiet westlich
der Hochschulallee* liegen, kdnnen unvertragliche Larmeinwirkungen auf das geplante Wohnge-
biet ausgeschlossen werden.
8 Hauptzollamt Stralsund
15.02.2018
1. Ich erhebe aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine Einwendungen gegen den
Entwurf.
Dariber hinaus gebe ich folgende Hinweise:
2. Gemal § 15 Abs. 1 Zollverwaltungsgesetz — ZollVG - diirfen Bauten innerhalb einer | Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Entfernung von 100 Metern, in Orten mit geschlossener Bauweise von 50 Metern, vom | Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind im Abstand von 100 m gemessen von der
deutschen Teil der Zollgrenze der Gemeinschaft nur mit Zustimmung des Hauptzollamts | Strandlinie keine baulichen Anlagen bzw. eine Anderung von Grundstiicken, die Uber die tbliche
errichtet oder gedndert werden. Die Entfernung bestimmt sich an der Kiste von der | Bewirtschaftung hinausgeht, vorgesehen.
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Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan
Strandlinie an. Der Zustand von Grundstiicken darf innerhalb dieses Gelandestreifens
nur mit Zustimmung des Hauptzollamts veréndert werden, wenn die Verénderung Uber
die Ubliche Bewirtschaftung hinausgeht. Die Zustimmung kann versagt werden, wenn die
Sicherheit der Zollbelange gefahrdet wiirde. Sind Bauarbeiten oder Veranderungen ohne
Zustimmung des Hauptzollamts ausgefiihrt worden, so kann das Hauptzollamt verlan-
gen, dass der frilhere Zustand wiederhergestellt wird. Das vorsatzliche oder fahrlassige
Errichten oder Andern einer baulichen Anlage ohne Zustimmung des Hauptzollamts
kann als Ordnungswidrigkeit geahndet werden (§ 31 Abs. 2 Nr. 3 ZolIVG).

Die Zustimmung wird im Rahmen eines eigenstandigen Verfahrens durch mein Sachge-
biet Abgabenerhebung erteilt. Die entsprechende Zustimmung kann jedoch nicht pau-
schal, sondern erst vor Beginn eines konkreten Bauvorhabens unter Vorlage der indivi-
duellen Planungen erteilt werden.

Das Plangebiet ist hiervon teilweise betroffen.

3. Das Plangebiet befindet sich insgesamt im grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 ZollVG i. | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

V. m. § 1, Anlage 1 C der Verordnung (iber die Ausdehnung des grenznahen Raumes | Die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden durch das Betretungsrecht nicht berihrt. Dieses
und die der Grenzaufsicht unterworfenen Gebiete — GrenzAV -). Insoweit weise ich rein | ist ggf. von den Bauherren bzw. den kiinftigen Nutzern zu berticksichtigen.

vorsorglich auf das Betretungsrecht im grenznahen Raum gem. § 14 Abs. 2 ZollVG,
welches auch wahrend etwaiger Bauphasen jederzeit gewahrleistet sein muss, hin.
Darlber hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundsttickseigent(imer und -
besitzer einen Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen Durchldsse oder Ubergange
einrichten, das Hauptzollamt kann solche Einrichtungen auch selbst errichten (Satze 2
und 3 ebendort).

9 Landesforst M-V, Forstamt Schuenhagen
09.02.2018

Der dem Forstamt Schuenhagen vorgelegte Entwurf zum o.g. B-Plan Nr. 65 wurde
gemal den gesetzlichen Bestimmungen des Landeswaldgesetzes M-V (LWaldG) und
der gultigen Waldabstandsverordnung M—V (WAbstVO) mit folgendem Ergebnis ge-
priift;

Dem vorliegenden Entwurf zum B-Plan Nr. 65 der Hansestadt Stralsund mit Pla- | Das Einvernehmen wird zur Kenntnis genommen.
nungsstand Oktober 2107 wird das forstrechtliche Einvernehmen erteilt.

Aus den vorgelegten Planungsunterlagen ist ersichtlich, dass im Geltungsbereich des B-
Plans Nr. 65 keine Waldflachen oder andere forstliche Flachen, die den Bestimmungen
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Stellungnahme

Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

des Landeswaldgesetzes M—V (LWaldG) unterliegen, vorhanden sind, Der in meiner
Stellungnahme zum Vorentwurf abgegebene Hinweis betreffend der Ableitung des anfal-
lenden Regenwassers wurde aufgenommen (s. Schreiben vom 02.02.2017). Die ent-
sprechenden Entsorgungsleitungen sind verlegt und die zentrale Einleitung in den Stre-
lasund wurde zwischenzeitig in Abstimmung mit der Forstbehdrde realisiert Der dstlich
an den OKRW angrenzende Kiistenschutzwald unterliegt durch seine hochwertigen
Waldfunktionen, hier insbesondere die Schutzfunktion, besonderen gesetzlichen Best-
immungen gemaR § 13 Abs. 3 LWaldG. Dieser Kistenschutzwald ist von den geplanten
MaRnahmen im Geltungsbereich des B-Plans nach aktueller Planungsvorlage nicht
betroffen.

Mit der Umsetzung der geplanten Baumalnahmen (29 Einzelwohnh&user und 5 Mehr-
familienhduser) sowie der Landschaftsgestaltung (Anlage von 6ffentlichen Grinflachen,
Anlage Kinderspielplatz) werden forstrechtliche Belange weder direkt noch indirekt
berthrt.

10

Deutsche Telekom Technik GmbH fiir Telekom Deutschland GmbH
20.02.2018

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt)- als Netzeigentiimerin
und Nutzungsberechtigte i. S.v. § 68 Abs. 1 TKG- hat die Deutsche TelekomTechnik
GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.

Zu der 0. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung.
Gegen lhre geplante Baumalinahme gibt es prinzipiell keine Einwande.

Wir weisen jedoch auf folgendes hin:

In Ihrem Planungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.

Fur die telekommunikationstechnische ErschlieBung wird im Zusammenhang mit dem
oben genannten Bebauungsplan eine Erweiterung unseres Telekommunikationsnetzes
erforderlich. Nach Priifung der Wirtschaftlichkeit ist die Entscheidung fiir einen Glasfa-
serausbau (FTTH) gefallen. Der uns, durch das Ingenieurbiiro Kiichler benannte Er-
schliesser, die LEG Stralsund mbH, hat bereits eine ErschlieBungsvereinbarung zu
geschickt bekommen.

Die Hinweise zur ErschlieBung werden zur Kenntnis genommen.
Sie betreffen nicht den Inhalt des Bebauungsplans. Sie werden bei der Planung und Ausflhrung
der ErschlieBung durch die LEG als ErschlieRungstrager berticksichtigt.
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Wichtig fiir die telekommunikationstechnische Grundversorgung des B-Plan Gebietes ist
es, dass uns durch die Stadt, so friih wie mdglich, die neuen StralRenbezeichnungen und
Hausnummern bekanntgegeben werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten fiir die
telekommunikationstechnische ErschlieBung und gegebenenfalls der Anbindung des
Bebauungsplanes eine Kostenbeteiligung durch den Bautrager erforderlich ist.

Fur die nicht 6ffentlichen Verkehrsflachen ist die Sicherung der Telekommunikationsli-
nien mittels Dienstbarkeit zu gewahrleisten.

Flr den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung
mit dem Stralenbau und den BaumaBnahmen der anderen Leitungstréger ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieRungsmaRnahmen im Bebauungsplange-
biet der Deutschen Telekom Technik GmbH so friih wie mdglich, mindestens 2 Monate
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Wir méchten Sie bitten, den ErschlieRungstrager auf diese Punkte aufmerksam zu ma-
chen.

13

Landesamt fiir zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz
09.02.2018

Aufgrund des ortlich begrenzten Umfangs lhrer Manahme und fehlender Landesrele-
vanz ist das LPBK M-V als obere Landesbehérde nicht zustandig.

Bitte wenden Sie sich entsprechend der Hinweise zur Beteiligung der Offentlichkeit
sowie der Behdrden und sonstigen Tréger offentlicher Belange bei Aufstellung von
Bauleitplanen und Satzungen nach §§ 34 Abs. 4 Nr. 2 und 3 sowie 35 Abs. 6 Bauge-
setzbuch (BauGB) beziiglich der 6ffentlichen Belange Brand- und Katastrophenschutz
an den als untere Verwaltungsstufe ortlich zustandigen Landkreis bzw. die zustandige
kreisfreie Stadt.

AuRerhalb der offentlichen Belange wird darauf hingewiesen, dass in Mecklenburg-
Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschlieBen sind GemaR § 52 LBauO ist der

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die untere Katastrophenschutzbehérde (Landkreis Vorpommern-Riigen) wurde beteiligt.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Sie betreffen nicht den Inhalt des Bebauungsplanes. Von der LEG als ErschlieBungstrager wird
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Bauherr fiir die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften verantwortlich.
Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr hingewiesen, Gefahrdun-
gen fur auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie méglich auszuschliefien.
Dazu kann auch die Pflicht gehdren, vor Baubeginn Erkundungen Uber eine mdgliche
Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.

Konkrete und aktuelle Angaben iiber die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungs-
auskunft) der in Rede stehenden Flache erhalten Sie geblihrenpflichtig beim Munitions-
bergungsdienst des LPBK M-V.

Auf unserer Homepage www.brand-kats-mv.de finden Sie unter ,Munitionsbergungs-
dienst” das Antragsformular sowie ein Merkblatt (iber die notwendigen Angaben. Ein
entsprechendes Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauausfiihrung empfohlen.

vor ErschlieBungsbeginn eine entsprechende Auskunft zur Kampfmittelbelastung eingeholt. Fir
Vorhaben auf den kiinftigen Baugrundstiicken sind Auskiinfte von den jeweiligen Bauherren ein-
zuholen.

14

Landesamt fiir innere Verwaltung M-V, Amt fiir Geoinformation,
Vermessungs- und Katasterwesen, Schwerin
26.01.2018

in dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden sich keine Festpunkte der amtlichen
geodatischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Beachten Sie
dennoch fiir weitere Planungen und Vorhaben die Informationen im Merkblatt Gber die
Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte (Anlage).

Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise und kreisfreien Stadte als zustandige
Vermessungs- und Katasterbehdrden, da diese im Rahmen von Liegenschaftsvermes-
sungen das Aufnahmepunkifeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind ebenfalls zu schiitzen.

Die Hinweise werden beriicksichtigt.
Die zustandige Vermessungs- und Katasterbehdrde wurde beteiligt.

15

LK Vorpommern-Riigen - Stiadtebauliche und planungsrechtliche Belange
23.02.2018

Bei den Rechtsgrundlagen bitte ich zu beachten, dass das Baugesetzbuch als auch die
Baunutzungsverordnung neu bekannt gemacht wurden.

Der Hinweise wird beriicksichtigt.
Die Rechtsgrundlagen werden aktualisiert.

16

LK Vorpommern-Riigen — Wasserwirtschaft
23.02.2018

Alles anfallende Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswasser) ist nach § 40 Abs. 1
LWaG M-V, wie in dem Vorentwurf festgeschrieben, dem Abwasserbeseitigungspflichti-
gen, hier der Hansestadt Stralsund, zu Giberlassen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Neben der StraRenentwésserung hat auf Grundlage der Abwasserbeseitigungssatzung der Han-
sestadt Stralsund auch die Entsorgung des auf den Dachflachen der Geb&dude anfallenden Nie-
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23.02.2018

Der B-Plan befindet sich teilweise (WA-Gebiet, Griinfliche C) in dem, mit einem Bau-
verbot belegten, Kistenschutzstreifen nach 29 NatSchAG M-V. Fir die WA-Flache wird
im B-Plan festgesetzt, dass die Errichtung von baulichen Anlagen in diesem Bereich
unzuldssig ist. Fir die Planung (Spielplatz, Zuwegung vom Spielplatz zum Ostseekis-
tenradweg) wird eine Ausnahme von den Verboten des § 29 NatSchAG M-V in Aussicht
gestellt, wenn der Plan den Stand nach § 33 des Baugesetzbuches erreicht hat.

An der westlichen Plangrenze befindet sich eine nach § 19 NatSchAG M-V gesetzlich
geschitzte Allee. Nach § 19 NatSchAG M-V ist die Beseitigung von Alleen und Baum-
reihen sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder nachhaltigen
Veranderung fiihren kdnnen, unzulassig.

Fur die PlanstraBe A wird eine grofere Liicke in der Allee fiir die ErschlieBung des
Plangebietes genutzt. Die Anlage der StralRe hat so zu erfolgen, dass es nicht zu Beein-
trachtigungen der geschitzten Baume (Krone, Wurzelbereich) kommen kann.

Im Wurzelbereich der geschiitzten Alleebdume wurden die WA 1 und 2 ausgewiesen.
Zum Schutz der Baume wurde die Flache B festgesetzt. Auf der Flache B sollen wasser-
und luftundurchlassige Bodenbefestigungen unzulassig sein. Diese Festsetzung ist zum
Schutz der Alleebaume unzureichend. Auch weitere schédigende Handlungen wie z.B.
Aufschittungen, Abgrabungen, Ablagerungen, Abstellen von Geréten, Fahrzeugen und
Maschinen, Teilversiegelungen, Anlage von Spiel- und Ruheplatzen u.a. sind auszu-
schlielen. Die unzulassigen Handlungen wurden zwar im Grinordnungsplan beschrie-
ben, leider aber nicht in die textlichen Festsetzungen des B-Planes aufgenommen.

SEITE 8
Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan
derschlagswassers durch Einleitung in die neu herzustellende &ffentliche Entwéasserungsanlage
zu erfolgen. Siehe dazu Begriindung Kapitel 5.7 Ver- und Entsorgung.
WasserhaltungsmaBnahmen im Zuge der BaumaBnahmen bei der Umsetzung des B- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes.
Planes sind gesondert auszuweisen und nach § 8 WHG bei der unteren Wasserbehérde | Sofern etwaige Wasserhaltungsmalinahmen im Zuge der Baumalnahmen erforderlich sind, ist die
gesondert zu beantragen. In Abhangigkeit vom Umfang entscheidet die Wasserbehorde, | Genehmigung im Rahmen der ErschlieBungsplanung einzuholen.
ob eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist.
17 LK Vorpommern-Riigen - Naturschutz

Die in Aussichtstellung der Ausnahme vom Bauverbot im Schutzstreifen wird zur Kenntnis
genommen.

Die Anregungen werden (soweit festsetzbar) beriicksichtigt.

Der Schutz der Alleebdume entlang der Hochschulallee wird bereits durch die Bestimmungen des
§ 19 Abs. 1 NatSchAG M-V geregelt. Danach sind die Beseitigung von Alleen sowie alle Handlun-
gen, die zu deren Zerstérung, Beschadigung oder nachteiligen Veranderung flihren kénnen, ver-
boten.

Zusatzlich wird dem Schutz der Allee im Bebauungsplan dadurch Rechnung getragen, dass der
Wurzelbereich als Flache zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft festgesetzt wird (Flache B), in dem wasser- und luftundurchlassige Befestigungen
unzulassig sind. Darliber hinaus wurde der Anregung bereits insofern gefolgt, als gemaR der
ortlichen Bauvorschrift 7.17 Abgrabungen und Aufschittungen in der mit ,B* gekennzeichneten
Flache unzuldssig sind. Ergénzend dazu wird zusatzlich auch die Errichtung von Nebenanlagen
mit Ausnahme von Einfriedungen ausgeschlossen (4.4).

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die den Verboten des § 19 Abs. 1 NatSchAG M-V
entgegenstehen. So liegen die (iberbaubaren Grundstiicksflachen sowie die Flachen fir Stellplat-
ze auBerhalb des Wurzelbereichs der Alleebdume. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass Fest-
setzungen zum Schutz der Allee im Bebauungsplan nur soweit mdglich sind, als sie dem Rege-
lungsgehalt der verbindlichen Bauleitplanung gem&R § 9 BauGB entsprechen. Insbesondere
Handlungen wie das Abstellen von Geréten, Fahrzeugen und Maschinen sind dort nicht enthalten
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Zuléssig bleiben soll im Bereich B die Errichtung von Einfriedungen. Abhangig von der
Art der Einfriedungen kann es sich hier ebenfalls um unzulassige Handlungen im Sinne
des § 19 NatSchAG M-V handeln, die genehmigungspflichtig sind. Im Verfahren sind die
anerkannten Naturschutzverbé@nde zu beteiligen.

Fur die Zeit des Baugeschehens ist eine Nutzung der Flache B durch Schutzzaune zu
unterbinden.

Aus den Planunterlagen ist nicht zu erkennen, in welchem Umfang Wegefiihrungen auf
den Kompensationsflachen angelegt werden sollen. Gegebenenfalls sind Nacharbeiten
fur die Eingriffshilanzierung erforderlich, da diese Flachen nicht zur Kompensation ange-
rechnet werden kdnnen.

Fur die Wiesenflache C und die Pflanzung von 25 Obstb&dumen darf keine Doppelbewer-
tung erfolgen. Auch hier ist die Eingriffsbilanzierung gegebenenfalls zu Uberarbeiten. Der
Bedarf an Spielflachen soll teilweise auRerhalb des B-Planes gedeckt werden. Dafiir soll
die Spielplatzflache im B-Plan Nr.15 erheblich (um 555 m?) erweitert werden. Die Arbei-
ten wurden bereits begonnen (Kontrolle der UNB am 26.01.2018). Da sich auch dieser
Spielplatz in einer Kompensationsflache befindet, wird diese teilweise in Anspruch ge-
nommen. Der Verlust an Kompensationsflache ist in die Eingriffsbilanzierung einzustel-
len. Fir die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft wurden vier planinterne
Kompensationsmalnahmen vorgeschlagen.

und kdénnen daher auch nicht durch den Bebauungsplan geregelt werden. In der Begriindung wird
im Kapitel 6 auf die naturschutzrechtlichen Bestimmungen hingewiesen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Errichtung von Einfriedungen im Bereich der Flache B wird zugelassen, um der Verkehrssi-
cherungspflicht der Grundstiickseigentlimer sowie dem Schutz der Grundstiicke vor fremdem
Betreten Rechnung zu tragen. Der Schutz der Alleen gem. § 19 NatSchAG M-V ist zu beachten,
auf den unter Il. Hinweise Pkt. 4 hingewiesen wird.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

MaRnahmen zum Schutz der Allee wahrend der BaumaBnahmen kénnen nicht durch den Bebau-
ungsplan festgesetzt werden. Sie sind durch die Bauherren nach den gesetzlichen Vorschriften
bzw. etwaigen Malgaben der Baugenehmigung zu gewahrleisten. Auf der Planzeichnung wird auf
die Verbote zum Schutz der Allee gemaR § 19 Abs. 1 NatSchAG M-V sowie die Einhaltung der
DIN 18920 (Schutz von Baumen, Pflanzbestanden und Vegetationsflachen bei Baumalinahmen)
hingewiesen.

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.
GemalR textlichen Festsetzungen Planteil B sind im Bereich der Kompensationsflachen keine
Wegefiihrungen vorgesehen.

Der Anregung wird gefolgt.

Die Eingriffsbilanzierung wird dberarbeitet. Die Ermittlung des Kompensationsfldchendquivalents
(KFA) erfolgt getrennt fiir die MaRnahmenflache D (Anlage einer naturnahen Wiesenflache mit
punktueller Geholzbepflanzung) und fiir die MaBnahmenflache C (Anlage einer Streuobstwiese).
Da die bisher gltige HZE keine Vorgaben fiir eine Streuobstwiese enthélt, wird auf die in Vorbe-
reitung befindliche HZE 2016 vorgegriffen, die fir die Anlage einer Streuobstwiese einen Kom-
pensationswert von 3,0 vorgibt. Da gema&R HZE 2016 die Obstbdume mind. eine Pflanzqualitat
Hochstamm 14/16 aufweisen miissen, erfolgt eine entsprechende Anderung der bisher festgesetz-
ten Pflanzqualitat (Hochstamm 10/12). Die Anpassung der Planunterlagen an das aktuelle Katas-
ter wird ebenfalls bei der Uberarbeitung der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung beriicksichtigt.

Der Spielplatzbedarf (93 WE x 3 Einwohner/WE x 2,5 m? Spielflichenbedarf/Einwohner = 698 m?),
der sich aus dem B-Plan 65 ergibt, wird vollumfénglich durch den festgesetzten Spielplatz mit
einer GroRe von 700 m? innerhalb des B-Planes 65 abgedeckt.
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Fur die Malinahme auf der Flache C ist ein Pflegeplan zu erarbeiten und der Unteren | Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Naturschutzbehdrde zur Priifung vorzulegen. Die geplante Wiesenmahd hat in den | Sie betrifft jedoch nicht den Inhalt des B-Plans. Die Pflegesicherung wird im ErschlieRungsvertrag

ersten 5 Jahren zweimalig in der Zeit vom 1. Juli bis zum 30. Oktober und mit einem | mit der LEG geregelt. Fiir die Wiesenbewirtschaftung wird ein Pflegeplan erstellt. Zur Pflege der

Messerbalkenmahwerk zu erfolgen. Die Mahdhéhe muss mindesten 10 ¢cm Uber Gelén- | Wiesen soll ein Landwirt vertraglich gebunden werden, der das Mahdgut zur Fitterung verwendet.

deoberkante liegen.

Der erzielte (wie 0.g. neu Uberrechnete Kompensationstberschuss) soll fir andere | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Planvorhaben genutzt werden. Eine interne Verrechnung fiir Planungen der Hansestadt | Die Einrichtung eines Okokontos ist nicht geplant, da der Kompensationsiiberschuss ausschlief-

ist sicherlich moglich. lich der Verrechnung fiir Planungen der Stadt dienen soll.

Die Einrichtung eines Okokontos ware in einem gesonderten Verfahren zu bearbeiten

und bedarf einer Genehmigung durch die UNB.

18 LK Vorpommern-Riigen - Kataster und Vermessung

23.02.2018

Planzeichnung Teil A

Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeichnung ist zur Bestatigung der Richtigkeit

des katastermaRigen Bestandes nicht geeignet.

Das Liegenschaftskataster wurde im Zuge einer Liegenschaftsvermessung im Septem- | Die Anregung wird beriicksichtigt.

ber 2017 fortgefiihrt. Bei der hier vorliegenden Planzeichnung mit Stand vom Oktober | Der Planzeichnung des Bebauungsplanes wird die aktuelle Liegenschaftskarte zu Grunde gelegt.

2017 wurde die aktuelle Liegenschaftskarte nicht beriicksichtigt.

Vermarkte und unvermarkte Grenzpunkte werden nicht unterschieden. Der Hinweis wird nicht beriicksichtigt.
Gemal § 1 Abs. 2 der Planzeichenverordnung sollen aus der Planunterlage von Bebauungspla-
nen u.a. die Flurstiicke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen in Uberstimmung mit dem Liegen-
schaftskataster hervorgehen. Die Kennzeichnung vermarkter und unvermarkter Grenzpunkte ist
dazu nicht erforderlich.
Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Benennung des Plangebietes fehlt. Die Benennung von Flurstlicken im Titel des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. Der auf der
Planzeichnung abgedruckte Plantitel enthalt auch eine geographische Bezeichnung (,6stlich der
Hochschulallee®). Den Anforderungen des § 1 Abs. 2 PlanZV, nach denen aus der Planzeichnung
die Flurstiicke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen in Ubereinstimmung mit dem Liegenschafts-
kataster ergeben mussen, sind durch die Darstellungen in der Planzeichnung erfilllt.
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Der Hinweis wird beriicksichtigt.
In der Begriindung unter Punkt 2. ,Lage und Abgrenzung des Plangebietes, Eigentum® | In der Begriindung wird die Flursticksnummer geéndert.
ist die Flursticksnummer 18/5 in 18/6 zu &ndern.
Der Hinweis wurde bereits beriicksichtigt.
Die Plangrundlage ist nicht bezeichnet. Im Teil B der Planzeichnung wird unter Il Nr. 1 die Plangrundlage bezeichnet.
19 LK Vorpommern-Riigen - Brand- und Katastrophenschutz
23.02.2018
Aus der Sicht des vorbeugenden Brandschutzes gibt es keine grundsatzlichen Beden-
ken.
In Abh&ngigkeit von der zukinftigen Bebauung sind bei der weiteren Planung folgende
Belange zu beachten:
— Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts- bzw. Wendemoéglichkeiten fiir | Die Anregung wird beriicksichtigt.
Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungsdienstes; Die im Bebauungsplan festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen erméglichen die Schaffung
ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts- und Wendemdglichkeiten fir Fahrzeuge der Feuerwehr und
Rettungsdienste.
Um die ggf. erforderliche Anfahrt von Feuerwehrfahrzeugen auf die Privatgrundstlicke zu sichern,
wird die textliche Festsetzung 3.2, die die Breite von Grundstiickszufahrten regelt, wie folgt er-
ganz: .."Es sind auch groRere Breiten von Zufahrten zuldssig, wenn dies aus Griinden des
Brandschutzes erforderlich ist.”
— OrdnungsgeméRe Kennzeichnung der Wege, StraRen, Platze bzw. Geb&ude (Stra- | Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Rennamen, Hausnummern usw.), Er ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. Die ordnungsgemale Kennzeichnung der Wege
— Die Bereitstellung der erforderlichen Loschwasserversorgung fiir das Gebiet von | und Stralen wird im Zuge der weiteren Entwicklung des Baugebietes durch die Hansestadt
mindestens 48 m3/h, ist in der weiteren Planung zu beachten, in der Erschlie- | Stralsund sichergestellt. Der Nachweis der ausreichenden Dimensionierung erfolgt in der Er-
Rungsphase umzusetzen und nachzuweisen. schlieBungsplanung.
Das Loschwasser ist gemaR dem Arbeitsblatt W 405, Stand: Februar 2008, des DVGW | Die Hinweise werden berticksichtigt.
fiir den Zeitraum von 2 Stunden, innerhalb eines Radiuses von 300 m bereitzustellen. | Die Trinkwasserleitungen werden so dimensioniert, dass die Loschwasserversorgung sicherge-
Dabei ist zu beriicksichtigen, dass dieser Radius die tatséchliche Wegstrecke betrifft und | Stellt werden kann. Zudem werden Hydranten in ausreichender Anzahl vorgesehen. Siehe dazu
keine Lutftlinie durch Gebaude bzw. iiber fremde Grundstiicke darstellt. Begriindung zum B-Plan Kapitel 5.7.
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Der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des Landkreises Vorpommern-Riigen nimmt zum o.g.
Bebauungsplan wie folgt Stellung:

In der Hansestadt Stralsund wird die Entsorgung der Abfélle geméaR der Satzung Uber
die Abfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Riigen vorn 17. Dezember 2015, in
der zuletzt gednderten Fassung vom 9. Oktober 2017 durch den Landkreis Vorpom-
mern-Rugen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte durch-
geflihrt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe,
Papier, Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfiir beauftragte private Entsorger.

Das Befahren des Plangebietes im Rahmen der Abfallsammlung ist nach derzeitigem
Planstand nicht méglich. Die Mindestbreite der Fahrbahn ist mit den unter Ziffer 5.6.1
der Begriindung genannten abschnittsweise angelegten Pkw-Stellplatzen im Stralen-
raum und einer Einengung auf 3,00 m unterschritten. Die Fahrwegbreite der Planstrale
A ist entsprechend Ziffer 2.2 der DGUV 214-033 bereits ohne Begegnungsverkehr
durchgangig mindestens 3,55 m zu planen. Anliegerstrafien mit Begegnungsverkehr
erfordern eine Fahrwegbreite von mindestens 4,75 m. Offentliche Pkw-Stellflachen
(Besucherparkplatze) sind auerhalb des Fahrweges anzuordnen.

SEITE 12

Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Ich méchte darauf hinweisen, dass gemaR §2 Abs.1 Nr. 4 des Gesetzes iber den

Brandschutz und die Technischen Hilfeleistungen durch die Feuerwehren fiir Mecklen-

burg- Vorpommern vom 31. Dezember 2015, in der derzeit geltenden Fassung, die

Gemeinde verpflichtet ist, die Léschwasserversorgung als Grundschutz in ihrem Gebiet

sicherzustellen.
20 LK Vorpommern-Riigen - Abfallwirtschaft

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Anregung wird beriicksichtigt.

Die im Bebauungsplan festgesetzte Breite der Planstrale A von insgesamt 8,0 m bietet grund-
satzlich ausreichend Raum fiir die Befahrung durch Miillfahrzeuge. Der auf der Planzeichnung
dargestellte Regelquerschnitt wird an die genannten Vorgaben angepasst. Wie in dem rechtlich
nicht verbindlichen Regelquerschnitt der PlanstraBe A dargestellt, ist vorgesehen, die Fahrbahn
an einzelnen Stellen durch die Anordnung von Pkw-Parkpldtzen einzuengen. Da die ansonsten
regelgerechte Fahrbahnbreite von 4,75 nur auf der Lange eines Parkstandes punktuell eingeengt
wird, ist der Begegnungsverkehr mit Millfahrzeugen mdglich, sofern im Bereich der Einengung
eine Mindestbreite von 3,55 m gegeben ist. Diese Mindestbreite setzt sich aus der Fahrzeugbreite
von 2,55 m sowie einem beidseitigem Sicherheitsabstand von 0,50 m zusammen, wobei der Si-
cherheitsstreifen auch auf dem unbefestigten Seitenstreifen liegen kann. Um diesen Anforderun-
gen Rechnung zu tragen, wird in dem auf der Planzeichnung dargestellten Regelquerschnitt die
Fahrbahn im Bereich der Einengung von 3,00 auf 3,05 m verbreitert. Somit liegen die Fahrzeug-
breite sowie eine Seite des Sicherheitsabstandes auf der befestigten Fahrbahn. Die andere Seite
des Sicherheitsabstandes ist auf dem 1,15 m breiten Seitenstreifen gegeben. Die genannten
Anforderungen kdnnen eingehalten werden. Eine Anderung der im Bebauungsplan festgesetzten
Verkehrsflache ist nicht erforderlich.
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Die Planwege B und C werden aufgrund der fehlenden Wendefldchen und der geringen
Fahrbahnbreite mit Abfallsammelfahrzeugen ebenfalls nicht befahren. Abfallbehalter, -
Sacke und ggfs. Sperrmiill sind durch die kiinftigen Anschlusspflichtigen/ Anwohner der
sen. 4 10011-18-41 Planwege B und C an der Planstrae A zur Leerung bzw. Abholung
bereitzustellen. Die zuvor geforderte Anderung der Fahrbahnbreite auf 4,75 m im Be-
reich der Einengungen durch Pkw-Stellplatze auf der Planstralle A wird hierzu voraus-
gesetzt. Andernfalls sind alle Abfalle des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr.
65 zur Leerung bzw. Abholung an der néchsten fiir Abfallsammelfahrzeuge befahrbaren
StralRe (Hochschulallee) abzustellen.

Da der Planzeichnung und der Begriindung des Bebauungsplanes Nr. 65 keine detail-
lierten Hinweise zum Anschluss der einzelnen Grundstiicke an die Abfallentsorgung zu
entnehmen sind, bitte ich fir die weitere Planung Folgendes zu beachten:

Mll darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Millbehalterstandplatzen so ange-
legt ist, dass ein Rickwartsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn ein kurzes
Zuriickstoflen fir den Ladevorgang erforderlich ist, z. B. bei Absetzkippern.* Zum Para-
graphen 16 Nr. 1 legt die DGUV Vorschrift 43 Millbeseitigung* weiterhin fest: ,Bei
Sackgassen muss die Mdglichkeit bestehen, am Ende der Strafte zu wenden.”

Eine Wendeanlage ist aus Sicht des gesetzlichen Unfallversicherungstragers dann
geeignet, wenn sie einen Mindestdurchmesser von 20,00 m zuziglich der erforderlichen
Freirdume von bis zu 2,00 m fir die Fahrzeuglberhange aufweist, einen Ausfahrtradius
von mindestens 10 m und eine Fahrbahnbreite von mindestens 5,50 m hat, am Wende-
plattenrand von Hindernissen wie Schaltschranke der Telekommunikation, Elektrizitats-
versorgung oder Lichtmasten u. &. frei und in der Wendeplattenmitte frei befahrbar ist.
Beziiglich der StralRen regelt die DGUV Vorschrift 71 ,Fahrzeuge" (ehemals BGV D 29)
im Paragraphen 45 Abs. 1: ,Fahrzeuge dirfen nur auf Fahrwegen oder in Bereichen
betrieben werden, die ein sicheres Fahren ermdglichen.

Das bedeutet:

1. Die StralBe muss fiir die zulassigen Achslasten eines Abfallsammelfahrzeuges ausrei-
chend tragfahig sein (zulassiges Gesamtgewicht von Abfallfahrzeugen betragt max. 26
t). Die Strafle muss so angelegt sein, dass auf geneigtem Gelande ausreichende Si-
cherheit gegen Umstiirzen und Rutschen gegeben ist.

2. Anliegerstralen und ,Wege ohne Begegnungsverkehr miissen eine ausreichende

Die Hinweise werden beriicksichtigt.

Die Planstrafie A ist flr Entsorgungsfahrzeuge ausgelegt. Ein Befahren der Planwege B und C ist
fur die Entsorgung nicht notwendig, da alle bis auf das sudéstlichste Grundstiick direkt an der
Planstrafle A liegen. Die Bewohner des stidéstlichsten Grundstlicks missen ihre Miilltonne zur
Planstrafie A schieben. Da die Entfernung der Grundstiickeinfahrt zur Planstrae A sehr gering ist
(je nach Lage der Einfahrt ca. 10 m), ist das zumutbar. Stadtebaulich vertretbar sind Entfernungen
bis zu 50 m.

Die Planstrale A wird in einem Ring gefiihrt. Wendeanlagen sind daher nicht notwendig.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Sie sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanes, sondern im Rahmen der Planung und Ausfiih-
rung der ErschlieBung zu beriicksichtigen. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stehen der
Einhaltung der geforderten Mafigaben nicht entgegen.

Die Planstrafie A ist firr Entsorgungsfahrzeuge ausgelegt. Ein Befahren der Planwege B und C ist
fur die Entsorgung nicht notwendig, da alle bis auf das siidostlichste Grundstiick direkt an der
PlanstralRe A liegen. Die Bewohner des sudéstlichsten Grundstiicks missen ihre Milltonne zur
Planstrafie A schieben. Da die Entfernung der Grundstiickeinfahrt zur Planstrale A sehr gering ist
(je nach Lage der Einfahrt ca. 10 m), ist das zumutbar. Stadtebaulich vertretbar sind Entfernungen
bis zu 50 m. Die Planstrae A wird in einem Ring gefiihrt, ein ZurlickstoRRen ist daher nicht not-
wendig.

Die detaillierte Strallenplanung erfolgt iber die ErschlieBungsplanung. Im Rahmen der Erschlie-
Rungsplanung werden diese Hinweise beriicksichtigt.
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Breite von mindestens 3,55 m fiir die Vorwartsfahrt bei gerader Streckenfiihnrung haben.
Dieses MaR ergibt sich aus der Fahrzeugbreite (2,55 m) und einem beidseitigem Sicher-
heitsabstand von je 0,5 m. AnliegerstraBen und -wege mit Begegnungsverkehr miissen
eine ausreichende Breite von mindestens 4,75 m haben. Bei kurviger Streckenflihrung
sind die Schleppkurven fiir dreiachsige Miillfahrzeuge zu beachten. Bei 90-Grad»Kurven
ist ein Platzbedarf im Kurvenbereich von mindestens 5,50 m zu ber(cksichtigen. Das
MafR ergibt sich aus Messungen an einem 10 m langen, 3-achsigen Abfallsammelfahr-
zeug.

3. Die Strale muss eine lichte Durchfahrtshéhe von mindestens 4,00 m gewahrleisten
(Décher, Straucher, Baume, Stralenlaternen usw. dirfen nicht in das Lichtraumprofil
ragen).

4. Die Stralle muss so gestaltet sein, dass Schwellen und Durchfahrschleusen problem-
los von Abfallsammelfahrzeugen tberfahren werden kdnnen (ohne Aufsetzen der Tritt-
bretter, wobei die niedrigste Hohe fiir Trittbretter nach DIN EN 1501 -1 Hecklader 450
mm betragt; dabei sind auch Rahmenkonstruktion und Fahrzeuguberhang und Feder-
weg zu berlicksichtigen).

Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Entsorgungsfahrzeuge keine Privatstrallen
und Betriebsgelande befahren dirfen.

Fir den Fall, dass die 0. g. Vorgaben nicht eingehalten werden kdnnen, regelt der Para-
graph 15 Absatz 5 der Satzung uber die Abfallbewirtschaftung des Landkreises Vor-
pommern-Rlgen:

~Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstick vorfahren kann, miissen die Abfallbe-
halter sowie sperrige Gegenstande nach § 16 Absatz 1 der Abfallsatzung von den Uber-
lassungspflichtigen an der nachsten vorn Sammelfahrzeug benutzbaren FahrstralRe
bereitgestellt werden. Der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des Landkreises kann den Be-
reitstellungsort der Abfallbehalter und Abfallsacke bzw. des Sperrmiills bestimmen.”

24

Amt Altenpleen, Gemeinde Kramerhof
02.03.2018

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Kramerhof hat auf ihrer Sitzung vom 13.02.2018
zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund "Wohngebiet 0st-
lich der Hochschulallee" beraten und entschieden, nachfolgende Anregung zu geben:

Eine Schatzung des kiinftigen Verkehrsaufkommens fir den betroffenen Bereich emp-
findet die Gemeindevertretung der Gemeinde Kramerhof an dieser Stelle als nicht aus-

Die Anregung wurde teilweise beriicksichtigt.
Es wurde eine Verkehrszahlung auf der Hochschulallee durchgefiihrt, durch die das urspriinglich
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

reichend. Vielmehr misste ein qualifiziertes Verkehrsgutachten erstellt werden. Die
Ausfahrt aus der Hochschulallee auf die Parower Chaussee stellt sich als schwierig dar,
da der Verkehr zur Marinetechnikschule. bzw. aus den angrenzenden Gemeinden ins
Stadtgebiet hauptséchlich zu den StoRzeiten morgens und abends ziemlich stark ist. Der
Abzweig kénnte sich auch auf Grund des spitzen Winkels der linksabbiegenden Ausfahrt
zu einem Unfallschwerpunkt entwickeln. Hier ware es sinnvoll, eine verkehrsregelnde
Mafnahme wie einen Kreisel oder eine Ampelanlage zu schaffen.

Der Beschluss ist registriert unter der Beschlussnummer: 016-02-18.

geschatzte Verkehrsaufkommen bestatigt wurde.

Zusétzlich wurde ein gesondertes Gutachten zur Leistungsfahigkeit des Knoten Hochschulal-
lee/Parower Chaussee unter Berticksichtigung des durch die Planung hervorgerufenen Verkehrs
in Auftrag gegeben. Im Ergebnis ist ein Umbau des Knotens nicht erforderlich, so dass von der
vorgeschlagenen Herstellung eines Kreisels oder der Einrichtung einer Lichtsignalanlage abgese-
hen wird.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung eines Kreisverkehrs gemaR dem Bebauungsplan
Nr. 15 ,Wohngebiet dstlich der Parower Chaussee® planungsrechtlich zuldssig ist. Dieser setzt im
Einmlndungsbereich Straflenverkehrsflachen als Bestand sowie als Planung fest. Sie sind so
dimensioniert, dass dort ein Kreisverkehr errichtet werden kann. Die Begriindung des Bebauungs-
planes enthalt entsprechende Ausfiihrungen dazu. Die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir
die Anlage des Kreisels sind daher gesichert, sodass die Realisierung bei einer eventuellen zu-
kinftigen verkehrlichen Erforderlichkeit erfolgen kann.

27

Verkehrsgesellschaft Vorpommern Riigen mbH
06.03.2018

wir haben zu o. g. Entwurf des Bebauungsplanes keine Einwande. Das geplante Wohn-
gebiet ist durch die Buslinie 1 (iber die Hochschulallee erschlossen. Bedauernswert ist
aber der bauliche Zustand der Hochschulallee. Diese sollte unbedingt einer Komplettsa-
nierung unterzogen werden, da der Busverkehr sonst hier zukiinftig nur noch in “Schritt-
geschwindigkeit” erfolgen kann.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Er betrifft nicht den Inhalt des Bebauungsplanes. Eine Sanierung der Hochschulallee wird im
Rahmen der Haushaltsplanung der Hansestadt Stralsund gepriift.

Durch die Anordnung von Tempo 30 km/h hat die Hansestadt Stralsund bereits eine erste Mal-
nahmen umgesetzt, um Schadigungen des Fahrbahn der Hochschulallee zu mindern. Die Hoch-
schulallee unterliegt durch Witterung und Verkehr einer normalen Beanspruchung, die eine lau-
fende Unterhaltung erfordert. Sind im Interesse der Stralenerhaltung und der Verkehrssicherheit -
auch vor dem Hintergrund eines erhdhten Verkehrsaufkommens - Instandsetzungsmafnahmen
notwendig, werden diese durch die Hansestadt Stralsund als Baulasttrager umgesetzt.

28

SWS Energie GmbH
31.01.2018

Die ErschlieBung des Gebietes mit Elektroenergie sowie Anschluss an das Gasnetz wird
durch die SWS Netze GmbH abgesichert. Bei der Verlegung von Leitungen auf privaten
Grundstiicken ist eine beschrankt personliche Dienstbarkeit zu Gunsten der SWS Netze
GmbH durch den Eigentlimer zu bewilligen.

Vor Beginn der ErschlieBungsarbeiten wird eine Erschliefungsvereinbarung zwischen

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Sie werden bei der Planung und Ausflihrung der ErschlieBung durch die LEG als ErschlieBungs-
trager beriicksichtigt.

Siehe dazu auch Begriindung zum Bebauungsplan Kapitel 5.7 Ver- und Entsorgung.
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Gegen den Bebauungsplan gibt es von Seiten der REWA keine Einwénde, wenn folgen-
des beachtet wird.

Im dargestellten Plangebiet befinden sich Anlagen unseres Unternehmens. In der Anla-
ge ubersenden wir Ihnen Planausschnitte mit eingetragenen Leitungen und Anlagen.
Bitte prifen Sie durch Einsichtnahme in unsere Unterlagen. Ob unter Einhaltung der
Richtlinien (iber Sicherheitsabstande zwischen den geplanten MaRnahmen und unseren
Leitungen und Anlagen noch der entsprechende freie Raum vorhanden ist. Wir weisen
darauf hin, dass diese Eintragungen nur zu lhrer Information bestimmt sind und keine
Einweisung darstellen, Fiir die Richtigkeit der Lage der Leitungen geben wir keine Ga-
rantie ab.

Nachfolgend mdchten wir lhnen allgemeine Hinweise zur Kenntnis geben, die bei der
weiteren Planung im 0.g. Bereich berticksichtigt werden sollten:

Punkt 5.7 Ver- und Entsorgung, Ergénzungen

Die Regenwasserentsorgung hat liber die bzw. gemeinsam mit der Vorflut des B-Planes
64 zu erfolgen.

Ebenso ist die Trink- und Schmutzwasserentsorgung Uber den B-Plan 64 sicher zu
stellen.

Weitergehende Erschliefungsplanungen zur Trink-, Schmutz- und Regenwasserentsor-
gung sind von der REWA bestéatigen zu lassen.

SEITE 16

Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

dem Erschlieler und der SWS Netze GmbH abgeschlossen.

Fachbereich Gas / Fernwarme:

Aus dem Leitungsbestand Gas ist zu ersehen, dass es mit unseren Versorgungsanlagen

zu Naherungen und Kreuzungen kommt. Hierbei sind die Auflagen/Forderungen des

,Merkblattes zum Arbeiten in der Nahe von unterirdischen Versorgungsanlagen®, zu

berticksichtigen. (Es ist besonders darauf zu achten, dass es zu keiner Uberbau-

ung/Bepflanzung unserer Anlagen kommt.)

Nach Riicksprache sind eventuell Sondermalnahmen erforderlich.
30a REWA

10.01.2017

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Die Hinweise sind in Kapitel 5.7 der Begriindung eingearbeitet. Sie sind im Rahmen der Erschlie-
Bungsplanung vom Vorhabentrager zu beriicksichtigen.
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Kosten fir notwendige Planungen und bauliche ErschlieRungsmaBnahmen im Zusam-
menhang mit dem B-Plan 65 werden von der REWA nicht ibernommen.

Léschwasserversorgung

GemaR § 2 Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommem (KV M-V) ist
die Gemeinde fir den Brandschutz zusténdig. Zwischen der Hansestadt Stralsund und
unserem Unternehmen besteht derzeit ein glltiger Vertrag, der die Loschwasserbereit-
stellung aus dem o&ffentlichen Trinkwassernetz regelt.

30b

REWA
01.02.2018

Wir haben den o. g. Entwurf mit seiner Begriindung vom Oktober 2017 zur Stellungnah-
me erhalten. Gegen den Bebauungsplan gibt es von Seiten der REWA keine Einwénde,
wenn folgendes beachtet wird.

Im dargestellten Plangebiet befinden sich Anlagen unseres Unternehmens. In der Anla-
ge Ubersenden wir Ihnen Planausschnitte mit eingetragenen Leitungen und Anlagen
Bitte priifen Sie durch Einsichtnahme in unsere Unterlagen, ob unter Einhaltung der
Richtlinien Uber Sicherheitsabstande zwischen dem geplanten Manahmen und unseren
Leitungen und Anlagen noch der entsprechende freie Raum vorhanden ist.

Wir weisen darauf hin, dass diese Eintragungen nur zu lhrer Information bestimmt sind
und keine Einweisung darstellen. Fir die Richtigkeit der Lage der Leitungen geben wir
keine Garantie ab.

Die Trinkwasserver- sowie die Schmutz-und Regenwasserentsorgung erfolgen aus-
schlieRlich Gber den B-Plan 64.

Unsere Stellungnahme vom 10.01.2017 gilt auch weiterhin.

Die Hinweise werden beriicksichtigt.
Sie werden bei der Planung und Ausfilhrung der ErschlieBung durch die LEG als ErschlieBungs-
trager beriicksichtigt.

31

NABU Kreisgeschiftsstelle Barth
29.02.2018

1. Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP) enthélt einen

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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mafgeblichen Grundsatz fiir den Anderungsbereich des F-Plans: Dieser ist Bestandteil | Der Bebauungsplan Nr. 65 wird aus dem Flachennutzungsplan entwickelt. Die Anderung des
eines ,Vorbehaltsgebietes Naturschutz und Landschaftspflege” in dem gemafR dem | Flachennutzungsplanes ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens.
Grundsatz 5.1 (4) den Funktionen von Natur und Landschaft ein besonderes Gewicht | Ergénzend wird darauf hingewiesen, dass mit Schreiben der oberste Landesplanungsbehdrde -
beigemessen werden soll. Die durch die 13. F-Plananderung neu dargestellten Baufla- | dem Ministerium fiir Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung - vom 27.07.2016 die durch die
chen betreffen rund 35 % des Vorbehaltsgebietes in Stralsund. Den Vorgaben des | 13. Anderung des Flachennutzungsplanes sowie die Bebauungsplane 64 und 65 geplante Sied-
RREP VP wird damit nicht mehr entsprochen. lungsentwicklung bestatigt wurde. Die 13. Anderung des Flachennutzungsplanes, die das Plange-

biet als Wohnbauflache darstellt, ist am 13.12.2016 vom Landkreis Vorpommern-Rigen geneh-

migt und am 18.01.2017 rechtswirksam veréffentlicht worden (siehe 1. Amtsblatt 2017).
2. Die im Norden iibrig bleibende Flache fiir Landwirtschaft wird von einem kiinftigen, | Der Anregung wird nicht gefolgt.
dritten Wohnbaufeld bedroht. Der NABU erwartet daher, dass von der Hansestadt | Weder die Entwicklung eines dritten Baufeldes noch die Ausweisung eines geschiitzten Land-
Stralsund fiir diesen Bereich von "Flachen fiir MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und | schaftsbestandteiles sind Gegenstand des vorliegenden Planverfahrens.
Entwicklung von Natur und Landschaft" - parallel mit der 13. F-Plan&nderung - beim
Landrat als Untere Naturschutzbehérde eine GLB-Ausweisung beantragt wird, um der
"Flache fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft" einen &ffentlich-rechtlichen Schutz zu gewéhren. Damit wiirde Anwohnern und
Ubriger Bevolkerung schon jetzt ein glaubwirdiges Bekenntnis der Hansestadt gegen
weitere landschaftsunvertragliche Wohnbebauung gemacht.
3. Um fir ausreichend Beleuchtung im Wohngebiet des B-Plans Nr. 65 zu sorgen, sollen | Der Anregung kann nicht gefolgt werden.
im 1m breiten Seitenstreifen des Strallenprofils in angemessenem Abstand Leuchten | Sie kann nicht beriicksichtigt werden, da Vorschriften zu Beleuchtungsanlagen fiir Straken keinen
angeordnet werden. Im unverbindlichen (!) Gestaltungshandbuch wird fiir die StraBenbe- | bodenrechtlichen Bezug haben. Nach § 9 BauGB besteht keine Regelungsermachtigung.
leuchtung zwar eine Lichtpunkthohe von max. 4 m Neigungswinkel von 0° - 15 ° festge- | Da jedoch die Planung der Beleuchtung fiir den B-Plan 65 in Anlehnung an den B-Plan 64 erfolgt,
legt. betragt sowohl die Leuchte als Mast und die Lichtpunkthdhe 4 m. Es wird auch aus Grinden der
Das Wohngebiet wird in der Dunkelheit aus der umgebenden Offenlandschaft weitrdu- | Wirtschaftlichkeit eine Leuchte eingesetzt, die die Beleuchtungsanlage mdglichst exakt erfllt, d.h.
mig sichtbar sein. AuBerdem reichen ungeeignete Lichtquellen weit in die umgebenden | die Forderung der DIN ausschlieBlich in den zu beleuchtenden Arealen erfilllt und angrenzende
Habitate von Nachtfaltern und anderen nachtaktiven Tierarten hinein. Deshalb miissen | Bereiche ausnimmt. Dies ist effizient und energiesparend und leistet ebenso einen Beitrag zum
maglichst geringe Abstrahlwinkel und eine Lichtpunkthdhe von max. 4 m auch im Textteil | Umweltschutz. Mit dem ErschlieBungsvertrag, den die Hansestadt Stralsund mit dem Vorhaben-
B des B-Plans Nr. 65 festgesetzt werden. Derzeit fehlt dort jegliche Verbindlichkeit bei | trdger abschlieRt, wird auch die Herstellung StraRenbeleuchtung geregelt.
der Strallenbeleuchtung. Der NABU beméngelt dies und fordert eine Erganzung.

32 Wasser- und Bodenverband ,,Barthe/Kiiste“

18.01.2018
Wie bereits in unserer Stellungnahme von Dezember 2016 mitgeteilt, befinden sich im
geplanten B-Plangebiet keine Gewésser II. Ordnung, die derzeit durch unseren Verband
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Da wir schon zum geplanten Wohngebiet B-64 unsere Meinung eingereicht haben,
mochten wir hier unsere Meinung auch zum BP-65 nochmal untermauern. Es hat sich
nichts geéndert!
- die Bebauung des Stadtrandgebietes entspricht in keiner Weise einer nachhaltigen
Stadtentwicklung

SEITE 19
Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan
unterhalten werden Belange unseres Verbandes werden daher durch das Vorhaben
nicht direkt berlhrt.
Ausgleich und ErsatzmalRnahmen, die ggf. auerhalb des B-Plangebietes geplant wer- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
den, sind erneut mit unserem Verband abzustimmen. Ausgleich- und ErsatzmaBnahmen sind auBerhalb des Plangebietes nicht vorgesehen.
Hinweis:
Bepflanzungen im unmittelbaren Bereich von Drainagen sind grundsétzlich zu vermei- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
den, da ansonsten die dauerhafte Funktionsfahigkeit nicht gewahrleistet ist — Gefahr | Durch den Vorhabentréger ist sicherzustellen, dass bei Erdbauarbeiten bestehende Drainagelei-
von Wurzeleinwiichsen. tungen nicht beschédigt werden bzw. so abgesichert werden, das Dritte durch diese Leitungen
und Drainagewasser nicht geschadigt werden. Dazu gehdrt auch die Sicherung der Drainagelei-
tungen vor Wurzeleinwlichsen. Entsprechende Ausfiihrungen werden in Kapitel 5.7 der Begriin-
dung erganzt. (Beachtung im Erschliefungsvertrag)
B2 Einwender 1
18.01.2017

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Notwendigkeit fiir die Inanspruchnahme von Auflenbereichsflachen durch den vorliegenden
Bebauungsplan begriindet sich aus dem im Rahmen der ISEK-Fortschreibung erkannten Bedarf
nach hochwertigen Wohnungsneubaustandorten, fiir den gleichwertige Potenziale der Innenent-
wicklung nicht zur Verfiigung stehen.

Im Vorfeld der Planaufstellung wurden Ermittlungen zu den Mdglichkeiten der Innenentwicklung
durchgeflhrt, zu denen insbesondere Brachfldchen, Geb&udeleerstand, Baullicken und andere
Nachverdichtungsmoglichkeiten zahlen.

Das Erfordernis fiir die bauliche Inanspruchnahme der bisherigen Aulenbereichsflachen ergibt
sich aus der anhaltend hohen Nachfrage insbesondere nach Einfamilienhdusern. So wurden in
den zurtickliegenden Jahren in der Hansestadt jahrlich ca. 60 bis 70 Einfamilienhduser errichtet.

Die bisher erschlossenen Wohngebiete sind weitestgehend ausgelastet; die noch verfligharen
Grundstiicke fir den Einfamilienhausbau decken nicht den Bedarf und die vielfaltige Nachfrage.

Mit der am 12.03.2015 von der Biirgerschaft beschlossenen 2. Fortschreibung des Integrierten
Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) wurde der voraussichtliche Wohnraumbedarf in der Hanse-
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

- Bodenwerte nach LEP werden nicht beachtet --> Flachenverbrauch!

stadt Stralsund bis 2030 prognostiziert. Im Ergebnis wurde die Zielstellung formuliert, dass der
kinftige Wohnraumbedarf eine langfristige, kontinuierliche Entwicklung von Wohnungsbaustan-
dorten erfordert. Um die Attraktivitdt der Hansestadt Stralsund als Wohnort zu sichern und weiter
zu steigern, bedarf es eines vielfaltigen, vielgestaltigen Wohnraumangebotes u.a. auch an hoch-
wertigen Standorten, insbesondere in Lagen direkt am Strelasund oder mit Wasserbezug.
Kleinteilige Innenentwicklungspotenziale wie Gebaudeleerstande und Bauliicken, die diesen
Anforderungen entsprechen, sind kaum vorhanden und z.T. auch nur bedingt fiir den Wohnungs-
markt verflighar. Insofern kénnen sie keinen nennenswerten Beitrag zur Deckung der Nachfrage
leisten.

Schwerpunkte der Wohnungsbauentwicklung werden kiinftig die sogenannten ,sonstigen Gebiete”
auBerhalb der Stadtebauférdergebietskulisse sein. In diesen Gebieten sollen bis 2030 ca. 1.150
WE und weiterer 250 WE durch Liickenbebauung und Nachverdichtung gebaut werden. Im ISEK
werden 11 Standorte mit hoher Prioritat fur die Wohnungsbauentwicklung bis 2030 benannt, unter
denen sich auch der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes befindet.

Unter den prioritdren Wohnungsbaustandorten sind es 5 Potenziale, die (iber eine attraktive Was-
serlage bzw. einen engen Bezug zum Wasser verflgen. Drei dieser Standorte kénnen als Mal-
nahmen der Innenentwicklung mobilisiert werden, jedoch eignen sich nur zwei fir den Einfamili-
enhausbau. Diese beiden Standorte, das Areal der ehemaligen Bereitschaftspolizei (B-Plan Nr.
62) und die kleine Wohnsiedlung am Boddenweg (B-Plan Nr. 63) wurden erschlossen bzw. sind
noch in der ErschlieBung. Die Nachfrage nach Grundstlcken fiir den individuellen Wohnungsbau
in diesen Baugebieten ist erheblich. Gegenwartig sind in den genannten Gebieten alle Bauparzel-
len fur Einfamilienhduser vergeben.

Eine vergleichbare hohe Lagequalitat direkt am Strelasund mit Eignung fir den Einfamilienhaus-
bau wie das Plangebiet weist nur die sogenannte ,Baumeisterfliche” im Stadtgebiet Siid am
Deviner Weg auf. Fiir ihre Inanspruchnahme ist jedoch ebenfalls eine Inanspruchnahme von
AuRenbereichsflachen erforderlich. Zudem ist hier aufgrund privater Eigentumsverhaltnisse die
Verfligbarkeit fir eine Wohnungsbauentwicklung derzeit nicht gegeben.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Planung steht dem Landesraumentwicklungsprogramm (LEP M-V) nicht entgegen. Es wurde
mit Schreiben der oberste Landesplanungsbehorde — dem Ministerium fiir Energie, Infrastruktur
und Landesentwicklung — vom 27.07.2016 die durch die 13. Anderung des Flachennutzungspla-
nes sowie die Bebauungsplédne 64 und 65 geplante Siedlungsentwicklung auch vor dem Hinter-
grund des im Juni 2016 in Kraft getretenen Landesraumentwicklungsprogramms (LEP) mit der
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

- kein nahegelegener Kinderspielplatz!

- 3-geschossige Bauten - warum?

- Verkehrsanbindung an Hochschulallee sehr uniibersichtlich!
- Warum kein Kreisverkehr?

Sperrklausel fiir Boden ab Wertzahl 50 im Grundsatz bestatigt. Zudem wurde die 13. Anderung
des Flachennutzungsplanes, die das Plangebiet als Wohnbaufldche darstellt, am 13.12.2016 vom
Landkreis Vorpommern-Rlgen genehmigt und am 18.01.2017 rechtswirksam verdffentlicht (siehe
1. Amtsblatt 2017).

Die Inanspruchnahme dieser Flachen ist gerechtfertigt, weil die Planung dem Ziel einer Konzent-
ration der Wohnbauflachenentwicklung auf die zentralen Orte folgt, denen ein ausreichender
Spielraum fiir eine angemessene stadtebauliche Entwicklung verbleiben muss.

Es ist zutreffend, dass die Bdden im Plangebiet z.T. eine Wertzahl von 50 und mehr aufweisen.
Zur Sicherung dieser bedeutsamen Béden als landwirtschaftlich genutzte Flachen wird im Bebau-
ungsplan fiir die als Griinflachen festgesetzten Flachen eine extensive landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung geregelt. Die Mahd wird durch einen vertraglich gebundenen Landwirt erfolgen, der das
Heu fiir die von ihm gehaltenen Tiere als Futter verwendet. Diese Art der Wiesenbewirtschaftung
entspricht der landwirtschaftlichen Nutzung gem. § 201 BauGB und ist gleichzeitig vereinbar mit
der Festsetzung als offentliche Griinflache. Somit entfallen landwirtschaftlich nutzbarer Flachen
nur im Bereich des neuen Baugebietes einschlieBlich der Verkehrsflachen. Von insgesamt ca. 3,3
ha weisen ca. 77 % eine Bodenwertwertzahl ab 50 auf.

Die Anregung wurde bereits beriicksichtigt.
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist auf der mit ,D* bezeichneten Griinfldche ein Kinder-
spielplatz festgesetzt.

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.

Im Plangebiet soll ein differenziertes Angebot an Haustypen geschaffen werden, um verschiedene
Nachfrage- und Bevélkerungsgruppen anzusprechen. Daher ist es Ziel, neben den vorherrschen-
den Einfamilienhdusern auch Mehrfamilienhduser als zwei- bis dreigeschossige Stadtvillen zu
entwickeln.

Die Anregung wird nicht beriicksichtigt

Es wurde ein gesondertes Gutachten zur Leistungsfahigkeit des Knotens Hochschulallee/Parower
Chaussee unter Berlcksichtigung des durch die Planung hervorgerufenen Verkehrs in Auftrag
gegeben. Im Ergebnis ist ein Umbau des Knotens nicht erforderlich, so dass von der vorgeschla-
genen Herstellung eines Kreisverkehrs abgesehen wird.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Errichtung eines Kreisverkehrs geméR dem Bebau-
ungsplan Nr. 15 ,Wohngebiet dstlich der Parower Chaussee* planungsrechtlich zuléssig ist. Die-
ser setzt im Einmiindungsbereich Straenverkehrsflachen als Bestand sowie als Planung fest. Sie
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Der Verkehr im Bereich der neuen Einmindung der ErschlieRungsstrae bedeutet fir
uns als Anwohner des Pulitzer Grundes erhéhte Beeintrachtigungen durch Blendung
und Larm.

Die Lage der ErschlieBungsstrale sollte so gewahlt werden, dass méglichst keine Be-
eintrachtigungen zu erwarten sind. Eine Verschiebung Richtung Norden in den Bereich
ohne vorhandene Bebauung ware vorzuziehen. Wie Ihnen schon von anderen Anwoh-
nern erlautert wurde, favorisieren auch wir die ErschlieBung des neuen Wohngebietes
mittels Kreisverkehr im Bereich der vorhandenen Zufahrt zur Hochschulallee. Die értli-
chen Gegebenheiten bieten sich fir diese Losung férmlich an und es kdnnten mehrere
Probleme gleichzeitig geldst werden. Die ErschlieBungsstrae kommt aus dem Bereich
der vorhandenen Bebauung. La&rm und Blendung werden reduziert. Die Regulierung des
Verkehrsflusses zwischen Parower Chaussee und Hochschulallee wird optimiert.

Die Anordnung eines Kreisverkehres stellt eine bewahrte Losung dar und fand in
Stralsund vielfach Anwendung. Warum hier nicht?

SEITE 22

Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan
sind so dimensioniert, dass dort ein Kreisverkehr errichtet werden kann. Die Begriindung des
Bebauungsplanes enthalt entsprechende Ausfilhrungen dazu. Die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen fir die Anlage des Kreisels sind daher gesichert, sodass die Realisierung bei einer
eventuellen zukiinftigen verkehrlichen Erforderlichkeit erfolgen kann.

B3 Einwender 2

02.03.2018

Die Anregung wird zum Teil beriicksichtigt.
Unvertragliche Einwirkungen durch Blendung und Larm werden auch bei der geplanten Lage der
Gebietszufahrt vermieden.

Die Zufahrt zum Plangebiet (Einmindung der Planstrale A in die Hochschulallee) wird im Bereich
einer Liicke im Alleebaumbestand der Hochschulallee angeordnet, so dass Fallungen der nach §
19 Abs. 1 NatSchAG M-V geschiitzten Alleebdume nicht erforderlich sind. Eine Verschiebung der
Gebietszufahrt wiirde dagegen zu erhdhten Eingriffen in Natur und Landschatft fiihren. Fir die von
den Einwendern vorgeschlagene Verschiebung der GebietserschlieBung ware eine Verlegung der
Einmtndung um ca. 80 m nach Norden erforderlich, wo sich ebenfalls eine Liicke im geschitzten
Alleebaumbestand befindet. Dazu bedarf es jedoch der Errichtung einer weiteren Planstralie, die
parallel zur Hochschulallee das Plangebiet an die Einmindung anbindet. Diese misste tber die
im Bebauungsplan festgesetzte Griinfliche mit der Bezeichnung ,C* gefiihrt werden, die als Be-
standteil des Landschaftsraumes ohne bauliche Eingriffe entwickelt werden soll. So ist hier zur
Begriinung des neu entstehenden Siedlungsrandes die Pflanzung einer Streuobstwiese vorgese-
hen, die durch die Herstellung einer Erschliefungsstralle beeintréchtigt werden wiirde. Zu dem
ergibt sich durch die Parallelfihrung der neuen Planstralle ein zusatzlicher baulicher Aufwand,
dem neben den erhéhten Eingriffen in Natur- und Landschaft auch die Belange einer wirtschaftlich
effizienten ErschlieBung des Plangebietes entgegenzuhalten sind.

Ausfilhrungen zu méglichem Larm siehe gesonderter Absatz weiter unten.

Da unvertragliche Licht- und Larmimmissionen nicht zu erwarten sind, wird im Ergebnis der Ab-
wagung mit den Belangen von Natur und Landschaft von einer Verschiebung der Gebietszufahrt
nach Norden abgesehen.

In Bezug auf die angeregte Einrichtung eines Kreisverkehrs an der Einmiindung der Hochschulal-
lee in die Parower Chaussee wurde ein gesondertes Gutachten zur Leistungsfahigkeit des Kno-
tens unter Berlicksichtigung des durch die Planung hervorgerufenen Verkehrs in Auftrag gegeben.
Im Ergebnis ist ein Umbau des Knotens nicht erforderlich, so dass von der Herstellung eines
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Die im B Plan Nr.65 ausgewiesenen MaRnahmen gegen zu erwartende Blendeinwirkun-
gen mussen auch in den Wintermonaten wirksam sein.

Um die Larmbelastung zu verringern soll laut Larmschutzgutachten das Tempolimit
30km/h fir die Hochschulallee gelten. Das Tempolimit besteht zurzeit schon. Eine Larm-
beléstigung ist gerade in den Morgen- und Abendstunden zu verzeichnen insbesondere
durch den Bus-, Bau- und Lieferverkehr. Mit einer Verschlechterung des Zustandes ist
wahrend der Bauphasen in den Bereichen der B Plane Nr. 64 und 65 zu rechnen. Hier
waren dauerhafte MaBnahmen zur Einhaltung des Tempolimits sinnvoll.

Kreisverkehrs abgesehen wird. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Errichtung eines
Kreisverkehrs gemal dem Bebauungsplan Nr. 15 ,Wohngebiet &stlich der Parower Chaussee*
planungsrechtlich zuldssig ist. Dieser setzt im Einmindungsbereich StraRenverkehrsflachen als
Bestand sowie als Planung fest. Sie sind so dimensioniert, dass dort ein Kreisverkehr errichtet
werden kann. Die Begriindung des Bebauungsplanes enthlt entsprechende Ausfiihrungen dazu.
Die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Anlage des Kreisels sind daher gesichert, so-
dass die Realisierung bei einer eventuellen zukiinftigen verkehrlichen Erforderlichkeit erfolgen
kann.

Der Hinweis findet Beriicksichtigung.

Um Blendwirkungen auf das der Einmiindung gegeniiberliegende Gebaude Pulitzer Grund 8 zu
minimieren, wird die Planstrale A ,schrag” an die Hochschulallee angebunden. Dadurch treffen
die Schweinwerfer ausfahrender Kfz nicht frontal auf die Gebaudefassade, sondern werden diese
selbst im ungunstigsten Fall nur seitlich streifen. Eine etwaige Ausleuchtung der Innenrdume wird
dadurch vermieden. Um die Blendwirkung weiter zu minimieren wird die Pflanzung eines Allee-
baumes einschlieflich Unterpflanzung mit Strauchern auf der westl. Seite der Hochschulallee
vorgenommen, was im ErschlieBungsvertrag mit dem Vorhabentrager des B-Plans 65 geregelt
wird.

Davon abgesehen unterliegen Lichtimmissionen des Kfz-Verkehrs nicht den Anforderungen des
Bundesimmissionsschutzgesetzes und sind somit nicht zu den schadlichen Umwelteinwirkungen
oder Belastigungen zu zahlen. Das an der Ausfahrt zu erwartende Kfz-Aufkommen gehdrt zu den
ublichen Charakteristika eines allgemeinen Wohngebietes, wie es auch im Bebauungsplan Nr. 15
fur das Grundstiick Pulitzer Grund 8 festgesetzt ist. Die damit verbundenen Kfz-Lichtimmissionen
sind nicht als untypisch oder unvereinbar fiir den an ein allgemeines Wohngebiet zu stellenden
Schutzanspruch zu betrachten.

Der Hinweis findet Beriicksichtigung.

Hinsichtlich des beflirchteten Verkehrslarms sind durch die geplante Lage der Gebietszufahrt
keine unvertraglichen Immissionen zu erwarten. Durch die Hansestadt Stralsund wurde im Vorgriff
auf die mit den Bauvorhaben verbundene Verkehrszunahme in der Hochschulallee und aufgrund
des Stralenzustandes eine Reduzierung der Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h auf 30 km/h
angeordnet. Im Ergebnis einer schalltechnischen Untersuchung wird dadurch im B-Plangebiet Nr.
15 eine deutliche Verbesserung der Immissionssituation erreicht. So werden trotz des hinzukom-
menden Verkehrsaufkommens der B-Plangebiete 64 und 65 die Immissionspegel um durch-
schnittlich 3 bis 4 dB(A) gemindert. Auch fir das der Einmindung der PlanstralBe A in die Hoch-
schulallee gegeniiberliegende Gebaude Pulitzer Grund 8 wurde eine Pegelminderung von bis zu
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Die Anordnung von 3-geschossigen Wohngebauden parallel zur Hochschulallee beein-
trachtigt die Bewohner des Pulitzer Grundes erheblich. Die uneingeschrénkte, direkte
Sicht auf den Strelasund ist nicht mehr mdglich. (Der héhere Grundstiickspreis beim
Kauf der Grundstiicke wurde mit der Aussicht zum Wasser begriindet. Die damaligen
Grundstiickspreise sind der LEG bekannt.) Es sollte versucht werden die neuen Gebau-
de so anzuordnen, dass eine Sicht zum Strelasund wenigstens noch teilweise méglich
ist. Hierbei ist auch die Anordnung von Nebengebduden zu beriicksichtigen.

Aus den 3-geschossigen Gebauden ist eine Einsicht in die vorhandenen Gebaude und
Grundstlicke insbesondere in den Wintermonaten mdglich. Durch eine geschickte An-
ordnung der Geb&dude kann die Einsicht in den Aufenthaltsbereich der vorhandenen
Garten minimiert und damit ein Stiick Privatsphére erhalten werden. Ein groRtmoglicher

3,2 dB(A) ermittelt. Zwar kommt es hier an der Ostseite des Obergeschosses in der Nacht noch zu
einer geringfiigigen Uberschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 um 0,6 dB(A); diese ist
jedoch durch das menschliche Gehor kaum wahrnehmbar und flihrt nicht zu einer wesentlichen
Beeintrachtigung der Wohnsituation.

Die von dem Einwender befiirchtete Zunahme der Verkehrslarmbelastung wahrend der Bauphase
wird teilweise durch die Errichtung einer temporéren Baustrale gemindert, die firr die Herstellung
der ErschlieBungsanlagen angelegt wird. Diese fiihrt vom Einmiindungsbereich der Hochschulal-
lee in die Parower Chaussee bis zum Plangebiet, so dass der Baustellenverkehrs in gréferer
Entfernung zu den Wohngebauden des B-Plangebietes Nr. 15 abgewickelt wird.

Unabhéngig davon wird darauf hingewiesen, dass die von einer Baustelle ausgehenden Belastun-
gen aufgrund ihrer zeitlichen Begrenzung regelmaRig nicht zu den abwagungsrelevanten Konflik-
ten gehdrt, die im Bebauungsplan selbst zu 16sen sind. Vielmehr sind in den weiteren Planungs-
und Genehmigungsverfahren sowie bei der Bauausfiihrung die einschldgigen Rechtsvorschriften
(BImSchG, AVV Baularm, Bauordnungsrecht) zur Abwehr von unvertraglichem Baularm zu be-
riicksichtigen.

Die Anregung wurde bereits beriicksichtigt.
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden Durchblicke zum Strelasund sowie ein
ausreichender Abstand zu den bestehenden Gebauden und Grundstiicken gesichert.

Der Bebauungsplan setzt entlang der Hochschulallee insgesamt drei Baufelder fest, in denen
dreigeschossige Mehrfamilienhduser zulassig sind. Dabei sind die Gebaude so anzuordnen, das
von den auf der westlichen Seite der Hochschulallee liegenden Geb&uden Blickbeziehungen zum
Strelasund erhalten bleiben. So werden zwischen den Baukorpern Abstande von mindestens 22,5
m bzw. 27,4 m freigehalten. Uberdies diirfen innerhalb der Zwischenraume keine Nebenanlagen
mit einer Hohe von mehr als 1,2 m errichtet werden, um die Freihaltung der Blickbeziehung zu
sichern. Dartiber hinaus sind auBerhalb der Gberbaubaren Grundstlicksflachen Nebenanlagen mit
einer Héhe von mehr als 1,2 m sowie Garagen und tiberdachte Stellplatze unzuldssig. Dadurch
werden von der Hochschulallee sowie der westlich von ihr liegenden Bebauung groRziigigen
Durchblicke zum Strelasund freigehalten.

Die Anregung wurde bereits beriicksichtigt.

In Bezug auf die Belange der Privatsphdre durch Einsichtnahme auf bestehende Grundstlicke
wurden bereits erhebliche Abstande bericksichtigt. So sind die geplanten dreigeschossigen Mehr-
familienhduser mindestens ca. 31 m bis 35 m von den vorhandenen Grundstiicken westlich der
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Abstand zwischen der alten und neuen Bebauung wirde die Einsicht deutlich verringern
und sollte daher voll ausgenutzt werden.

Hochschulallee entfernt. Damit werden weitaus grofere Abstande eingehalten, als nach dem
Abstandsflachenrecht der Landesbauordnung Mecklenburg Vorpommern fiir die Berlicksichtigung
sozialer Belange wie den Schutz der Privatsphére gegen fremde nachbarliche Einsichtnahmen
(Sozialabstand) erforderlich waren. Zudem mindern die beidseitig der Hochschulallee bestehen-
den Alleebdume auch in unbelaubtem Zustand die Einsichtnahme aus den Obergeschossen der
geplanten Mehrfamilienhduser. Dadurch ergibt sich insgesamt eine raumliche Situation die trotz
der geplanten dreigeschossigen Bebauung unzumutbare Beeintrdchtigungen der Privatsphére
vermeidet. Von einem noch weiteren Abriicken der Mehrfamilienhduser von den Bestandsgrund-
stiicken wird abgesehen, um zwischen den Gebduden und Grundstiicken innerhalb des Plange-
bietes ausreichende Abstande zu sichern, die der geplanten lockeren und landschaftlich geprag-
ten Siedlungsstruktur entsprechen.

B4

Einwender 3
01.03.2018

im Rahmen der 2. Offentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplan Nr. 65 der
Hansestadt Stralsund mdchte ich mich wie folgt duern:

Die Mehrbelastungen durch Schallemissionen wurden durch eine schalltechnische
Untersuchung analysiert. Im Ergebnis wird dargelegt, dass durch die geplanten Wohn-
gebiete der Bebauungsplane Nr. 64 und 65 im Zusammenhang mit einer Geschwindig-
keitsheschrankung auf 30 km/h die Hochschulallee keine Verschlechterung der Immissi-
onssituation zu erwarten ist. Dieser Aussage mdchte ich widersprechen. Es ist darge-
legt, dass sich durch die geplante und mittlerweile auch durchgefiihrte Geschwindig-
keitsbegrenzung auf 30 km/h Immissionswerte verringern werden. Aus der Tabelle
,Vergleich Bestand und Planung* fir Wohngebaude an der Hochschulallee" wird ersicht-
lich, dass durch diese MalRnahme eine Veranderung der Immissionswerte um durch-
schnittlich 3 dB(A) erfolgt. Diese Reduzierung gilt aber nur, wenn das zu Grunde gelegte
Verkehrsaufkommen in der Hochschulallee auch den Tatsachen entspricht. Leider ist
das geschatzte Verkehrsaufkommen nicht korrekt. Es ist aufgefiihrt, dass die Hoch-
schulallee durch die Schrankenanlage an der Studentensiedlung Holzhausen als Sack-
gasse ausgefiihrt ist. Somit soll das Verkehrsaufkommen auf den Fahrzeugverkehr der
Anwohner der Wohngebiete beschrankt sein. Die Hochschulallee ist aber nur in Rich-
tung Holzhausen als Sackgasse ausgelegt. In anderer Richtung wird die StralRe jedoch
haufig von Studenten und Mitarbeitern der Hochschule fir den Stralenverkehr in Rich-
tung Parower Chaussee genutzt. Liefer- und Versorgungsfahrzeuge nutzen diese Ver-

Den Hinweisen wurde teilweise gefolgt.

Es wurde eine Verkehrszahlung auf der Hochschulallee durchgefihrt, durch die das urspriinglich
geschatzte Verkehrsaufkommen und der daraus resultierenden Verkehrslarm bestatigt wurden.
Eine Anderung der Planung ist daher nicht erforderlich.

Zur Abschétzung der durch die Bebauungsplangebiete Nr. 64 und 65 hervorgerufenen Auswirkun-
gen durch Verkehrsldrm wurde im Juni 2016 eine schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt.
Darin ist auf Grundlage einer qualifizierten Schatzung fiir die Hochschulallee eine durchschnittli-
che tagliche Verkehrsstarke (DTV) von 366 Kfz/24h angenommen worden. Um die Vermutung des
Einwenders, dass dieses Verkehrsaufkommen nicht korrekt sei, zu iberprifen, wurde im April
2018 eine einwdchige Verkehrszéhlung durchgefihrt. Dabei wurden sdmtliche Fahrzeuge auf der
Hochschulallee, d.h. des Wohngebietes Kubitzer Ring, des Hochschulstandortes sowie des Bus-
verkehrs erfasst. Im Ergebnis wurden im Wochenmittel — an sieben aufeinanderfolgende Tagen -
ca. 360 Kfz/24h gezahlt und damit das geschatzte Verkehrsaufkommen von 366 Kfz/24h bestatigt.
Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung ermittelten Immissionswerte konnen daher
unveréndert der Planung zu Grunde gelegt werden.
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kehrsrichtung ebenso aus. Dieses nicht unerhebliche Verkehrsaufkommen wird in der
schalltechnischen Untersuchung kaum, wenn nicht sogar gar nicht beriicksichtigt.

Die Reduzierung der Immissionen auf zuldssige Grenzwerte durch die Geschwindig-
keitsbegrenzung ist nur wirksam, wenn diese vorgegebene Geschwindigkeit auch einge-
halten wird. Dies ist aber meist nicht der Fall. Es sollten weitere Manahmen ergriffen
werden, um die Einhaltung der Geschwindigkeit auch durchzusetzen, besonders die der
offentlichen Nahverkehr und die Versorgungsfahrzeuge, die sehr oft mit iberhéhter
Geschwindigkeit die Hochschulallee befahrt, stellen ein hohe Larmbeldstigung dar.

Die schalltechnische Untersuchung basiert auf einer Schatzung der Anzahl von Fahr-
zeugen, welche die beiden analysierten Verkehrswege nutzen. In der Untersuchung wird
nicht angegeben, wie sich der Emissionspegel erhéht, wenn sich Verkehrsbelastung
vergroRert. Die derzeitigen Bewohner des Kubitzer Ring und Pulitzer Grund kénnen die
Tendenz der Belastung durch Verkehrslarm, der die zu Grunde gelegten Zahlen (ber-
schreitet, nicht abschatzen.

Der allgemeine Zustand der Hochschulallee ist jetzt schon sehr schlecht. Besonders im
Bereich zwischen Parower Chaussee und dem Kubitzer Ring gibt es viele Locher. Durch
den zunehmenden Fahrzeugverkehr ist eine weitere Verschlechterung des Strallenzu-
standes zu erwarten.

Die Hochschulallee hat keinen Gehweg. Durch das erhéhte Verkehrsaufkommen erfolgt
auch bei einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h; eine Geféhrdung der sich auf

der StralRe befindlichen FuBgéanger und Radfahrer. Besonders bei Nutzung der Strale in
beide Richtungen, was durch die Entstehung der Wohngebiete in Zukunft haufiger erfol-
gen wird, sind keine Ausweichmdglichkeiten vorhanden.

Die Einhaltung von Fahrgeschwindigkeiten auf éffentlichen Stralen ist kein Belang der Bauleitpla-
nung, sondern ein verkehrs- bzw. ordnungsrechtlicher Belang.

Die Anzahl der Fahrzeuge aus den geplanten Wohngebieten ist (noch) nicht durch eine Verkehrs-
zahlung uberprifbar. Die Prognose erfolgte daher durch Berechnungen mittels einem bewahrten
Verfahren (dem Bosserhoffschen Verfahren), basierend auf den Hinweise zur Schétzung des
Verkehrsaufkommens von Gebietstypen, FGSV Verlag, 2006.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
Eine Sanierung der Fahrbahn der Hochschulallee wird im Rahmen der Haushaltsplanung der
Hansestadt Stralsund gepriift.

Durch die Anordnung von Tempo 30 km/h hat die Hansestadt Stralsund bereits eine erste Mal-
nahme umgesetzt, um Schadigungen der Fahrbahn der Hochschulallee zu mindern. Die Hoch-
schulallee unterliegt durch Witterung und Verkehr einer normalen Beanspruchung, die eine lau-
fende Unterhaltung erfordert. Sind im Interesse der Straenerhaltung und der Verkehrssicherheit -
auch vor dem Hintergrund eines erhdhten Verkehrsaufkommens - InstandsetzungsmaRnahmen
notwendig, werden diese durch die Hansestadt Stralsund als Baulasttrager umgesetzt.

Dem Hinweis wird gefolgt.

Die Errichtung eines Gehweges in der Hochschulallee befindet sich Planung. Nach den Festset-
zungen des Bebauungsplanes Nr. 15 ,Wohngebiet Ostlich der Parower Chaussee” ist innerhalb
des auf der westlichen Seite der Hochschulallee befindlichen Griinstreifens ein 2,5 m breiter FuB-
und Radweg zulassig. Die Planung des Gehweges wurde durch die Liegenschaftsentwicklungs-
gesellschaft der Hansestadt Stralsund (LEG) beauftragt. Die Umsetzung wird mit dem Vorhaben-
trager im ErschlieBungsvertrag geregelt und entsprechend der Abstimmungsergebnisse mit der
unteren Naturschutzbehdrde umgesetzt.
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Die geplante Einmiindung der Zufahrt zum neuen geplanten Baugebiet verschlechtert
die Unibersichtlichkeit im Bereich der Einmindung der Hochschulallee in die Parower
Chaussee. Der Bereich ist besonders in der Vegetationsperiode sehr schlecht einseh-
bar. Kreuzende FuRganger und Radfahrer werden derzeit schon haufig durch von der
Parower Chaussee abbiegende Fahrzeuge gefahrdet. Eine weitere Einmiindung in
diesem Bereich und der zunehmende Fahrzeugverkehr tragen nicht zu einer Verbesse-
rung des Zustandes bei. In diesem Bereich befinden sich weiterhin zwei Bushaltestellen.
In einer Haltestelle werden auch Busse des Nahverkehrs in Fahrplanpausen abgestellt.
Dies ist ein weiterer Gefahrenpunkt bei einem héheren Verkehrsaufkommen. Dieser
gesamte Bereich sollte auf Grund der sich &ndernden Verkehrssituation umgestaltet
werden. Ziel sollte es sein die Verkehrsstrome in diesem Gebiet zu beruhigen. Die vor-
geschriebene Geschwindigkeitsbegrenzung fiir geschlossen Ortschaften sowie das
Uberholverbot werden in diesem Bereich der Parower Chaussee sehr oft ignoriert. Es
besteht die Gefahr, dass durch den zunehmenden Fahrzeugverkehr an dieser Stelle ein
Unfallschwerpunkt entsteht. Zu einer Entscharfung der o.g. Situationen kdnnte ein Kreis-
verkehr beitragen, der gleichzeitig als Zuwegung fiir das Wohngebiete 65 dient.

Die Betrachtung der Verkehrsbelastung erfolgt lediglich im Zustand des fertiggestellten
Planungsgebietes. Es werden keine Aussagen Uber die Belastung der bestehenden
StraBe Hochschulallee in der ErschlieBungs- und Bauphase getatigt. Wie bereits er-
wahnt, ist der Zustand der Hochschulallee schon jetzt teilweise schlecht. Der Strallenbe-
lag ist Kopfsteinpflaster. Die Strafle weist sehr viele Unebenheiten und Schlagldcher auf.
In der Bau- und ErschlieBungsphase ist es unvermeidbar, dass Fahrzeuge zum Einsatz
kommen, die ein hohes Gewicht besitzen. Schon jetzt ist zu bemerken, dass die anlie-
genden Grundstlicke der Hochschulallee durch den Buslinienverkehr Erschiitterungen
ausgesetzt sind. In der Bauphase zum Ostseekiistenradweg traten an einigen Gebau-
den an der Hochschulallee durch die Belastung von schwergewichtigen Baufahrzeugen,
die mit hoher Geschwindigkeit die Hochschulallee befuhren, Schéden auf.

Auf eine mégliche Beeinflussung der Beschaffenheit der Strale wahrend dieser Er-
schlieBungs- und Bauphase wird im Entwurf nicht eingegangen. Auch auf die mdglichen
Beeintrachtigungen der Bewohner des Gebietes B-Plan 15 wird nicht eingegangen. Es
erfolgen keine Aussagen dazu, wie die Beeintrachtigungen der Bewohner des Gebietes
B-Plan 15 wahrend der ErschlieBungs- und Bauphase minimiert werden kénnen.

Die Anregung wird nicht beriicksichtigt
Die Herstellung eines Kreisverkehrs im Bereich der Einmiindung der Hochschulallee in die Paro-
wer Chaussee ist verkehrlich nicht erforderlich.

Es wurde ein gesondertes Gutachten zur Leistungsfahigkeit des Knoten Hochschulallee/Parower
Chaussee unter Berlcksichtigung des durch die Planung hervorgerufenen Verkehrs in Auftrag
gegeben. Im Ergebnis ist ein Umbau des Knotens nicht erforderlich, so dass von der vorgeschla-
genen Herstellung eines Kreisverkehrs abgesehen wird.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Errichtung eines Kreisverkehrs gemaf dem Bebau-
ungsplan Nr. 15 ,Wohngebiet dstlich der Parower Chaussee" planungsrechtlich zulassig ist. Die-
ser setzt im Einmiindungsbereich StraRenverkehrsflachen als Bestand sowie als Planung fest. Sie
sind so dimensioniert, dass dort ein Kreisverkehr mdglich ist. Die Begriindung des Bebauungspla-
nes enthalt entsprechende Ausflihrungen dazu. Die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die
Anlage des Kreisels sind daher gesichert, sodass die Realisierung bei einer eventuellen zukiinfti-
gen verkehrlichen Erforderlichkeit erfolgen kann.

Die Anregung wird teilweise beriicksichtigt.

Bei der Strae Hochschulallee handelt es sich um eine fiir den éffentlichen Verkehr gewidmete
Strale, dies schliet die Nutzung der Strale durch den Bus- und Lkw-Verkehr und somit auch
durch den Baustellenverkehr mit ein.

Um Beschadigungen der Hochschulallee wahrend der Baumafnahmen zur Errichtung der Er-
schlieBungsanlagen innerhalb des Plangebietes zu verringern, wird eine temporare Baustralle
errichtet, die vom Einmiindungsbereich in die Parower Chaussee parallel zur Hochschulallee zum
Plangebiet fiihrt. Die Errichtung der Baustrae wird im ErschlieBungsvertrag mit dem Vorhaben-
trager gesichert. In der Begriindung des Bebauungsplanes sind in Kapitel 7 der Begriindung
entsprechende Ausfihrungen dazu enthalten.

Unabhéngig davon wird darauf hingewiesen, dass die von einer Baustelle ausgehenden Belastun-
gen aufgrund ihrer zeitlichen Begrenzung regelmafig nicht zu den abwégungsrelevanten Konflik-
ten gehort, die im Bebauungsplan selbst zu 16sen sind. Vielmehr sind in den weiteren Planungs-
und Genehmigungsverfahren sowie bei der Bauausfiihrung die einschlagigen Rechtsvorschriften
(BImSchG, AVV Baularm, Bauordnungsrecht) zur Abwehr von unvertraglichem Baularm zu be-
ricksichtigen.
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STAND: 19.06.2018

Zum vorliegenden Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund
maéchten wir folgende Einwénde erheben:

1. Es ist unverstandlich, dass nach wie vor mit Hilfe einer umstrittenen Ausnahmege-
nehmigung seitens der Stadtverwaltung gegen das Landesraumordnungsprogramm -
Verbot von "Bebauung von Ackerflachen mit Bodenwert iber 50" verstoRRen wird.

2. Die geplante "hochwertige (Einheits-)Architektur” passt nicht ins Landschaftsbild.
AuRerdem zerstdren 3-geschossige Wohnbauten die vorhandenen "Landschaftslinien”.

SEITE 28
Nr. Stellungnahme Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan
Bba Einwender 4
19.01.2017

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Es handelt sich nicht um eine Ausnahmegenehmigung, sondern der B-Plan 65 ist aus dem F-Plan
entwickelt. Im LEP steht ebenfalls, dass eine Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die
zentralen Orte. Stralsund ist mit Greifswald zusammen Oberzentrum. Innerhalb der Stadtgrenzen
hat eine Siedlungsentwicklung Vorrang vor einer landwirtschaftlichen Nutzung.

Die Planung steht dem Landesraumentwicklungsprogramm (LEP M-V) nicht entgegen. Es wurde
mit Schreiben der oberste Landesplanungsbehdrde — dem Ministerium fiir Energie, Infrastruktur
und Landesentwicklung — vom 27.07.2016 die durch die 13. Anderung des Flachennutzungspla-
nes sowie die Bebauungsplane 64 und 65 geplante Siedlungsentwicklung auch vor dem Hinter-
grund des im Juni 2016 in Kraft getretenen Landesraumentwicklungsprogramms (LEP) mit der
Sperrklausel fiir Boden ab Wertzahl 50 im Grundsatz bestatigt. Zudem wurde die 13. Anderung
des Flachennutzungsplanes, die das Plangebiet als Wohnbaufléche darstellt, am 13.12.2016 vom
Landkreis Vorpommern-Rlgen genehmigt und am 18.01.2017 rechtswirksam verdffentlicht (siehe
1. Amtsblatt 2017).

Die Inanspruchnahme dieser Flachen ist gerechtfertigt, weil die Planung dem Ziel einer Konzent-
ration der Wohnbauflachenentwicklung auf die zentralen Orte folgt, denen ein ausreichender
Spielraum fiir eine angemessene stédtebauliche Entwicklung verbleiben muss.

Es ist zutreffend, dass die Boden im Plangebiet z.T. eine Wertzahl von 50 und mehr aufweisen.
Zur Sicherung dieser bedeutsamen Béden als landwirtschaftlich genutzte Flachen wird im Bebau-
ungsplan fiir die als Griinflachen festgesetzten Flachen eine extensive landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung geregelt. Die Mahd wird durch einen vertraglich gebundenen Landwirt erfolgen, der das
Heu fiir die von ihm gehaltenen Tiere als Futter verwendet. Diese Art der Wiesenbewirtschaftung
entspricht der landwirtschaftlichen Nutzung gem. § 201 BauGB und ist gleichzeitig vereinbar mit
der Festsetzung als offentliche Griinflache. Somit entfallen landwirtschaftlich nutzbarer Flachen
nur im Bereich des neuen Baugebietes einschlieBlich der Verkehrsflachen. Von insgesamt ca. 3,3
ha weisen ca. 77 % eine Bodenwertwertzahl ab 50 auf.

Der Hinweis wird nicht beriicksichtigt.
Die gewahlten Gestaltungsvorgaben fiir die kiinftigen Gebé&ude sowie die geplante dreigeschossi-
ge Bebauung beriicksichtigen das gegebene Landschaftsbild und werden daher beibehalten.
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Das geplante Wohngebiet soll sich durch eine einheitliche Gestaltung auszeichnen, die ihm nicht
nur eine besondere Qualitat sondern auch eine eigenstandige Identitét verschafft. Grundlage fir
die gestalterischen Zielsetzungen ist ein eigens fiir das Gebiet erstelltes Gestaltungshandbuch,
das Regeln fiir die Ausbildung der das Orts- und Straenbild pragenden baulich-rdumlichen Ele-
mente enthélt. Um die wesentlichen Gestaltungsregeln verbindlich festzusetzen, werden ortlichen
Bauvorschriften gemaR § 86 Abs. 1 Landesbauordnung M-V in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB
in den Bebauungsplan aufgenommen.

Dabei zielt die Gestaltungskonzeption auch auf die Einbindung der geplanten Gebaude in das
Landschaftsbild ab. Diesbezlglich sind insbesondere die Regelungen folgender Festsetzungen
anzufihren:

— Durch die vorgegebenen Héhen baulicher Anlagen wird gesichert, dass die Geb&ude nicht in
unangemessener Weise aus dem durch das abfallende Gelande sowie den Baumbestand der
Hochschulallee gepragten Landschaftsbild hervortreten. Zudem sind die Baukorper durch die
vorgeschrieben Flachdacher niedriger als gleichgeschossige Geb&ude mit geneigten Dachfor-
men.

— Als AuRenwandmaterial der Fassaden sind vorherrschend natiirliche Materialien wie Holz und
Ziegel zu verwenden. Sie sind mit einer naturbelassenen oder gedeckten bis dunkle Farbge-
bung zu versehen, die in Stralsund ortstypisch ist. Grelle Farben, die aus dem Farbspektrum
der umgebenden Landschaft hervorstechen wiirden, werden bewusst vermieden.

— Aufschittungen und Abgrabungen werden nur in geringem Umfang zugelassen, um die natiirli-
che Geléndeformation zu erhalten.

Im Plangebiet sollen neben den vorherrschenden Einfamilienhdusern auch fiinf Mehrfamilienhdu-
ser als mindestens zwei- und maximal dreigeschossige Stadtvillen errichtet werden. Ziel ist es, ein
differenziertes Angebot an Haustypen geschaffen werden, um verschiedene Nachfrage- und
Bevdlkerungsgruppen anzusprechen.

Diese werden im Bereich an der Hochschulallee angeordnet, um einerseits den Wasserblick zum
Strelasund (ber die niedrigeren Einfamilienhduser und das abfallende Geléande zu ermdglichen.
Zum anderen stellt der Alleebaumbestand der Hochschulallee eine das Umfeld dominierende
pragende Struktur dar, die es erlaubt, auch dreigeschossige Baukorper vertraglich in das Orts-
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

3. Eine Zufahrt von der Hochschulallee wiirde diese zu stark belasten, diese sollte von
der Einmlndung aus geschehen.

Insgesamt gelten unsere Einwande zum Bebauungsplan Nr.64 auch fiir den Bebau-
ungsplan Nr. 65 (s. Anhang)

und Landschaftsbild einzuflgen.

Die Hohe der dreigeschossigen Stadtvillen wird auf ca. 10,5 m begrenzt, die dadurch deutlich
niedriger als die ca. 14 m hohen Alleebdume sein werden. Zudem werden zwischen den Stadtvil-
len Zwischenraume von ca. 20 m bis 27 m freigehalten, so dass die Allee auch von der Seeseite
und dem Ostseekiistenradweg erlebbar bleibt. Die Alleebaume bilden somit eine Kulisse, der sich
die Stadtvillen unterordnen. Aus diesem Grunde stellt sich der Bereich entlang der Hochschulallee
als geeigneter Standort fiir die geplanten Mehrfamilienhduser dar, an dem die landschaftlichen
Gegebenheiten adaquat Berlcksichtigung finden. Die vom Einwender befiirchtete Zerstdrung
vorhandener Landschaftslinien ist hier nicht erkennbar.

Die Anregung wird nicht beriicksichtigt.

Dem Vorschlag, das Plangebiet an den Einmindungsbereich der Hochschulallee in die Parower
Chaussee anzubinden wird aufgrund der damit verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft
nicht gefolgt.

Um die vorgeschlagene Gebietsanbindung herzustellen, ware es erforderlich, eine neue StralRe
Uber die im Bebauungsplan festgesetzte Griinfliche mit der Bezeichnung ,C* zu filhren. Dieser
Bereich soll als Bestandteil des Landschaftsraumes ohne bauliche Eingriffe entwickelt werden. So
ist hier zur Begriinung des neu entstehenden Siedlungsrandes die Pflanzung einer Streuobstwie-
se vorgesehen. Diese wirde durch die Herstellung einer ErschlieBungsstrale beeintrachtigt wer-
den.

Auch wird aus verkehrlicher Sicht eine direkte Anbindung des Plangebietes an den Einmiindungs-
bereich der Hochschulallee in die Parower Chaussee nicht fir erforderlich erachtetet. Angesichts
des geringen Zu- und Abfahrtsverkehrs des Plangebietes von ca. 550 Kfz/24 h ist von einer zu
starken Belastung der Hochschulallee nicht auszugehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Einwénde zum B-Plan 64 wurden bereits in dessen Aufstellungsverfahren gepriift und abge-
wogen. Das Ergebnis wurde mit Schreiben vom ... mitgeteilt. Aus den Einwéanden ergeben sich
keine neuen Anregungen die zu einer Anderung des Bebauungsplanes B-65 fiihren.

B5b

Einwender 4
02.03.2018
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Abwagung und Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Ergénzend zu den bereits bei Ihnen vorliegenden Einwendungen von uns bei der friih-
zeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan B65 mdchten wir noch folgende Einwande
erheben:

1. Die Begriindung zur "Notwendigkeit fir die Umwandlung der Landwirtschaftsflachen
im Rahmen der ISEK-Fortschreibung erkannten Bedarf nach hochwertigen Wohnungs-
neubaustandorten” hat sich nicht bestatigt:

Der in der OZ vom 18.10.2017 beschriebene "Ansturm auf Grundstiicke an der Hoch-
schulallee auf dem Gebiet B-Plan 64" ist scheinbar ausgeblieben, da zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht alle Grundstiicke veraulert wurden (It. Angabe der LEG im Lageplan,
ersichtlich im Internet).

Deshalb diirfte auf keinen Fall mit der ErschlieBung eines weiteren Baugebietes begon-
nen werden, ehe nicht alle Grundstlicke vom Baugebiet B64 verkauft wurden.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Umsetzung der ErschlieBungsmafinahmen obliegt dem Vorhabentrager, der mit diesen jedoch
erst beginnen darf, wenn der Bebauungsplan Nr. 65 ,Wohngebiet westlich der Hochschulallee® die
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen hat. Es wird davon abgesehen, den Bebau-
ungsplan Nr. 65 erst dann zu Rechtskraft zu fliihren, wenn im Baugebiet Nr. 64 alle Grundstiicke
veraufert sind. Fir die Vorbereitung und Durchfithrung der ErschlieBungsmalnahmen ist i.d.R.
eine Dauer von ca. 6 bis 9 Monaten anzusetzen. In diesem Zeitraum kdnnten die Bauherren auf-
grund der fehlenden ErschlieBung nicht mit dem Hochbau beginnen. Im B-Plangebiet Nr. 64
zeichnet sich eine kontinuierliche Nachfrage ab, so dass mit Stand vom Juni 2018 ca. 70 % der
Grundstlicke verkauft bzw. reserviert sind. Es ist daher Ziel, das Bebauungsplanverfahren Nr. 65
zligig abzuschlieBen, um Verzdgerungen zu vermeiden und die Voraussetzungen fiir die nachfra-
gegerechte Verfligbarkeit weiterer Baugrundstlicke zu schaffen.

2. Zu Pkt.3.1. Ziel 4.1.(1) : Zur Wohnbaufldchenentwicklung wird eine flachensparende
Bauweise gefordert, diese ist bei den sehr groflen Grundstiicken nicht gegeben. Ein
"kompakt umrissenes Wohngebiet" sagt nichts tiber die Anzahl der Baugrundstiicke aus,
diese kann sehr variabel sein. Der im " ISEK erkannte Bedarf an hochwertigem Woh-
nungsbaustandort in Wassernahe" steht angeblich nicht zur Verfligung.

Es gibt aber noch Potentiale an der Schwedenschanze und beim Schwesternwohnheim!

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Nach wie vor stehen fiir den Bedarf nach Einfamilienhausgrundstiicken in Wasserlage keine aus-
reichenden Angebote zur Verfugung. In dem Gebiet an der Schwedenschanze sind gemaR dem
geanderten Bebauungsplan Nr. 38 neben Ferienwohnungen lediglich Geschosswohnungsbau
vorgesehen.

Im Bereich des ehemaligen Schwesternwohnheimes ist aus naturschutzrechtlichen Griinden nur
eine Wohnungsbauentwicklung vorrangig im Rahmen des Bestandsschutzes durch eine Nachnut-
zung der vorhanden mehrgeschossigen Gebdude mit Erganzungen mdglich. Insofern kénnen
auch hier auch keine Grundstiicke fiir Einfamilienhauser angeboten werden.

3. Ein weiterer Eingriff in die Natur ist abzulehnen, da Tiere in Ihrem Lebensraum einge-
schrénkt werden, wie man gerade jetzt an den Spuren im Schnee erkennen kann (Hase,
Reh)

Die Anregung wird nicht beriicksichtigt.

Die Auswirkungen des Vorhabens auf den Umwelt- und Naturschutz wurden im Rahmen einer
Umweltpriifung untersucht, deren Ergebnisse in dem dem Bebauungsplan beigefiigten Umweltbe-
richt dargelegt sind. Danach ist die geplante Wohnbebauung mit keinen erheblichen nachteiligen
Auswirkungen auf die Fauna verbunden. Die aufgrund der Planung vorgesehenen, unvermeidba-
ren Eingriffe werden durch die festgesetzten Griinausgleichsmafinahmen innerhalb des Geltungs-
bereiches im vollen Umfang ausgeglichen.
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TOPO 3.4

fansestad Beschlussvorlage Hauptausschuss
Stralsun d Vorlage Nr.: H 0050/2018
offentlich

Titel: Vertrag Uber die Herstellung von ErschlieRungsanlagen fur das Gebiet
des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund "Wohngebiet dstlich
der Hochschulallee"

Federfihrung: 60.6 Abt. StraRen und Stadtgriin Datum: 03.07.2018

Bearbeiter: Wohlgemuth, Ekkehard
Bogusch, Stephan
Pergande, Claus

Beratungsfolge Termin

OB-Beratung 06.08.2018

OB-Beratung 13.08.2018
Sachverhalt:

Gegenstand dieser Vorlage ist der ErschlieBungsvertrag tber die Herstellung der
ErschlieBungsanlagen fur das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund
fur das ,Wohngebiet 6stlich der Hochschulallee*.

In dem Vertrag verpflichtet sich die Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt
Stralsund mbH (LEG), vertreten durch den Geschaftsfihrer Gerd Habedank, die
erforderlichen ErschlieBungsleistungen zu erbringen. Das etwa 6,5 ha grol3e Plangebiet liegt
im Stadtteil Knieper Nord, dstlich der Hochschulallee und nérdlich des Bebauungsplanes Nr.
64 ,Wohngebiet nérdlich der Studentensiedlung Holzhausen“ am Strelasund. In dem
Baugebiet kdnnen 29 zweigeschossige Einzelhduser und 5 zwei- bis dreigeschossige
Stadtvillen mit je 7 Wohnungen entstehen.

Ldsungsvorschlag:
Dem Abschluss des ErschlieRungsvertrages sollte zugestimmt werden, um die
Verwirklichung des Vorhabens zu erméglichen.

Alternativen:

Ohne Abschluss des ErschlieBungsvertrages ist die beabsichtigte stadtebauliche
Entwicklung im vorgenannten Bereich nicht umsetzbar. In diesem Fall wiirde die gegenwartig
bestehende landwirtschaftliche Nutzung fortbestehen.

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss der Burgerschaft der Hansestadt Stralsund stimmt dem Abschluss des
ErschlieBungsvertrages zwischen der Hansestadt Stralsund und der
Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH nach Mal3gabe des
anliegenden Vertragsentwurfs (Anlage 1) zu.



Finanzierung:
Durch die Ausflhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen
auf den Haushalt:

Bezuglich der Herstellung der ErschlieBungs- und Griinanlagen sowie der Durchfiihrung der
Ausgleichsmalinahmen fir die Eingriffe in Natur und Landschaft innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund entstehen der
Hansestadt Stralsund keine Kosten.

Der Kostentrager aus dem ErschlieRungsvertrag ist nach Vertragsabschluss die LEG.

Nach der Ubernahme der ErschlieBungs- und Griinanlagen in die 6ffentliche Erhaltungs- und
Unterhaltungslast entstehen der Hansestadt Stralsund voraussichtlich ab 2020 jahrliche
Folgekosten in Hohe von insgesamt 7.300 €/Jahr fir die Erhaltung und Unterhaltung der
offentlichen Verkehrsflachen, fur die Unterhaltung der Stral3enbeleuchtung und fir die
Unterhaltung der Wege und Béanke in Grunflachen, die durch Haushaltsmittel der Stadt
abzudecken sind.

Folgekosten fur die Unterhaltung sonstiger Grunflachen und Ausgleichsflachen innerhalb des

B-Plangebietes werden durch die LEG im Rahmen der Zahlung bis zum 23. Jahr abgel6st.

Termine/ Zustandigkeiten:

Der Vertrag wird unverziiglich nach zustimmendem Beschluss des Hauptausschusses der
Burgerschaft der Hansestadt Stralsund abgeschlossen.

Zustandig:

Amt fir Planung und Bau, Abteilung Stral3en und Stadtgrin

Anlage 1 - ErschlieBungsvertrag zum B-Plan Nr. 65

Anlage 2 - Lageplan zum B-Plan Nr. 65

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow
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TOPO 34 Lansestadt B Stralsund

Der Oberblrgermeister

Vertrag Uber die Herstellung von ErschlieBungsanlagen fir das Gebiet
des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund
»Wohngebiet 6stlich der Hochschulallee*

zwischen

der Hansestadt Stralsund,

vertreten durch den Oberbilrgermeister,

dieser vertreten durch den Leiter der Abteilung StralRen und Stadtgriin des Bauamtes,
Herrn Stephan Bogusch,

dienstansassig: Badenstral3e 17, 18435 Stralsund,

nachfolgend ,,Stadt" genannt,

der Regionalen Wasser- und Abwassergesellschaft mbH (REWA mbH),
vertreten durch den Geschaéftsfiihrer, Herrn Jirgen Miiller,

Bauhofstral3e 5,

18439 Stralsund,

nachfolgend ,,REWA mbH" genannt,
und

der Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH (LEG mbH)-
vertreten durch den Geschéftsfiihrer Herrn Gerd Habedank,

Hafenstralle 27,

18439 Stralsund,

nachfolgend ,,ErschlieBungstrager" genannt.

§1
Gegenstand des Vertrages

1. Die Stadt Ubertragt nach 8 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuches (BauGB — in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 BGBI. | S. 2141, zuletzt geandert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017 BGBI. | S.1057), die Erschlielung des Bebauungspl-
angebietes Nr. 65 ,Wohngebiet Ostlich der Hochschulallee” mit allen dazu erforderlichen
Leistungen fur den Anschluss an die Ver- und Entsorgungssysteme auch uber die Bebau-
ungsplangrenze hinaus auf den Erschlie3ungstréger. Das ErschlielSungsgebiet entspricht im
Wesentlichen dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund
~Nohngebiet 06stlich der Hochschulallee* und umfasst in der Flur 2 der Gemarkung
Stralsund das Flurstuck 17/6 und eine Teilflache des Flurstiickes 18/5. Eigentimer der Fl&-
chen ist die LEG. Seine Umgrenzung ist in dem als Anlage beigefligten Lageplan darge-
stellt. In dem Wohngebiet werden voraussichtlich 5 Mehrfamilienhduser und 29 Einfamilien-
hauser errichtet.



2.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich zur Planung, erstmaligen Herstellung aller Er-
schlieBungsanlagen und Durchfihrung sonstiger Leistungen gemaR § 3 dieses Vertrages
auf seine Kosten einschlief3lich der Planungskosten.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich zur Planung, Herstellung und Finanzierung der
erforderlichen Griin- und AusgleichsmalRnahmen innerhalb des Plangebietes flr die Eingrif-
fe in Natur und Landschaft, einschlieBlich der Entwicklungspflege bis zum Erreichen des
Kompensationszieles i.S.v. § 1la BauGB i.V. § 14 BNatSchG nach MalRgabe des Bebau-
ungsplanes Nr. 65.

§2

Grundlagen des Vertrages

Fur die Art, den Umfang und die Ausfiihrung der ErschlieBung und der sonstigen Leistungen
durch den Erschliel3ungstrager sind mal3geblich:

1.

der Bebauungsplan Nr. 65 der Hansestadt Stralsund ,Wohngebiet 6stlich der Studenten-
siedlung Holzhausen®, einschlieflich Begriindung und Anlagen,

der Grinordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 65 der Hansestadt Stralsund ,WWohngebiet
Ostlich der Studentensiedlung Holzhausen®, einschlief3lich Begriindung und Anlagen,

die mit der Stadt vor Beginn der ErschlieBung abzustimmende Katastervermessung hin-
sichtlich der kiinftigen d6ffentlichen Verkehrsflachen entsprechend Bebauungsplan,

die von der Stadt und der REWA mbH freigegebenen Ausfiihrungsplanungen auf der
Grundlage der bestatigten Genehmigungsplanung fir die ErschlieBungsanlagen, einschlief3-
lich der StraRenbeleuchtungsanlagen,

die einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen Uber die Erschlielung nach dem BauGB, i.S.
der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO - MV) und die Bestimmungen
des StralRen- und Wegegesetzes Mecklenburg Vorpommern (StrwWG - MV),

die Ausfuhrungsplanung mit den Leistungsverzeichnissen auf der Grundlage der bestatigten
Genehmigungsplanung fir die Grin- und AusgleichsmalZnahmen fiir die Eingriffe in die Na-
tur und Landschaft innerhalb des B-Plangebietes,

die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Hansestadt Stralsund, der Allge-
meinen Bedingungen fur die Entsorgung von Abwasser der REWA mbH in der Hansestadt
Stralsund (AEB) mit der Erhebung von Baukostenzuschussen bleiben unberihrt,

die Auskunft des Munitionsbergungsdienstes zur Kampfmittelbelastung.

§3

Art und Umfang der Erschlie3ung

Der ErschlieRungstrager tibernimmt folgende ErschlieBungsleistungen:

1.

die Bereitstellung der fur die vertragsgemar herzustellenden Anlagen bendétigten Flachen im
B-Plan Gebiet,



10.

11.

12.

13.

die Katastervermessung hinsichtlich der bereits vorhandenen und kinftigen o6ffentlichen
Verkehrs- und Grinflachen entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes, die
Grundbuchberichtigung entsprechend der neuen Aufteilung der Grundstiicke, die Grenz-
feststellung und Schlussvermessung mit nachtraglicher Abmarkung der Wohnbauflachen,
Verkehrsflachen sowie das Aufmafld der Entwasserungsleitungen und Trinkwasserversor-
gungsanlagen, die Bestandsvermessung in Lage und Héhe nach Fertigstellung zum Termin
der Abnahme auch von Teilabschnitten der ErschlieRungsanlagen (Grundlage ist die Zei-
chenvorschrift der Stadtwerke Stralsund GmbH),

die Herstellung der im Bebauungsplan festgesetzten und genehmigten ErschlieBungsanla-
gen gemal § 127 Abs. 2 BauGB einschlie3lich der Grundstiickszufahrten, die Anlagen der
Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung sowie der Grundstiicksanschlisse samtli-
cher Versorgungsleitungen bis mindestens einen Meter auf das jeweilige Baugrundstiick auf
der Grundlage der prazisen Vermessung/Katastervermessung sowie in Abstimmung mit der
Stadt die Verlegung von Leerrohren fir Datenkabel.

die Herstellung eines qualitatsvollen Quartiersplatzes; die Gestaltung dieses Platzes wird im
Rahmen der ErschlieBungsplanung konkretisiert; ,

Herstellung von 12 o6ffentlichen Besucherparkplatzen im westlichen Abschnitt der Planstra-
e A und von 6 Langsstellplatzen entlang der Planstralle A,

die Schaffung eines Abfallsammelplatzes fur Recyclingstoffe an der Hochschulallee (auRer-
halb des Plangebiets) fir die B-Plangebiete 15, 64 und 65

die Herstellung eines befestigten Gehweges mit einer Breite von ca. 2,00 m im Griinstreifen
entlang der Hochschulallee innerhalb der offentlichen Grinflache des B-Plans 15 mit einer
Lange von ca. 350 Metern (vom Einmindungsbereich Parower Chaussee/Hochschulallee
bis zur Zufahrt des B-Plan-Gebietes Nr. 64 an der Bushaltestelle),

die Pflanzung eines Alleebaumes und Unterpflanzung mit Strauchern zum Lickenschluss
und zur Verringerung der Blendwirkung,

die Herstellung der StralRenbeleuchtung,

das Anbringen von Verkehrsschildern und Verkehrszeichen, einschliel3lich notwendiger
Markierungen in Abstimmung mit der unteren Verkehrsbehorde,

das Anbringen der Strallennamensschilder nach den stadtischen Vorgaben,

Errichtung eines ca. 700 m? grofl3en Spielplatzes (2,5 m?/Einwohner) in der Flache ,D“ fur
die Altersgruppe der 6- bis 12-jahrigen Kinder mit Wendemdglichkeit und Wegeverbindung
zum Ostseekistenradweg, woflr eine Investitionssumme in Héhe von ca. zweihundert EU-
RO je Quadratmeter ,

das Herstellen der Grin- und Ausgleichsmaflinahmen fir die Eingriffe in Natur und Land-
schaft innerhalb des B-Plangebietes,

a) die Neupflanzung von 21 standortgerechten Laubbaumen (Stammumfang 16/18
cm, 3x verpflanzt) auf den 6ffentlichen Verkehrsflachen, davon 16 Baume im Ver-
lauf der Planstral3e A, 2 Baume im Bereich des 6ffentlichen Parkplatzes, 2 Bau-
me am Gebietseingang (ehemals Abfallsammelplatz) und ein Baum auf dem
Quartiersplatz/Findlingsgarten,



b) das Herstellen einer extensiv zu pflegenden Wiesenflache (,Mallnahmenflache
,C“ und ,D“) von ca. 2,3 ha mit einer standortgerechten Saatgutmischung aus
Grasern und Krautern. Auf der mit ,,C* gekennzeichneten Flache sind mindestens
25 Obstbaume alter regionaltypischer Sorten oder Wildobstgehdlze der Mindest-
qualitdt Hochstamm, Stammumfang 10/12 cm, 2x verpflanzt zu pflanzen. Auf den
mit ,D“ gekennzeichneten Flachen sind Gehdlzpflanzungen von max. 1.000 m2
aus Laubholzstrauchern heimischer Arten (60/100) und zusatzlichen Heistern
max. 10 Stuck (100/150) vorzunehmen.

C) Pflanzung einer dreireihigen freiwachsenden Hecke im Bereich ,E“ im Abstand
zur Flurstiicksgrenze von 2,50 m, mit einem Reihenabstand von 1,50 m und ei-
nem Pflanzabstand innerhalb der Reihe von 1 m. Fir die Bepflanzung sind
standortgerechte und heimische Laubgehoélze der Mindestqualitat Straucher
60/100 sowie maximal 15 Heister der Mindestqualitat 100/150 zu verwenden.

d) den Erhalt und Schutz des Alleebaumbestandes der unmittelbar westlich an das
Plangebiet grenzenden Hochschulallee. Fir die Bauzeit ist die Baustral3e auf der
ostlichen Seite parallel zur Hochschulallee zu belassen und durch die Baufahr-
zeuge zu nutzen.

14. der ErschlieBungstrager verpflichtet sich zur Zahlung von 91.652 € (i.W.: einundneunzig-
tausendsechshundertzweiundfinfzig EURO) zur Absicherung der Uber die 2 Jahre hinaus-
gehenden Entwicklungspflege bis zum Erreichen des in die Bilanzierung eingestellten Kom-
pensationszieles fur die 46 zu pflanzenden B&aume und der Anlage einer ca. 2,3 ha grof3en
naturnahen Wiese mit punktueller Gehdlzbepflanzung.

Der Betrag ist innerhalb von vier Wochen nach der Ubernahme der ErsatzmaRnahmen
durch die Stadt unter Angabe des Verwendungszweckes USK 99999.30126von dem Er-
schlielBungstrager auf folgendes Konto zu lberweisen:

Hansestadt Stralsund

Sparkasse Vorpommern

Konto-Nr.: 1000 50 581 BLZ: 150 505 00
IBAN: DE35 1505 0500 0100 0505 81 USK: 99999.30126
BIC: NOLADE21GRW

15. der ErschlieBungstrager verpflichtet sich gegentiber der Stadt und der REWA mbH, im Er-
schlieBungsgebiet bestehende Drainageleitungen so zu sichern, dass Dritte durch diese Lei-
tungen und Drainagewasser nicht geschadigt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass
Drainagewasser kein Abwasser im Sinne der Abwasserbeseitigungssatzung der Hansestadt
Stralsund ist. Dementsprechend liegt es im Ermessen der REWA mbH im Rahmen der Pla-
nungsbestatigung Drainageanschliisse auf Antrag zu genehmigen.

§4

Beginn der Ausfiuhrung

1. Mit der ErschlieBung, der Durchfuihrung der AusgleichsmaRnahmen und sonstigen Leistun-
gen gemal § 3 darf erst begonnen werden, wenn

a) die fur die Herstellung erforderlichen Flachen im Eigentum des ErschlieBungstragers
oder der Stadt sind,



b) alle notwendigen bau-, wasserbehérdlichen sowie sonstige Genehmigungen bzw. Zu-
stimmungen mit der Entwurfs- und Genehmigungsplanung fur die einzelnen ErschlieBungs-
und AusgleichsmalRhahmen vorgelegt wurden,

c) die Ausfuhrungsplanungen mit den Leistungsverzeichnissen fur den StraRenbau, die
Strallenentwasserung, den Schmutzwasser-, Regenwasser- und Trinkwasserleitungsbau
auf der Grundlage der bestatigten Genehmigungsplanungen von der Stadt und der REWA
mbH freigegeben wurden,

d) die Ausfihrungsplanungen mit den Leistungsverzeichnissen fir die StralRenbeleuchtung
und die Spielplatzanlagen auf der Grundlage der bestatigten Genehmigungsplanungen von
der Stadt freigegeben wurden,

e) ein verbindlicher Bauablaufplan zur Realisierung aller ErschlieBungs- Griin- und Aus-
gleichsmalinahmen fir die Eingriffe in Natur und Landschaft der Stadt und der REWA mbH
vorgelegt worden ist,

f) ein mit der unteren Naturschutzbehdrde abgestimmtes fir die naturnahe Wiesenflache
(Ausgleichsflachen aus dem B 64 und dem B 65) zur Ubergabe an zuklnftige Pachter er-
stellt wurde.

Der ErschlieBungstrager wird den Baubeginn der Stadt und der REWA mbH schriftlich an-
zeigen.

§5
Vergabe und Bauleitung

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, die im Zusammenhang mit der Herstellung der
ErschlieBungsanlagen, der Grin- und AusgleichsmaflRnahmen erforderlichen Planungsleis-
tungen sowie die Bauleitung unter Beachtung der vergaberechtlichen Vorschriften zu verge-
ben. Beauftragt werden leistungsfahige Ingenieurbiros, die die Gewahr fiir die technische,
fachliche und wirtschaftlich-optimale Abwicklung der BaumalRnahme bieten. Zur Begleitung
der BaumalRnahme benennt die Stadt vor Baubeginn dem ErschlieBungstréger einen Bau-
wart der Abt. StrafRen und Stadtgriin. Der Einsatz des Bauwartes erfolgt auf Kosten der
Stadt.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich weiterhin, sdmtliche anfallenden Bauleistungen
und sonstigen Leistungen nach Ausschreibung unter Beachtung der vergaberechtlichen
Vorschriften - insbesondere der VOB/A — in Abstimmung mit der Stadt und der REWA mbH
zu vergeben und auf der Grundlage der Verdingungsordnung fur Bauleistungen (VOB/B)
sowie den technischen Vorgaben der Stadt, Abt. StralRen und Stadtgriin und der REWA
mbH, ausfihren zu lassen.

Der Erschlielungstrager verpflichtet sich, bei der Vergabe der Bauleistungen und Leistun-
gen zur Durchfihrung der Grin- und Ausgleichsmalinahmen nachfolgende Gewéhrleis-
tungsfristen nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen mit den bauausfiihrenden Firmen
zu vereinbaren:

e Stral’enbau 4 Jahre

e ZTV-Ew-Stb 91 / Entwasserungsanlagen:



fur Schmutzwasser-Regenkanalbau: 5 Jahre

e nach VOB/B

Beleuchtungsanlagen: 2 Jahre
e Trinkwasser nach VOB 5 Jahre
¢ nach EU Normen DIN EN 18034, 1176 und 1177 Spielplatz 4 Jahre
e Fachnormen Vegetationstechnik im Landschaftsbau

fur AusgleichsmafRnahmen 66 2 Jahre

Ver- und Entsorgungseinrichtungen

Der ErschlieBungstrager hat mit jedem Versorgungsunternehmen erforderliche separate
Vertrage zum Bau und der spateren Ubernahme zu schlieRen und durch Koordination si-
cherzustellen, dass neben den Regen- und Schmutzwasserkanélen die StralRenentwasse-
rungsanlagen, die StraRenbeleuchtungskabel und die Versorgungseinrichtungen fir das
Wohngebiet wie Telekommunikationskabel, Elektrizitats-, Trinkwasser und Gasleitungen
rechtzeitig in die Verkehrsflache verlegt werden.

Dies hat so zu erfolgen, dass der ziigige Stral3enbau nicht behindert und ein Aufbruch fer-
tiggestellter Verkehrsflachen ausgeschlossen wird. Das gleiche gilt fur die Herstellung der
Grundstuicksanschliisse fur die Versorgungsleitungen bis mindestens einen Meter hinter die
Grundsticksgrenze und die Grundstiickszufahrten. Die Ausfiihrung der Grundstiicksan-
schliisse wird durch die Ausfihrungsplanung bestimmt. Eine technische Teilabnahme durch
die REWA mbH zur Inbetriebnahme von in sich geschlossenen Teilbereichen der herzustel-
lenden Ver- und Entsorgungsanlagen ist moglich. Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich,
hierbei Mangel und Schéaden an den ErschlieBungsanlagen, welche durch ihn selbst oder
durch Dritte im Zeitraum nach der technischen Teilabnahme bis zur Ubernahme der Anla-
gen nach § 10 dieses Vertrages verursacht werden, auf seine Kosten zu beseitigen.

Sollten durch Verschulden des ErschlieBungstragers Mangel bei unter Abs. 1 aufgefiihrten
Ver- und Entsorgungseinrichtungen auftreten, sind die Méangel unverziglich auf seine Kos-
ten zu beseitigen.

Der ErschlieBungstrager hat die Genehmigungsplanung fir die Trinkwasserversorgung,
sowie die Regen-, Drainage- und Schmutzwasserableitung zur Genehmigung bei der Stadt,
Abt. Straf3en und Stadtgrin, einzureichen, nachdem vorab die Zustimmung des Betreibers
der stadtischen wassertechnischen Anlagen, der REWA mbH, eingeholt worden ist.

Die bauliche Ausfuihrung der Regen-, Schmutz-, Trink- und Loschwasseranlagen hat durch
den ErschlieBungstrager entsprechend der genehmigten Unterlagen der Stadt, Abt. Feuer-
wehr des Ordnungsamtes und der REWA mbH zu erfolgen.

Die Abgeltung des Baukostenzuschusses fur die Herstellung der 6ffentlichen zentralen Ab-
wasseranlage der Hansestadt Stralsund fur die im ErschlieBungsgebiet gelegenen Grund-
stuicke erfolgt gesondert.



8§87
Ausfuhrung

Die Erschlieungsleistungen gemaf 8 3 dieses Vertrages sind nach den von den Facham-
tern der Stadt und der REWA mbH genehmigten Ausfiihrungspldnen und Leistungsbe-
schreibungen des Ingenieurbiiros durchzufiihren. Weiterhin sind die Verlegerichtlinien der
REWA mbH einzuhalten.

Vor Beginn der Hochbaumalnahmen sind die Entwasserungsanlagen und die vorgesehe-
nen StralBen zumindest als BaustraRen herzustellen. Mit Fertigstellung der Baustral3en sind
die StraBennamensschilder anzubringen. Schaden, einschlie3lich der Straf3enaufbriiche an
den BaustralRen, sind vor Fertigstellung der Stral3en fachgerecht durch den Erschlieungs-
trAger zu beseitigen. Den Zeitpunkt der endgultigen Fertigstellung der ErschlieBungsanla-
gen/ErschlieBungsstrafien stimmen die Vertragsparteien miteinander ab.

Der ErschlieBungstréager verpflichtet sich, die Herstellung der Erschliefungsanlagen inner-
halb von 2 Jahren und die Herstellung der AusgleichsmaRnahmen einschliel3lich der zwei-
jahrigen Entwicklungspflege vertragsgemafd innerhalb von 4 Jahren nach Rechtswirksam-
keit des Bebauungsplanes vorzunehmen.

Die erforderlichen Vermessungsarbeiten (Bestandsmessung in Lage und Héhe) sind einem
Vermessungsingenieur in Auftrag zu geben, mit der Auflage, alle Arbeiten mit der Stadt,- SG
Vermessung - der Abteilung Planung und Denkmalpflege abzustimmen. Die erforderlichen
Blattschnitte sind entsprechend auf das Stadtkartenwerk abzustimmen und gehen in dieses
ein.

Werden bei der Ausfihrung der ErschlieBungsarbeiten und der AusgleichsmaRnahmen fiir
die Eingriffe in Natur und Landschaft ur- und frihgeschichtliche Funde sowie aufféllige Bo-
denverfarbungen durch den ErschlieBungstréager oder von ihm mit der Durchfiihrung der Er-
schlieBungsarbeiten Beauftragten entdeckt, so ist der ErschlieBungstrager verpflichtet, dies
unverzlglich dem Landesamt fir Bodendenkmalpflege Stralsund zu melden.

Der ErschlieBungstréger verpflichtet sich, Bodenabgrabungen oder Bodenaufschittungen
im Rahmen der Leistungen gemaf § 3 des Vertrages nur so durchzufihren, dass daraus
keine Nachteile und Beeintrachtigungen fir vorhandene, zu erhaltende Gehdlze, die an-
grenzenden Grundstiicke, ihre Nutzung und die darauf befindlichen baulichen Anlagen so-
wie fur den natlrlichen Ablauf wild flieBenden Wassers von und zu den angrenzenden
Grundstiicken entstehen.

Der natirliche Ablauf wild abflieBenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstiick darf
nicht zum Nachteil eines hoher liegenden Grundstiicks behindert werden. Der nattrliche Ab-
lauf wild abflieRenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstiicks
verstarkt oder auf andere Weise gemal} 8 37 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) veran-
dert werden.

Die Ableitung von Abwéassern oder Oberflachenwasser in oder auf die 6ffentlichen Strafl3en
ist gemall 8 49 Abs. 3 des StraRen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG - MV) unzulassig.

Veranderungen an den ErschlieBungsanlagen innerhalb des ErschlieBungsgebietes durch
etwaige spatere Grundsticksteilungen die wiederum zu zuséatzlichen Erschlielungsleistun-
gen fuhren, erfolgen auf Kosten des ErschlieBungstragers.



10.

11.

12.

13.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, jeden Grundstickserwerber im ErschlielBungsge-
biet Gber den Inhalt der ingenieurtechnischen ErschlieBung seines Grundstiickes zu infor-
mieren. Das betrifft insbesondere die Lage der Hausanschlussleitungen, die vorgesehene
Lage der Grundstiickszufahrten und die kinftigen geplanten StraBenhdhen. Ebenso infor-
miert der ErschlieBungstrager die davon betroffenen Grundstickseigentiimer Uber die auf
ihren Grundstiicken befindlichen 6ffentlichen Versorgungsleitungen, eingetragene Baulasten
und Grunddienstbarkeiten.

Die ErschlieBungsanlagen missen im Baugebiet funktionsfahig und verkehrssicher benutz-
bar sein.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, die Trinkwasserhauptleitung und die Anschlisse
nur durch die REWA mbH oder eine zugelassene Fachfirma herstellen zu lassen. Die Kana-
le diirfen nur durch fachkundige Firmen gebaut werden, die ihre Fachkunde durch die Erfil-
lung der Anforderungen und die Gutesicherung des Unternehmens nach Gutesicherung Ka-
nalbau RAL-GZ961 mit dem Besitz des RAL-Giitezeichens Kanalbau Beurteilungsgruppe
AK2 nachweisen kénnen.

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, samtliche anfallende Arbeiten nur durch zugelas-
sene Fachfirmen ausfihren zu lassen.

§8
Haftung und Verkehrssicherung

Vom Tage des Beginns der ErschlieBungsarbeiten an tragt der ErschlieRungstrager im ge-
samten ErschlieBungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht. Der ErschlieBungstrager hat fiir
bestimmte Baubereiche erforderliche Sondernutzungserlaubnisse geméai § 22 des StrwaG -
MV) vom 13.Januar 1993, GS Mecklenburg-Vorpommern bei der Stadt, Abt. StraRen und
Stadtgriin, zu beantragen.

Der ErschlieBungstrager haftet bis zur vollstandigen Ubernahme der Anlagen durch die
Stadt und die REWA mbH fir jeden Schaden, der durch die schuldhafte Verletzung der ihm
bis dahin im ErschlieBungsgebiet gemafd § 1 Nr. 1 obliegenden allgemeinen Verkehrssiche-
rungspflicht entsteht, und fiir solche Schaden, die infolge der ErschlieBungsmal3nahmen an
bereits verlegten Leitungen und Kabeln oder auf andere Weise verursacht werden. Dies gilt
auch, wenn der ErschlieBungstrager die Haftung einem Dritten tbertragen hat.

Der ErschlieBungstrager stellt die Stadt und die REWA mbH insoweit von allen Schadener-
satzansprichen frei. Diese Regelung gilt unbeschadet der Eigentumsverhaltnisse.

Vor Beginn der BaumalRnahme ist das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversiche-
rung durch den ErschlieRungstréager nachzuweisen.

§9
Abnahme der ErschlieBungsanlagen
Nachdem die nach diesem Vertrag herzustellenden Anlagen ordnungsgemal? fertiggestellt
sind, erfolgt deren Abnahme auf Veranlassung des ErschlieBungstrdgers gemeinsam mit

dem stadtischen Bauwart, dem bauleitenden Ingenieur, einem Vertreter der bauausfiihren-
den Firma, der REWA mbH und der Stadt, vertreten durch die jeweils zustéandige Abteilung.



Die wasserbehérdliche Bauzustandsbesichtigung nach Fertigstellung durch den Erschlie-
Bungstrager ist schriftlich bei der Unteren Wasserbehoérde 14 Tage vor dem gewiinschten
Termin zu beantragen, dazu sind alle notwendigen Bestandsdokumentationen vom Er-
schlieBungstrager vorzulegen. Abweichungen zur genehmigten Planung sind zu kennzeich-
nen und zu begrinden. Die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Hanse-
stadt Stralsund und der Allgemeinen Bedingungen fir die Entsorgung von Abwasser der
REWA mbH in der Hansestadt Stralsund (AEB) bleiben unberthrt.

Der Erschlie3ungstrager zeigt der Stadt und der REWA mbH die vertragsgeméaRe Herstel-
lung der ErschlieBungsanlagen gemaf § 3 dieses Vertrages schriftlich an. Mit der Anzeige
ist die wasserrechtliche Erlaubnis von der zustandigen Wasserbehdrde fir die Einleitung
des gesammelten Niederschlagswassers in den Vorfluter vorzulegen.

Die Vertragsparteien vereinbaren einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von zwei
Wochen nach Eingang der Anzeige festzusetzen.

Die ErschlieBungsanlagen sind von der Stadt, vertreten durch die jeweils zustéandige Abtei-
lung, dem Bauwart und dem ErschlieBungstréager im Rahmen der Abnahme nach § 12
VOB/B gemeinsam mit dem bauleitenden Ingenieur, einem Vertreter der bauausfihrenden
Firma, den Versorgungsunternehmen und der REWA mbH abzunehmen. Das Protokoll die-
ser technischen Abnahme ist Bestandteil der Ubergabe/Ubernahme und ist vom Baubetrieb,
dem bauleitenden Ingenieur und von den Vertragsparteien zu unterzeichnen.

Die Abnahme der ordnungsgemal hergestellten Griin- und Ausgleichsmalihahmen gemani
8 3 dieses Vertrages erfolgt durch die Stadt, Abt. Stral3en und Stadtgriin auf Veranlassung
des ErschlieBungstragers, wenn die Fertigstellungspflege gem. DIN 18916 Pkt. 5 ordnungs-
gemal erfolgt ist.

Daran schlief3t sich eine zweijahrige Entwicklungspflege nach DIN 18919 durch den Er-
schlieBungstrager auf dessen Kosten an. Die Stadt setzt einen Abnahmetermin auf einen
Tag innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der schriftlichen Anzeige fest.

Fur den neu angelegten Spielplatz ist vom ErschlieRungstrager ein TUV-Abnahmeprotokoll
vorzulegen. Zusatzlich ist ein Wartungsordner mit Auflistung der Spielgerate, deren Einbau
und Wartung der Stadt zu tGibergeben.

Werden bei der Abnahme Maéngel festgestellt, so sind diese innerhalb von zwei Monaten
vom Tage der gemeinsamen Abnahme gerechnet, durch den ErschlieBungstrager zu besei-
tigen. Im Falle des schuldhaften Verzuges ist die Stadt berechtigt, die Mangel auf Kosten
des ErschlieBungstragers beseitigen zu lassen.

Das Abnahmeprotokoll wird Bestandteil der spateren Ubernahme der Verkehrs- und Stra-
Renbeleuchtungsanlagen sowie der Grin- und Ausgleichsmalinahmen in das Eigentum der
Stadt und der Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung in das Eigentum
der REWA mbH.



1.

§10
Ubernahme der ErschlieBungsanlagen

Im Anschluss an die Abnahme der mangelfreien ErschlieRungsanlagen gemaf § 12 VOB/B
einschlieBlich der katasterm&Rig vermessenen und mit Vermarkung versehenen Grundstu-
cke Ubergibt der ErschlieBungstrager diese kosten- und lastenfrei mit einem notariellen Ver-
trag zu einem Verkaufspreis von einem EURO in das Eigentum der Stadt,

Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, das Eigentum an den Anlagen der Trinkwasser-
versorgung und Abwasserableitung ohne Zwischenerwerb der Stadt in das Eigentum der
REWA mbH zu Ubertragen.

Der ErschlieBungstrager hat zur Abnahme geméafi 8§ 9 oder mindestens 4 Wochen vor dem
Notartermin der Stadt und der REWA mbH folgende Unterlagen zu libergeben:

a) in zweifacher Ausfertigung die vom Ingenieurbiro sachlich und fachtechnisch festgestellten

b)

Bestandspléane fir die in § 3 dieses Vertrages genannten ErschlieBungsanlagen in analoger
und digitaler Form (dwg oder ggf.dxf-Format) entsprechend Zeichenvorschrift (Stadtwerke)
zu Ubergeben und die erforderlichen Abstimmungen zu geodatischen Festpunkten, Blatt-
schnitten usw. mit dem Sachgebiet Vermessung der Abt. Planung und Denkmalpflege der
Stadt durchzufiihren,

die Schlussvermessung (Lage und Hohenvermessung des erstmalig hergestellten Baube-
standes an ErschlieBungsanlagen und Katastervermessung) durchzufiihren und eine Be-
scheinigung eines oOffentlich bestellten Vermessungsingenieurs uber die Einhaltung der
Grenzen zu Ubergeben, aus der sich weiterhin ergibt, dass samtliche Grenzzeichen sicht-
bar sind,

¢) Nachweise zu erbringen tber

aa) Untersuchungsbefunde der nach der Ausbauplanung geforderten Materialien,

bb) die Schadenfreiheit der erstellten Kanalhaltungen durch einen von beiden Vertragspar-
teien anerkannten Sachverstandigen sowie Videodokumentation in digitaler Form auf CD-
Rom nach dem IBAK-Verfahren Uber die Kanalbefahrung entsprechend den geltenden Vor-
schriften der REWA mbH zu liefern,

cc) den Dichtigkeitsnachweis sdmtlicher Kanale und Schéchte nach Selbstiberwachungs-
verordnung (SUV0O),

dd) gultige bestétigte Schlussrechnungen der einzelnen ErschlieBungsanlagen und deren
Einzelbestanteile und Planungskosten zu den hergestellten Anlagen

- Fahrbahn (Straf3e)

- Parkplatze

- Gehwege

- Immissionsschutzmalinahme

- Strallenbegleitgriin

- Zufahrten

- Anlage zur Abwicklung, Sicherung und Unterhaltung des Verkehrs

- Ausstattung

- Beschilderung/Markierung

- Baustelleneinrichtung
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- Strallenentwasserung
- Stral3enbeleuchtung
- GrunmafRnahmen (AusgleichsmalRnahmen)
- Spielplatz
- Schmutzwasserkanalisation
- Regenwasserkanalisation
- Trinkwasserleitungen
sowie Planungskosten zu den hergestellten Anlagen und Baunebenkosten
- Verkehrsanlagen
- Stral’enbeleuchtung
- Entwasserung
- Immissionsschutzanlagen
- Landschaftsbau
- Baugrund
- Vermessung
- Be- und Entwasserungsanlagen

ee) Verdichtungs- und Tragféhigkeitsnachweise der Tragschichten im Stralenbau.

Nach der Abnahme der vom ErschlieBungstrager gepflanzten Baume und der angelegten
naturnahen Wiese mit einer punktuellen Gehdlzbepflanzung sowie der erfolgreichen zwei-
jahrigen Entwicklungspflege werden die Flachen der Stadt tibergeben.

Die Stadt Gbernimmt diese Anlagen in ihre Unterhaltung und wird daflir in den néchsten 23
Jahren, die gemaf 8§ 3 Nr. 14 durch den Erschlie3ungstrager geleistete Zahlung von 91.652
€ (i.W.: einundneunzigtausendsechshundertzweiundfiinfzig EURO) verwenden, um die Pfle-
ge der Ausgleichsmafinahmen fur die Eingriffe in Natur und Landschaft sicherzustellen.

Im Anschluss an die Abnahme des neu gebauten Spielplatzes wird dieser von der Stadt
Ubernommen.

Mit Ubernahme der fertiggestellten Anlagen geht die Gefahr nach MaRgabe des § 644 BGB,
die Verkehrssicherungspflicht, die Unterhaltungs- und Erhaltungslast an den Anlagen auf
die Stadt tber.

Mit Ubernahme der fertiggestellten Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserablei-
tung geht die Unterhaltungs- und Erhaltungslast an den Anlagen auf die REWA mbH (ber.

Die Stadt und die REWA mbH bestatigen die Ubernahme der ErschlieBungsanlagen und
der Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung in ihre Verwaltung und
Unterhaltung und Eigentum schriftlich in Form eines Ubernahmeprotokolls und treffen Fest-
legungen zur Ubernahme der Gewahrleistungsanspriiche an den ErschlieBungsanlagen und
den Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung.

Die Widmung der StralRengrundstiicke als offentliche Verkehrsflachen nach § 7 SttWG -MV
erfolgt durch die Stadt. Der ErschlieBungstrager stimmt der Widmung der als 6ffentlich ge-
planten Verkehrsflachen hiermit vorab zu.
§11
Méangelanspriche
Der ErschlieBungstrager tbernimmt die Gewahr, dass seine Leistung z. Z. der Abnahme

durch die Stadt und die REWA mbH die vertraglich vereinbarte Beschaffenheit hat, den an-
erkannten Regeln der Technik entspricht und nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert
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oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten Zweck aufheben oder
mindern.

Die Mangelanspriche richten sich nach den Regeln der VOB/B. Die Gewéhrleistungsfristen
fur die einzelnen Anlagen sind nach Mal3gabe der Bestimmungen des § 5 Abs. 3 dieses
Vertrages festgelegt.

Der ErschlieBungstrager tritt samtliche Méangel- und Schadensersatzanspriche, die ihm
gegenltber den an Planung und Bau der ErschlieBungsanlagen sowie Realisierung der
sonstigen Leistungen gemaf 8§ 3 Beteiligten zustehen, an die Stadt und die REWA mbH ab,
die die Abtretung annehmen. Die Abtretung wird wirksam mit Abnahme gemaf § 9 dieses
Vertrages und mit der Prifung der an die Stadt und die REWA mbH zu Ubergebenen Do-
kumentationsunterlagen geman § 10 des Vertrages. Die vorgesehenen Abtretungen werden
den an Bau Beteiligten angezeigt werden.

Der ErschlieBungstrager wird der Stadt und der REWA mbH vor der Abnahme eine Aufstel-
lung mit allen an Planung und Bau der ErschlielBungsanlagen sowie der Anlagen der Trink-
wasserversorgung und Abwasserableitung Beteiligten tUberlassen. Aus dieser Aufstellung
muss sich auch ergeben, wann gegeniber welchen Beteiligten welche Arbeiten abgenom-
men wurden und wann insoweit bestehende Gewahrleistungsanspriche verjahren. Der Er-
schlieBungstrager wird die Stadt und die REWA mbH bei der Durchsetzung der abgetrete-
nen Anspriche auf Verlangen unterstiitzen.

Der Erschliel3ungstrager ist verpflichtet, die ihm zustehenden Gewahrleistungsbuirgschaften
durch die beauftragten Firmen auf die Stadt und die REWA mbH ausstellen zu lassen oder
der Stadt und der REWA mbH diesbezigliche Abtretungserklarungen in Schriftform vorzu-
legen. Dies erfolgt mit Beginn der Gewabhrleistung durch Hinterlegung einer selbstschuldne-
rischen, unwiderruflichen und unbefristeten Bankbirgschaft in den Fristen gemal 8 5 Nr. 3
fur die einzelnen ErschlieBungsanlagen, bei der Stadt, Abteilung Stra3en und Stadtgrin.

Nach Ablauf der Gewahrleistungsfrist wird bei mangelfreien Erschlielungsanlagen und
mangelfreien Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung die jeweilige Ge-
wabhrleistungsbiirgschaft von der Stadt und der REWA mbH an den ErschlieBungstrager zu-
rickgegeben.

Die Stadt und die REWA mbH haben das Recht, innerhalb der Gewéhrleistungsfrist auch
den ErschlieBungstrager fur alle an den hergestellten ErschlieBungsanlagen, den Grin- und
AusgleichsmalRnahmen fiur die Eingriffe in Natur und Landschaft sowie den Anlagen der
Trinkwasserversorgung und Abwasserableitung auftretenden Méangel in Héhe der zu ihrer
Beseitigung entstehenden Kosten in Anspruch zu nehmen.

Der ErschlieBungstrager kann verlangen, dass er selbst mit der Behebung der Mangel be-
auftragt wird. Im Falle des Verzuges wird auf 8 9 Nr.7 des Vertrages verwiesen.
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§12
Kundigung

1. Die Parteien sind berechtigt, diesen Vertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen.

2. Die Kiundigung ist schriftlich gegentber den anderen Vertragsparteien zu erklaren.

3. Im Falle des Wirksamwerdens einer Kindigung aus wichtigem Grund verpflichtet sich der
ErschlieBungstrager hiermit, der Stadt unverzlglich die Kosten zu erstatten, welche ihr auf
Grund der Kiindigung entstehen. Darin eingeschlossen sind Zahlungen auf Erstattungsan-
spriche und Schadensersatzanspriche, welche von Dritten gegeniber der Stadt geltend
gemacht werden. Zudem verzichtet der ErschlieBungstrager bei Wirksamwerden einer
Kindigung aus wichtigem Grund hiermit schon jetzt darauf, Schadensersatzanspriiche ge-
genuber der Stadt und der REWA mbH geltend zu machen.

§13
Gerichtsstandsvereinbarung
Fur Streitigkeiten aus diesem Vertrag vereinbaren die Parteien, soweit zulassig, die Zustandig-
keit des Amtsgerichtes Stralsund. Erfullungsort ist Stralsund.
§14
Anderungen und Erganzungen des Vertrages

Mundliche Nebenabreden zu diesem Vertrag sind nicht getroffen. Anderungen und Erganzun-

gen des Vertrages werden schriftlich geregelt.

§15
Schlussbestimmungen

Sollten sich einzelne Bestimmungen des Vertrages als ungultig erweisen, so wird dadurch die

Gliltigkeit des Vertrages im Ubrigen nicht berlhrt. In einem solchen Fall ist die ungultige Be-

stimmung mdglichst so umzudeuten oder zu erganzen, dass mit ihr der beabsichtigte wirtschaft-

liche Zweck erreicht wird. Entsprechendes gilt fir etwaige auslegungsbedurftige Vertragsli-
cken.
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8§16
Inkrafttreten des Vertrages

Der Vertrag ist gemaf? 8 311b BGB notariell zu beurkunden. Die Kosten der Beurkundung tragt
der ErschlieBungstrager.

Zur Wirksamkeit dieses Vertrages bedarf es der Zustimmung durch den Hauptausschuss der
Birgerschaft der Hansestadt Stralsund. Der Vertrag tritt mit Unterzeichnung durch die Ver-
tragsparteien in Kraft.

Stralsund, den .......... Stralsund den .................
fur die Hansestadt Stralsund fur den ErschlieBungstrager
StephanBogusch ........... Ge rd Hab eda nk ................

Stralsund,den ..................
fir die REWA mbH

Jurgen Muller
Anlage: Lageplan

14



L/

—

Y

ég pn@chgm Teil A

1:2.000
0 _5m 10m 25m @
e

"2

679

©
i
f
i
'
I
|
|
i
i
i
A
L
2
&
%
X 4
A%
<
e
B
% ‘o
R v
B
E
N\ \'h~
N WA1
\ 0,25
Tz N\ <
* \ 4 °
~

WAS| (D
02 |09
0 | E

ans!

\
\
\
\
\
\ \
\,
\
\
\
\
Gemarkung Stralsund \
Flur 2 \
)
/
/
/
Ry
16 - ' !
s {
P
£
)
.
\,
\,
\,
\,
bl
J
“ 4
. ~~.
18 \
7 )
/
/
/ ’

SMPDIUB}S NA99S

Anlage zum
Satzungsbeschluss

Teil A
Planzeichenerklarung (Auszug)

Art der baulichen Nutzung

[WA]  Algemeines Wohngebiet (§ 4 BauNvO)

MaR der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO)
Geschossflachenzahl (GFZ) (§ 20 BauNVO)
zwingend zu errichtende Zahl der Vollgeschosse

(§ 20 BauNvO)

Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und
HachstmaR (§ 20 BauNVO)

Hohe der Oberkante baulicher Anlagen tiber dem
Bezugspunkt gemaR der textlichen Festsetzung 2.2
(§ 20 BauNVO)

flachen /

Durch Baugrenzen gebildete Uberbaubare
Grundstticksflache (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Nur Einzelhduser zuldssig (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

E offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

Verkehrsflachen mit ihrer Hohenlage
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 3 BauGB)

” Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
¥ 4 mit ihrer Oberkante (StraBenhohe) Giber NHN

Nebenanlagen, Stellpldtze und Gemeinschaftsanlagen

Flachen, auf denen Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 BauNVO nicht oder nur eingeschrénkt zuldssig
sind. (§ 14 Abs. 1 BauNVO)

Flache fir Stellplatze
[Ei (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
' Flache fiir Gemeinschaftsstellplatze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB und
§ 21a Abs. 2 BauNVO)

Griinflichen

- Offentliche Griinflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Zweckbestimmung:

Flachen fiir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

E:H Umgrenzung von Flachen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Grenzen

E Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Bebauungsplan Nr. 65
»Wohngebiet ostlich
der Hochschulallee*

Stand Juli 2018




TOP O 4.1

Hansestadt Antrage
St ra IS u n d Vorlage Nr.: AN 0098/2017

offentlich
Titel: Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt
Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion
Federfihrung: Fraktion CDU/FDP Datum: 05.09.2017
Einreicher: Zabel, Ronald
Beratungsfolge Termin

Beschlussvorschlag:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:
Der Oberburgermeister wird beauftragt zu prifen, zusatzliche Sitzgelegenheiten in der

Altstadt zu schaffen.

Begriindung: Es besteht zusatzlicher Bedarf an Sitzmdglichkeiten in der Altstadt. Dies wurde
unteranderem im Ausschuss fur Familie, Sicherheit und Gleichstellung sowie in zahlreichen
Gesprachen mit Gasten und insbesondere alteren Birgern festgestellt.

Dr. Ronald Zabel
CDU/FDP-Fraktion



TOP O 4.1

Hansestadt Stralsund

Der Oberblrgermeister
Biro des Prasidenten der
Birgerschaft/Gremiendienst

Beschluss der Birgerschaft

ZuTOP :9.3

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt
Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0098/2017

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t die Verweisung des folgenden
Antrages zur Beratung in den Ausschuss fir Bau, Umwelt und Stadtentwicklung:

Der Oberburgermeister wird beauftragt zu prifen, zusatzliche Sitzgelegenheiten und
Abfallbehélter in der Altstadt zu schaffen.

Beschluss-Nr.: 2017-VI-06-0663
Datum: 21.09.2017

Im Auftrag

Kuhn



TOP O 4.1

Hansestadt Stralsund

Der Oberblrgermeister
Biro des Prasidenten der
Birgerschaft/Gremiendienst

Beschluss der Birgerschaft

Zu TOP : 9.3 Anderungsantrag
Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt
Einreicher: Thomas Haack, Fraktion Burger fur Stral sund

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:
Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, zusatzliche Sitzgelegenheiten und
Abfallbehélter in der Altstadt zu schaffen.

Beschluss-Nr.: 2017-VI-06-0662
Datum: 21.09.2017

Im Auftrag

Kuhn



TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 06. Sitzung der Birgerschaft am 21.09.2017

ZUTOP:9.3

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0098/2017

Herr Haack stellt folgenden Anderungsantrag:

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, zusatzliche Sitzgelegenheiten und
Abfallbehalter in der Altstadt zu schaffen.

AulRerdem beantragt Herr Haack die Verweisung des Antrages in den Ausschuss fir Bau,
Umwelt und Stadtentwicklung.

Herr Paul stellt den Anderungsantrag zur Abstimmung:

Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2017-VI-06-0662

AnschlieRend stellt Herr Paul den Antrag auf Verweisung in den Ausschuss fur Bau, Umwelt
und Stadtentwicklung zur Abstimmung:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t die Verweisung des folgenden

Antrages zur Beratung in den Ausschuss fir Bau, Umwelt und Stadtentwicklung:

Der Oberburgermeister wird beauftragt zu prifen, zusatzliche Sitzgelegenheiten und
Abfallbehélter in der Altstadt zu schaffen.

Abstimmung: Einstimmig beschlossen

Beschluss-Nr.: 2017-VI-06-0663

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Ely
Stralsund, 05.10.2017



TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 02. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung

am 01.02.2018

ZuTOP: 41

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0098/2017

Herr Bogusch bittet darum, das Thema auf die Tagesordnung der Sitzung am 22.02.2018 zu
verschieben.

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Gaby Ely
Stralsund, 13.02.2018



TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 03. Sondersitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt und
Stadtentwicklung am 02.11.2017

ZuTOP: 3.1

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0098/2017

Die durch den Rundgang gefundenen Mdéglichkeiten fir weitere Sitzgelegenheiten in der
Altstadt sollen nun von der Verwaltung gepruft und zu einem spateren Zeitpunkt im
Ausschuss vorgestellt werden.

Da kein weiterer Redebedarf zu dem Antrag besteht, schlie3t Herr Lastovka den
Tagesordnungspunkt.

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i. A. Gaby Ely
Stralsund, 22.01.2018



TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 10. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung
am 05.10.2017

ZuTOP: 41

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0098/2017

Herr Lastovka schlagt vor, dass die Mitglieder des Ausschusses gemeinsam mit Herrn
Bogusch einen Altstadtrundgang machen, um Standorte flr weitere Sitzgelegenheiten und
Abfallbehélter ausfindig zu machen.

Herr Bogusch bietet an, vorab eine Ubersicht zur Verfiigung zu stellen, in der samtliche
Papierkorbe in der Altstadt verzeichnet sind.

Herr Lastovka lasst Uber die Vorgehensweise abstimmen.

Abstimmung: 8 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i. A. Gaby Ely
Stralsund, 24.10.2017



TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 03. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung
am 22.02.2018

ZuTOP: 41

Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt

Einreicher: Dr. Ronald Zabel, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0098/2017

Herr Bogusch hat zu dem Thema eine Prasentation, die dem Protokoll beigefugt wird,
vorbereitet. In Session wird die Prasentation dem Antrag als externes Dokument angehangt.
In der Prasentation sind die bei dem gemeinsamen Rundgang aufgezeigten Standorte flr
mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt dargestellt.

Herr Bogusch informiert dartiber, dass die mdglichen Standorte auf vorhandene
Versorgungsleitungen und Vorkeller Gberprift worden sind. Die Gas-und
Trinkwasserleitungen missen schnell zuganglich bleiben und dirfen nicht Gberbaut werden.
Im Ergebnis der insgesamt 11 gepruften Standorte stehen 5 ungeeignete, 5 eingeschrankt
geeignete Standorte und ein uneingeschrankt geeigneter Standort fiir eine neue
Sitzgelegenheit am ,Neuen Markt“. Sowohl die gewlinschten Standorte in der
Ossenreyerstralde als auch die in der ,Heilgeiststral3e 83/84 und 85" werden weiter verfolgt.
In der ,Heilgeiststrale 85 muss eine Abstimmung mit dem Grundstiickseigentiimer erfolgen.
Weiterhin vorstellbar ist der Standort ,Apollonienmarkt 17/18"“.

An den 6 denkbaren Bankstandorten sollen dann auch zusétzliche Millereimer aufgestellt
werden.

Auf die Frage von Herrn Lastovka antwortet Herr Bogusch, dass die Leitungen teilweise
auch parallel zur Gebaudefront verlaufen.

Herr Hack geht auf die Abfallbehéalter, die Teil des Beschlusses sind, ein. Die Anzahl der
Abfallbehdlter ist grundsatzlich ausreichend, jedoch sind diese zu klein. Sie sollten nach und
nach gegen grél3ere ausgetauscht werden.

Herr Bogusch nimmt den Gedanken von Herrn Haack auf, Herr Bogusch réat davon ab, die
Intervalle der Leerzeiten zu erhéhen. Er schlégt vor, dass ein bis zwei gréRere
Abfallbehélter an den zentralen Punkten, beispielsweise am Ostkreuz, aufgestellt werden.
Weiterhin erwahnt Herr Bogusch, dass die Abfallbehélter in der OssenreyerstraRe nicht mehr
produziert werden, sodass perspektivisch ein neues Modell verwendet werden muss.

Herr Nachtwey spricht in diesem Zusammenhang die problematische Entsorgung der
Zigaretten an. Dieses sollte bei der Modellauswahl beriicksichtigt werden.

Herr Lastovka geht auf die 5 eingeschrankt geeigneten Standorte ein und fragt, ab wann mit
weiteren Ergebnissen zu rechnen ist.

Herr Bogusch sagt, dass die Finanzierung der Banke noch geklart werden muss und schétzt
den Monat Mai als realistisch ein.

Die Ausschussmitglieder verstandigen sich darauf, dass Thema im Mai erneut auf die
Tagesordnung zu setzen. Dann auch mit Blick auf die entsprechenden Abfallbehalter.

Der Ausschussvorsitzende stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf besteht und schliel3t
den Tagesordnungspunkt.

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i. A. Gaby Ely
Stralsund, 08.05.2018






TOP O 4.2

Hansestadt Antrage
St Id IS un d Vorlage Nr.: AN 0018/2018

offentlich
Titel: Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstral3en
Einreicher: Ann Christin von Allwérden, CDU/FDP-Fraktion
Federfihrung: Fraktion CDU/FDP Datum: 23.02.2018
Einreicher: von Allwoérden, Ann Christin
Beratungsfolge Termin

Beschlussvorschlag:
Die Blrgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:
Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, inwiefern die Weihnachtsbeleuchtung

der Ossenreyerstralie auf die Seitenstra3en unserer Innenstadt ausgeweitet werden kann
und welche Kosten durch Anschaffung, Installation und Wartung anfallen.

Uber das Ergebnis der Priifung sind die Ausschiisse der Biirgerschaft fur
Finanzen/Vergabe, Wirtschaft Tourismus und Gesellschafteraufgaben sowie der Ausschuss
fur Bau Umwelt und Stadtentwicklung zu informieren

Begrindung:

In den SeitenstrafRen befinden sich viele einheimische Gewerbetreibende, deren Inhaber
sich eine Aufwertung durch eine erweiterte Weihnachtsbeleuchtung winschen.

Ann Christin von Allworden
CDU/FDP-Fraktion



TOP O 4.2

Hansestadt Stralsund

Der Oberbirgermeister
Biro des Préasidenten der
Burgerschaft/Gremiendienst

Beschluss der Blrgerschaft

ZuTOP:94

Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstral3en

Einreicher: Ann Christin von Allwdérden, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0018/2018

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschliel3t:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, inwiefern die Weihnachtsbeleuchtung
der Ossenreyerstralie auf die SeitenstraRen unserer Innenstadt ausgeweitet werden kann
und welche Kosten durch Anschaffung, Installation und Wartung anfallen.

Uber das Ergebnis der Prifung sind die Ausschiisse der Biirgerschaft fir
Finanzen/Vergabe, Wirtschaft Tourismus und Gesellschafteraufgaben sowie der Ausschuss
fir Bau Umwelt und Stadtentwicklung zu informieren

Beschluss-Nr.: 2018-VI-03-0755

Datum: 08.03.2018

Im Auftrag

Kuhn



TOP O 4.2

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 03. Sitzung der Burgerschaft am 08.03.2018

ZuTOP:9.4

Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstraf3en

Einreicher: Ann Christin von Allwdrden, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0018/2018

Frau von Allworden begriindet den Antrag ausfuhrlich und verweist ausdriicklich auf die
gelungene Weihnachtsbeleuchtung auf dem Alten Markt, der Ossenreyerstraf3e und im
Rathausdurchgang. Allerdings sieht sie die Beleuchtung in den NebenstralRen z.B.
HeilgeiststralRe und Badenstral3e ausbaufahig und spricht das Verantwortungsbewusstsein
gegenuber den dortigen Gewerbetreibenden an.

Herr Paul stellt den Antrag AN 0018/2018 wie folgt zur Abstimmung:

Die Bulrgerschaft der Hansestadt Stralsund beschliel3t:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt zu prifen, inwiefern die Weihnachtsbeleuchtung

der Ossenreyerstralie auf die Seitenstraen unserer Innenstadt ausgeweitet werden kann
und welche Kosten durch Anschaffung, Installation und Wartung anfallen.

Uber das Ergebnis der Priifung sind die Ausschiisse der Biirgerschaft fur
Finanzen/Vergabe, Wirtschaft Tourismus und Gesellschafteraufgaben sowie der Ausschuss
fur Bau Umwelt und Stadtentwicklung zu informieren

Abstimmung: mehrheitlich beschlossen

Beschluss-Nr.: 2018-VI-03-0755

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Hoffmann
Stralsund, 22.03.2018



TOP O 4.2

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 10. Sitzung des Ausschusses fur Finanzen und Vergabe am 19.06.2018

ZuTOP: 41

Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstral3en

Einreicher: Ann Christin von Allwdrden, CDU/FDP-Fraktion

Vorlage: AN 0018/2018

Herr Bogusch bezieht zu dem Auftrag der Burgerschaft Stellung und fuhrt aus, dass es in der
FuRgangerzone eine abgespannte Beleuchtung zwischen den Hausern gibt, die als
Weihnachtsbeleuchtung dient. In den Gbrigen Straf3en in der Altstadt sind Wandleuchten
angebracht, die in der Weihnachtszeit mit entsprechenden Aufsatzen versehen werden,
wobei dieses Angebot in der Vergangenheit auf die Heilgeiststral3e, Tribseer Stralie,
Badenstral3e und Knieper Stral3e erweitert wurde. In Bezug auf den Prifauftrag gibt Herr
Bogusch zu bedenken, dass in den vorgeschlagenen Strafl3en bisher keine Wandhalterung
fur diese Art der Weihnachtsbeleuchtung vorhanden ist, was eine Einigung mit den
Eigentimern voraussetzt, da ein rechtlicher Anspruch nicht besteht.

Des Weiteren weist der Abteilungsleiter auf die finanziellen Auswirkungen des Antrages hin,
die sich bei etwa 19 zusatzlichen Standorten auf 25.000€ belaufen, wobei
Fordermdglichkeiten noch nicht geprift wurden.

Auf Nachfrage von Herrn Pieper, ob die stromseitige Versorgung in der Kostenschatzung
miteinkalkuliert wurde, antwortet Herr Faasch, dass die vorhandenen Beleuchtungspunkte
ohne explizite Erdarbeiten veranschlagt wurden.

Herr R. Kuhn erkundigt sich nach einer anderen Art der Gestaltung der
Weihnachtsbeleuchtung, woraufhin Herr Bogusch entgegnet, dass eine einheitliche
weihnachtliche Beleuchtung in der Altstadt angestrebt wird.

Herr Haack vermisst in der Aufzahlung der Nebenstraf3en die angrenzende Judenstral3e.
Herr Bogusch nimmt den Hinweis mit auf.

Der Ausschussvorsitzende bedankt sich fir die Ausfiihrungen und schlégt vor, diese neuen

Erkenntnisse zur weiteren Beratung in die Fraktionen zu tragen.

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Hoffmann
Stralsund, 21.06.2018



	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Bestätigung der Niederschrift der 08. Sitzung des Ausschusses für Bau. Umwelt und Stadtentwicklung vom 07.06.2018
	Niederschrift öffentlich (07.06.2018)  

	TOP Ö  3.1 Bebauungsplan Nr. 67 der Hansestadt Stralsund "Gelände westlich des Straßenbauamtes an der Greifswalder Chaussee, Andershof"
	Vorlage  B 0025/2018
	B 67 Anlageblatt_ Aufstellungsbeschluss  B 0025/2018

	TOP Ö  3.2 Bebauungsplan Nr. 53 "Wohngebiet zwischen Damaschkeweg und Kornwinkel", Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
	Vorlage  B 0028/2018
	B53_Entwurfsbeschluss_Anlage1  B 0028/2018
	B53_Entwurfsbeschluss_Anlage2  B 0028/2018

	TOP Ö  3.3 Bebauungsplan Nr. 65 "Wohngebiet östlich der Hochschulallee", Abwägungs- und Satzungsbeschluss
	Vorlage  B 0029/2018
	Anhang 1_B65_Planz_Satzfass_Anlage A4  B 0029/2018
	Anhang 2_B65_Textliche Festsetzungen Satzfass  B 0029/2018
	Anhang 3_B65_Übersichtstab_ Stellungn_2018-07  B 0029/2018
	Anhang 4_B65_Abwäg_Behörden_Bürger_2018-07  B 0029/2018

	TOP Ö  3.4 Vertrag über die Herstellung von Erschließungsanlagen für das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 65 der Hansestadt Stralsund "Wohngebiet östlich der Hochschulallee"
	Vorlage  H 0050/2018
	Anlage 1 - Erschließungsvertrag zum B-Plan Nr. 65  H 0050/2018
	Anlage 2 - Lageplan zum B-Plan Nr. 65  H 0050/2018

	TOP Ö  4.1 Mehr Sitzgelegenheiten in der Altstadt
	Antrag  AN 0098/2017
	Beschluss BS 21.09.2017 AN 0098/2017  AN 0098/2017
	Beschluss BS 21.09.2017 AN 0098/2017 Aä  AN 0098/2017
	Protokollauszug Bürgerschaft 21.09.2017 AN 0098/2017  AN 0098/2017
	Protokollauszug BUStA 01.02.2018 AN 0098/2017  AN 0098/2017
	Protokollauszug BUStA 02.11.2017 AN 0098/2017  AN 0098/2017
	Protokollauszug BUStA 05.10.2017 AN 0098/2017  AN 0098/2017
	Protokollauszug BUStA 22.02.2018 AN 0098/2017  AN 0098/2017

	TOP Ö  4.2 Weihnachtliche Beleuchtung der Seitenstraßen
	Antrag  AN 0018/2018
	Beschluss Bürgerschaft 08.03.2018 AN 0018/2018  AN 0018/2018
	Protokollauszug Bürgerschaft 08.03.2018 AN 0018/2018  AN 0018/2018
	Protokollauszug FVA 19.06.2018 AN 0018/2018  AN 0018/2018



